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Im Zuge langjähriger Arbeitsmigration, aber auch aufgrund wechselvoller politischer Umstände 
im Herkunftsland, wanderten über Jahrzehnte viele Menschen aus der Türkei nach Deutsch-
land ein. Unterschiedliche Organisationen, die diese Zuwanderer gründeten, spiegeln zum Teil 
bis heute die Besonderheiten ihrer religiösen, politischen, ethnischen und wirtschaftlichen 
Milieus. Ein Teil der hier verorteten religiösen und politischen Organisationen und Strömungen 
ist von extremistischem Gedankengut beeinflusst oder geleitet. 
	 Ein Beispiel für eine islamistische Organisation, die in Deutschland bereits in den 1980er 
Jahren aktiv und öffentlichkeitswirksam für die Einführung eines Kalifats eintrat, ist der von 
Cemalettin KAPLAN begründete „Kalifatstaat“ (türkisch: „Hilafet Devleti“). Demokratie, welt-
liche Gesetzgebung und das Parteiensystem lehnte er kategorisch ab. Im Milieu seiner Anhänger 
vollzog sich eine Radikalisierung bis hin zur Gewaltanwendung, die im Dezember 2021 im Ver-
bot der Organisation gipfelte. Ungeachtet des Verbots sind auch in Baden-Württemberg 
Reststrukturen der Organisation vorhanden. Sie treten jedoch öffentlich nicht in Erscheinung. 
Im Februar 2024 erhob die Staatsanwaltschaft Karlsruhe Anklage gegen sechs Personen aus 
Blumberg/Schwarzwald-Baar-Kreis, denen die Unterstützung der Organisation vorgeworfen 
wird. Das Verfahren ist noch nicht abgeschlossen. 
	 Eine weit größere Bedeutung kommt im Kontext des islamistischen Extremismus den 
sogenannten legalistischen Organisationen zu. Ihr strategisches Vorgehen – auch als „Ent-
rismus“ bezeichnet – zielt auf Einflussnahme durch Teilhabe ab: Die politische Ausrichtung 
des Gemeinwesens soll langfristig von innen heraus, den eigenen religiösen Normen ent-
sprechend, verändert werden. Legalistische Islamisten werben mit scheinbar gemäßigten und 
gesellschaftskompatiblen Positionen um potenzielle Fürsprecher bei Behörden sowie in 
Politik und Medien und kooperieren mit verschiedenen christlichen Kirchengemeinden. Ihre 
spezifischen Lehrinhalte und ihre Gesellschaftsvision vermitteln sie jedoch nur innerhalb der 
eigenen Anhängerschaft. Ihre unverbrüchliche Loyalität gilt der muslimischen Weltgemein-
schaft (arabisch: „umma“), deren Werte und Normen ihre Handlungen leiten. Die häufig noch 
starke religiöse, kulturelle, soziale und sprachliche Prägung durch das Herkunftsland erleichtert 
ihnen dieses zweigleisige Vorgehen. Ein zentrales Element ihrer Propaganda ist die fortge-
setzte Verbreitung einer Opfererzählung unter den eigenen Anhängern: Ihnen wird eine 
dauerhafte, bewusste Diskriminierung und Bedrohung eingeredet, die auf den angeblichen 

„Rassismus“ beziehungsweise die „Islamophobie“ der nichtmuslimischen Gesellschaft zu-
rückzuführen sei.  
	 Die größte und bedeutendste Organisation des legalistischen Spektrums ist die 
„Islamische Gemeinschaft Millî Görüş e. V.“ (IGMG), die seit den frühen 1970er Jahren in 
Deutschland organisiert ist.

4	� Türkeibezogene Organisationen

	 Im Rahmen der jährlichen „Infak“-Spendenkampagne warben IGMG 
und EMUG gemeinsam um finanzielle Unterstützung für den Erwerb 
des Gebäudes für die Zentrale des Regionalverbands Württemberg in 
Kornwestheim/Landkreis Ludwigsburg sowie des Moscheegebäudes 
mit Bildungszentrum in Schorndorf/Rems-Murr-Kreis.

	 Im Oktober 2025 gab der IGMG-Regionalverband Württemberg den 
Erwerb eines ehemaligen Firmengebäudes in Kornwestheim/Landkreis 
Ludwigsburg bekannt, das künftig als Sitz des Regionalverbands 
genutzt werden soll.

	 Am 2. November 2025 führte die IGMG in Hagen/Nordrhein-Westfalen 
ihre 16. Generalversammlung durch. Es wurde eine Satzungsänderung 
verabschiedet, die unter anderem die internen Aufsichts- und Kontroll-
mechanismen verstärkt. 

Ereignisse und  
Entwicklungen 

2025

„Millî Görüş“-Bewegung

GRÜNDUNG/ENTWICKLUNG In der Türkei Ende der 1960er Jahre durch Necmettin Erbakan, in Deutschland ab 
1972 unter wechselnden Bezeichnungen organisiert. Ab 1985 „Avrupa Millî Görüş Teşkilatları“ („Vereinigung 
der Neuen Weltsicht in Europa“, AMGT), 1995 aufgespalten in „Islamische Gemeinschaft Millî Görüş e. V.“ (IGMG) 
und „Europäische Moscheebau- und Unterstützungsgemeinschaft e. V.“ (EMUG). Gründung der „Saadet Partisi“ 
(„Partei der Glückseligkeit“, SP) in der Türkei 2001, in Deutschland 2013. Weiterer Ableger: „İsmail Ağa Cemaati“ (IAC).

PERSONENPOTENZIAL Baden-Württemberg15: ca. 2.300 (2024: ca. 2.300) 
(Deutschland 2024: ca. 10.000) 

„Islamische Gemeinschaft Millî Görüş e. V.“ (IGMG)

GRÜNDUNG 1995

SITZ Köln; in Baden-Württemberg drei Regionalverbände, die ihren jeweiligen Sitz in Stuttgart, Ulm und 
Villingen-Schwenningen haben

GENERALVORSITZENDER Kemal ERGÜN

PUBLIKATIONEN Verbandszeitschrift „Perspektif“ und Verbandszeitung „camia“

Saadet Partisi („Partei der Glückseligkeit“, SP)

GRÜNDUNG in der Türkei 2001, in Deutschland 2013

SITZ Köln; in Baden-Württemberg Regionalvereine in Freiburg (Sitz: Lörrach), Karlsruhe (Sitz: Malsch/Land-
kreis Karlsruhe), Mannheim, Stuttgart (Sitz: Ludwigsburg) und Ulm (Sitz: Lonsee/Alb-Donau-Kreis)

GENERALVORSITZENDER Samet Sami TEMEL

PUBLIKATIONEN Tageszeitung „Millî Gazete“ (Europa-Ausgabe; Sprachrohr der SP) 

15 �Die Angaben zum Personenpotenzial der „Millî Görüş“-Bewegung 2024 und 2025 in Baden-Württemberg beruhen auf der geschätzten Zahl von maßgeblichen 
Funktionsträgern im Land. Zu den Mitgliedern beziehungsweise der Anhängerschaft der Bewegung insgesamt sind keine verlässlichen Zahlenangaben möglich.
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Die religiös-politische Bewegung „Millî Görüş“ („Nationale 
Sicht[weise]“) ist ein Sammelbecken von Anhängern des 2011 
verstorbenen Politikers Necmettin Erbakan. Sie strebt eine 

„gerechte Ordnung“ auf islamischem Fundament an, die lang-
fristig alle anderen, als „nichtig“ erachteten politischen Systeme 
ablösen soll. Diese Zielsetzung eint alle Institutionen, die sich 
auf „Millî Görüş“ berufen. Die politische Agenda Erbakans, die 
unter anderem antiwestliche und antisemitische Züge aufweist, 
ist in weiten Teilen nicht mit der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung vereinbar. Größte und bedeutendste Orga-
nisation des Spektrums in Deutschland ist die „Islamische 
Gemeinschaft Millî Görüş e. V.“ (IGMG). Mit ihrer legalistischen 
Strategie bewegt sie sich im Rahmen der geltenden Rechts-
ordnung. Ihr Ziel ist es, den Normen ihres eigenen Religions-
verständnisses Akzeptanz zu verschaffen und sie durchzu-
setzen. In Baden-Württemberg konzentriert sie sich auf eine 
umfassende islamische Bildungsarbeit, den Ausbau der ent-
sprechenden Infrastruktur und auf die Stärkung von Identität 
und Solidarität unter ihren Anhängern. 
	 Die „Saadet Partisi“ („Partei der Glückseligkeit“, SP) 
ist die Mutterpartei der „Millî Görüş“-Bewegung in der Türkei. 
Sie hat eigene Strukturen in Deutschland aufgebaut. Sie ist 
stärker politisch ausgerichtet als die IGMG und will ihre ideo-
logischen Positionen unter türkischen und türkischstämmigen 
Muslimen verbreiten. 
	 „İsmail Aǧa Cemaati“ (IAC) ist ein Zweig der mystischen 
Bruderschaft des weit verbreiteten Nakşibendiye-Ordens und 
zählt ebenfalls zur „Millî Görüş“-Bewegung. Die IAC folgt einer 
äußerst konservativen Islamauslegung, propagiert die um-
fassende Gültigkeit der Scharia und ist gegen eine Trennung 
von Religion und Staat. Die Aktivitäten von Anhängern in 
Baden-Württemberg entfalten keine Außenwirkung.

Ideologie und Historie 
„Millî Görüş“ ist eine politische Ideologie, die Necmettin Erbakan 
(1926-2011) entwickelte. Sie ist in der 1975 veröffentlichten 
gleichnamigen Schrift und in dem ab den 1970er Jahren ent-
wickelten Konzept „Adil Düzen“ („Gerechte Ordnung“) dar-
gelegt. Im Kern betrachtet die Ideologie zwei politische Sys-
teme als grundsätzlich unvereinbar: die Ordnung des „Rechts“ 
(arabisch: „hak“, „Gottes, der Wahrheit/des Islams“), die auf 
prophetischen Überlieferungen basiert, und die vom Menschen 
geschaffene Ordnung des „Unrechts“ (arabisch: „batıl“, „des 
Falschen, Nichtigen/Nicht-islamischen“). Nach diesem Konzept 
verkörpert die westliche, demokratische und säkulare Welt 
die Ordnung des „Unrechts“, die laut Erbakan langfristig von 
der gerechten islamischen Ordnung abgelöst werden soll. 
Klassische Feindbilder im Sinne Erbakans sind Zionismus, 
Kommunismus und Kapitalismus sowie der „rassistische Im-
perialismus der USA und der EU“.
	 Seit 1970 ist die „Millî Görüş“-Bewegung in der Türkei 
politisch aktiv. Nahezu zeitgleich begann sie, unter wechselnden 
Namen Strukturen in Deutschland aufzubauen. Die Gründung 
der SP und der heutigen türkischen Regierungspartei AKP 
geht auf eine Spaltung der gemeinsamen Vorgängerpartei im 
Jahr 2001 zurück. Folglich steht auch die AKP unmittelbar in 
der Tradition von „Millî Görüş“.

„Islamische Gemeinschaft Millî 
Görüş e. V.“ (IGMG)

Die Zentrale der deutschen, europäischen und außereuro-
päischen IGMG-Untergliederungen befindet sich in Köln. In 
Deutschland ist die IGMG in 15 Regionalverbänden (türkisch: 

„bölge“) organisiert, die als Schaltstellen zwischen der Zentrale 
und den rund 400 Ortsvereinen fungieren. In Baden-Württem-
berg existieren die Regionalverbände Württemberg, Freiburg-
Donau, Schwaben und Rhein-Neckar-Saar, denen insgesamt 
etwa 60 Ortsvereine angehören. Die Zentrale in Köln gibt die 
grundsätzliche Ausrichtung der Organisation vor. Außerdem 
bündelt und koordiniert sie die religiösen und sozialen Dienst-
leistungen, die Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit und weitere 
Aufgabenfelder in themenspezifischen Kommissionen. Einer 
Broschüre der IGMG zufolge „plant und kontrolliert der Zentral-
verband die vielfältigen Aktivitäten der IGMG, damit diese 
flächendeckend in allen Zweigstellen angeboten werden 
können und zudem ein einheitlicher Standard gewährleistet 
werden kann. Die Regionalverbände begleiten die lokalen und 
regionalen Tätigkeiten, stellen einen Arbeitsplan auf und han-
deln gemäß den von der Zentrale bereitgestellten Strategien 
für die Umsetzung grundlegender Ziele.“ Diese zentralistische 
und hierarchische Struktur ermöglicht es der Organisation, 

„Einheit in Aktion und Wort“ herzustellen, wie der Generalvor-
sitzende Kemal ERGÜN in seinen Reden häufig betont. 
	 Die IGMG definiert sich selbst als Religionsgemein-
schaft. Ihr Ziel ist eigenen Angaben zufolge die „Vermittlung 
und Pflege des islamischen Glaubens, seine Verwirklichung 
in allen sozialen Bezügen und die Erfüllung der koranischen 
Gebote“. Sie versteht sich als „Gemeinschaft, die der umfassen-
den Religionsverwirklichung dient“. Diese Selbstbeschreibung 
verdeutlicht ein Religionsverständnis, das keine Trennung 
von religiöser und weltlicher Sphäre vorsieht, sondern reli-
giösen Normen eine konstitutive Funktion in allen gesell-
schaftsrelevanten Bereichen zuweist. Bei der 16. Generalver-
sammlung der IGMG in Hagen/Nordrhein-Westfalen am 2. No- 
vember 2025 formulierte Kemal ERGÜN in diesem Sinne: „Wir 
sind eine Gemeinschaft, die Koran und Sunna als Führer an-
genommen und sich um gemeinsame Werte versammelt hat.“ 
Zudem wurde dort auf die religiösen Traditionen der „Konsultation 
(türkisch: istişare) und Ratsversammlung/Schura (türkisch: 

„şura“)“ verwiesen: Als eine prophetische Tradition stelle die 
Ratsversammlung die Basis des Organisationsverständnisses 
der IGMG dar. Die internen Strukturen der IGMG werden somit 
nicht von demokratischen, sondern von glaubensbasierten 
Prinzipien der Entscheidungsfindung bestimmt. 

27 �Auf der Facebook-Seite des IGMG-Regionalverbands Freiburg-
Donau am 20. Februar 2025 veröffentlichte Veranstaltungsan-
kündigung zu einer Gedenkveranstaltung für Erbakan und weitere 
Wegbereiter der „Millî Görüş“. Abbildungen und namentliche 
Nennungen belegen die hohe Bedeutung dieser Personen innerhalb 
der Bewegung, die heute noch als Vorbilder erachtet werden.

Führungs- und Identifikationsfigur Erbakan 
Von Beginn an lenkte und prägte Necmettin Erbakan die „Millî 
Görüş“-Bewegung in der Türkei, deren Konzepte sich zeitgleich 
auch unter türkischen Arbeitsmigranten in Deutschland und 
Europa verbreiteten. Er dient der Bewegung nach wie vor als 
zentrale Identifikationsfigur.
	 Nach Erbakans Tod im Jahr 2011 vermied die IGMG es, 
sich öffentlich auf ihn zu beziehen. Gleichzeitig zeigt sich in 
internen Verlautbarungen, Redebeiträgen und Postings in den 
sozialen Netzwerken, dass seine Person und seine politische 
Vision in der Anhängerschaft weiterhin größten Respekt ge-
nießen und Quellen der Inspiration sind. Aus Anlass des Todes-
tags Erbakans führte die IGMG auch 2025 Gedenkveranstal-
tungen (türkisch: „Önden Gidenler“ – „Die Vorangegangenen“) 
durch – sowohl in Regionalverbänden und Ortsvereinen der 
IGMG in Baden-Württemberg als auch bundesweit. Am 22. und 
23. Februar 2025 veranstalteten der Regionalverband Schwaben 
in Ulm und der Regionalverband Württemberg in Ebersbach/
Landkreis Göppingen eine „Önden Gidenler“-Veranstaltung 
zum Gedenken an Erbakan und dessen ehemalige Wegge-
fährten, wobei jeweils auch ein Prediger aus der IGMG-Zentrale 
in Köln anwesend war. Der Regionalverband Schwaben kom-
mentierte die Veranstaltung in Ulm und schrieb in einem Social 
Media-Post, man habe „unserer Altvorderen, die unseren Weg 
erleuchteten, Vorreiter für uns waren, in schweren Zeiten für 
die Religion des Rechts eintraten und dabei der Umma und 
der Menschheit die Richtung vorgaben und den Weg wiesen, 
mit Dankbarkeit gedacht.“ 27 

28 �Logo der IGMG

Auf der Ebene der großen islamischen Dachverbände ist die 
IGMG das dominierende Mitglied im „Islamrat für die Bundes-
republik Deutschland“16, der sich selbst ebenfalls als „islamische 
Religionsgemeinschaft“ versteht. Die Jugendorganisation der 
IGMG ist Mitglied in der in Brüssel ansässigen Studierenden-
organisation „Forum of European Muslim Youth and Student 
Organizations“ (FEMYSO), deren Positionen eine Nähe zu den-
jenigen der „Muslimbruderschaft“ (MB) aufweisen. 
	 Über verbandseigene türkischsprachige Medien ver-
breitet die IGMG die auf ihre Klientel zugeschnittenen Infor-
mationen. Die zweiwöchentlich erscheinende Zeitung „camia“ 
(„Gemeinschaft“) berichtet über Interna wie Vorstandssitzungen, 
Jugendarbeit, Seminare und Vortragsveranstaltungen. Die 
Monatszeitschrift „Perspektif“ („Perspektive“) beleuchtet 
Themen mit Bezug zum Islam im europäischen Kontext. Außer-
dem nutzt die IGMG den eigenen Internet-Kanal „camia TV“ 
zur Verbreitung ihrer Positionen. Im verbandseigenen Verlag 

„Plural Publications GmbH“ werden Printmedien, meist mit reli-
giösem Bezug, und Lehrmaterialien der IGMG vertrieben. Im 
Sortiment findet sich eine türkischsprachige Biographie Erba-
kans, dessen Person in der Präsentation des Buches folgender-
maßen charakterisiert wird:

16 �Der „Islamrat für die Bundesrepublik Deutschland“ ist kein Beobachtungsobjekt des Landesamts für Verfassungsschutz Baden-Württemberg.

„Es gibt ‚vorkämpferische und großartige 
Menschen‘, die furchtlos ihren Kampf für 
ihre Mission fortführen, die nicht potentiellen 
irdischen Gütern nachstellen, sondern ihr 
Leben den von ihnen für richtig befundenen 
Werten widmen und in die Geschichte nicht 
hineinpassen. Das Erbe, das diese Menschen 
hinterlassen, lädt uns als den Nachgeborenen 
eine schwere Verantwortung auf. Es besteht 
kein Zweifel, dass einer dieser Vorkämpfer 
und großartigen Menschen Necmettin 
Erbakan ist.“ 
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Erziehung und Bildung
Das zentrale Anliegen der IGMG ist es, ihrer Anhängerschaft 
umfassendes religiöses Wissen (türkisch: „ilim“) zu vermitteln. 
Sie legt großen Wert darauf, dass dieses Wissen im Alltag an-
gewendet wird. Die Jugend- und Bildungsarbeit steht somit 
im Mittelpunkt ihrer Aktivitäten. Der Bildungs- und Wissens-
erwerb findet vor allem in den eigenen Moscheevereinen statt. 
Das Angebot reicht von Vorschul- über Grundschulbildung bis 
zu Formaten für Erwachsenenbildung, Wochenend- und Ferien-
kursen, Lehr- und Hausgesprächen, Wettbewerben sowie 
Seminar- und Vortragsveranstaltungen. Die sogenannten 

„Sohbet“-Veranstaltungen, Lehrgespräche mit religiösem Inhalt, 
sind ein wichtiger Bestandteil des Lehrprogramms. Dem Selbst-
verständnis entsprechend, dient dieses weit verbreitete Format 
nicht nur spiritueller und moralischer Unterweisung, sondern 
auch der Festigung von Einheit und Zusammenhalt. An der 

„Berufsfachschule Muslimischer Führungskräfte“ (BeMuf) in 
Mainz bildet die IGMG ihren Nachwuchs an Imamen für ihre 
Moscheevereine teilweise selbst aus. Innerhalb der Organisa-
tion kommt zudem der Ausbildung künftiger Führungskräfte 
große Bedeutung zu. Ein besonderer Fokus liegt hierbei auf 
der Bewahrung der ethnischen und religiösen Identität und 

der Tradierung entsprechender Wertvorstellungen. Diese Ziel-
setzung ist auch außerhalb des Bildungskontextes zu erkennen: 
So wurde beispielsweise im IGMG-Ortsverein Rastatt anlässlich 
des Sommerfestes im Juni 2025 die „Wichtigkeit von nationaler 
Einheit und Zusammenhalt“ hervorgehoben. Mangelnder oder 
fehlender Glaube ist aus Sicht der IGMG verwerflich und folg-
lich abzulehnen. Bei einem Seminar des IGMG-Jugendverbands 
Württemberg unter dem Titel „Neue Masken des Unglaubens“ 
am 28. Juni 2025 in Stuttgart wurden den Teilnehmern „Ge-
dankentrends wie Atheismus, Deismus, Positivismus und Agnos-
tizismus“ als „Gefahr für die muslimische Jugend“ präsentiert.
	 Im Zusammenwirken mit ihrer Schwesterorganisation 

„Europäische Moscheebau- und Unterstützungsgemeinschaft 
e. V.“ (EMUG) fördert die IGMG den europaweiten Ausbau ihrer 
Infrastruktur mit der jährlichen Spendenkampagne „İnfak Kampan-
yası“ (türkisch „infak“ bedeutet in etwa „Spende um Allahs 
Willen“). In diesem Rahmen wurden 2025 in Baden-Württemberg 
Spenden für den Moscheekomplex mit Bildungszentrum des 
Ortsvereins Schorndorf/Rems-Murr-Kreis und für das neu 
erworbene Regional- und Bildungszentrum des Regionalver-
bands Württemberg in Kornwestheim/Landkreis Ludwigsburg 
eingeworben. 29

Frauen 
Weibliche Mitglieder der IGMG, die schätzungsweise rund 20  
Prozent des Personenpotenzials ausmachen, sind je nach Le-
bensalter im Frauen- oder Frauenjugendverband organisiert. 
Die separate Organisierung der Frauen entspricht dem in den 
IGMG-Strukturen praktizierten Prinzip der Geschlechtertren-
nung. Das so verbreitete Rollenbild propagiert das Konzept der 

„tugendhaften Frau“: Aus Sicht der IGMG ist die Frau maßgeblich 
verantwortlich für die Erziehung der nachfolgenden Generation 
und damit für den Fortbestand einer Gesellschaft mit ent-
sprechenden sozial- und sexualmoralischen Konzepten. 
	 Sichtbare Symbole einer auf Geschlechtertrennung 
gründenden Gesellschaft sind spezifische Bekleidungs- und 
Verhaltensvorschriften. Kopftuch und Körperverhüllung werden 
zur Pflicht und zum Identitätsmerkmal erhoben und dienen zur 
Abgrenzung nach innen wie nach außen. Dieses Frauenbild 
zielt auf Konformität ab und erweist sich mit Blick auf die 
Gleichberechtigung der Geschlechter und das Recht auf freie 
Entfaltung der Persönlichkeit als unvereinbar mit den Konzepten 
moderner westlicher Gesellschaften. Zudem eröffnet das 
Verhüllungsgebot gesellschaftspolitisch eine Reihe von Kon-
fliktfeldern, insbesondere im Hinblick auf die Wahrnehmung 
hoheitlicher Aufgaben im säkularen Staat. Das Tragen des 
Kopftuchs erklärt die IGMG nicht nur als Pflicht der Trägerin 
gegenüber Allah, sondern auch als ein Recht, das der Trägerin 
von Allah zugestanden wird und das deshalb verteidigt und 
umgesetzt werden müsse. Der Kommentar der Vorsitzenden 
des IGMG-Frauenverbands vom 11. September 2025 zu einem 
erneuten Anlauf der Regierung in Österreich, das Kopftuch aus 
Gründen des Selbstbestimmungsrechts für unter 14-jährige 
Mädchen zu verbieten17, bringt das Verständnis der IGMG in 
dieser für sie bedeutsamen Frage auf den Punkt:

„Saadet Partisi“ (SP)

Die „Saadet Partisi“ („Partei der Glückseligkeit“, SP) als der-
zeitige Vertreterin der „Millî Görüş“-Bewegung in der Türkei hat 
seit 2013 eigene Strukturen in Deutschland und Europa auf-
gebaut. Der Programmatik Erbakans entsprechend vertritt sie 
die „Millî Görüş“-Positionen als „Rezept zur Befreiung“ nicht 
nur der Türkei und der „umma“ („muslimische Gemeinschaft“), 
sondern „der Menschheit insgesamt“. Die Strukturen der Partei 
in Europa und der Türkei sind aufs engste miteinander verzahnt. 
Politiker aus der Türkei treten häufig auf Parteiveranstaltungen 
in Deutschland auf. So nahmen sowohl der Parteivorsitzende 
Mahmut ARIKAN als auch mehrere SP-Parlamentsabgeordnete 
an einer Veranstaltung zum Fastenbrechen der „SP Europa“ 
am 15. März 2025 in Frankfurt am Main teil, bei der auch Mit-
glieder des SP-Regionalvereins Stuttgart anwesend waren. 
Umgekehrt nahmen am 3. und 4. Mai 2025 zahlreiche Vertreter 
der „SP Europa“ an einer „Strategie- und Fortschrittstagung“ 
der Partei in Ankara teil, um über Probleme der in Europa leben-
den türkischen Staatsbürger zu beraten.
	 Die zentrale Bildungskommission der „SP Europa“ ko-
ordiniert die Bildungs- und Jugendarbeit. In Bezug auf die 
Jugend sieht sich die SP in der Rolle der Bewahrerin der tür-
kischen Identität, Sprache und Geschichte, wie der Vorsitzende 
der „SP Europa“, Samet Sami TEMEL, bei einem Jugendcamp 
der Partei vom 18. bis 21. April 2025 in Ledenitzen/Österreich 
betonte. Am 2. November 2025 führte die Partei ein „Erweitertes 
Saadet-Bildungscamp“ in Bischofsheim/Hessen durch, bei dem 
der aus der Türkei angereiste Parteivorsitzende ARIKAN den 
Teilnehmern für ihre Mitwirkung an deren „heiliger Mission“ – 
trotz Erschwernissen in Europa – dankte. Durch die Arbeit ge-
mäß den Prinzipien und im Geist von „Millî Görüş“ werde man 
die „Saadet Partisi“ erneut in die Lage versetzen, politische 
Verantwortung zu übernehmen.

29 �Jedes Jahr präsentieren 
IGMG und EMUG aktuelle 
Projekte für neue oder 
sanierungsbedürftige 
Moscheegebäude in ihren 
Regionalverbänden. Die 
Darstellung der einzelnen 
Projekte zeigt zum einen 
deren Vielgestaltigkeit 
und zum anderen die 
Reichweite, die sich auf 
das gesamte transnationale 
Verbreitungsgebiet der 
IGMG erstreckt.

30 �Durch die äußere Erscheinung der IGMG-Frauenvorsitzenden 
kommt das Selbstbild der Frauen in der IGMG, das auf Tugend-
haftigkeit und Uniformität abzielt, deutlich zum Ausdruck. Ihr 
Statement zum Kopftuch reklamiert dieses als ein „Recht“ und 
steht gleichzeitig in Kontrast zu einer freien Entfaltung der 
Persönlichkeit junger Mädchen, wie westliche Gesellschaften 
sie propagieren.

„(…) Dieser Schritt verletzt die Kinderrechte 
und spaltet die Gesellschaft (…) Politik sollte 
Kinder schützen, nicht stigmatisieren oder 
ausschließen. Bildung muss Kinder stärken –  
frei, gleichberechtigt und würdevoll.“ 30

17 �Am 11. Dezember 2025 beschloss der österreichische Nationalrat ein Kopftuchverbot für Schülerinnen unter 14 Jahren. Die Islamische Glaubensgemeinschaft in 
Österreich (IGGÖ) kündigte eine Beschwerde vor dem österreichischen Verfassungsgerichtshof an.

31 �Logo der SP
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Unter dem Motto „Ein aufopferungsvolles Leben“ lud der SP-
Regionalverein Freiburg für den 22. Februar 2025 zu einer 
Erbakan-Gedenkveranstaltung in Tuttlingen ein. In der Einla-
dung an „alle Geschwister, die in den Spuren dieser heiligen 
Mission marschieren“, hieß es: 

Ausblick „Millî Görüş“-
Bewegung

In Deutschland und Europa ist die „Millî Görüş“-Bewegung in 
ihrer gesamten institutionellen Bandbreite aktiv. Alle Teile der 
Bewegung vertreten eine Lebens- und Gesellschaftsordnung, 
die auf islamischen Normen gründet. Mit unterschiedlichen 
Akzenten beziehen sie sich dabei auf die ordnungspolitischen 
Vorstellungen des „Millî Görüş“-Gründers Erbakan. Ihre Auf-
splittung in verschiedene Komponenten zeigt zum einen feine 
Unterschiede in der Ausrichtung auf die politische und ideo-
logische Leitfigur, zum anderen eine Diversifizierung innerhalb 
der Bewegung. Diese Entwicklung ist im Kontext politischer 
Entwicklungen einerseits und strategischer Überlegungen 
andererseits zu betrachten. Seitens der IGMG werden nicht nur 
Verbindungen zu Strukturen der SP in Deutschland gemieden, 
es wird auch jegliche Nähe zur „Millî Görüş“-Bewegung nach 
außen abgestritten.
	 Die von „Millî Görüş“ propagierte politische Ordnung ist 
mit den Prinzipien der freiheitlichen demokratischen Grund-
ordnung nicht vereinbar. Zwar zeigt sich die IGMG nach außen 
hin dialogorientiert und vermeidet jegliche Bezugnahme auf 
Erbakans Person und Ideologie. Eine Distanzierung oder Neu-
positionierung ihm gegenüber ist jedoch weder erfolgt noch zu 
erwarten. Intern ist die IGMG loyal gegenüber ihrer Integrations- 
und Leitfigur und folgt somit einer am jeweiligen Adressaten-
kreis ausgerichteten Doppelstrategie. Entgegen ihrer selbst-
definierten Eigenschaft als Religionsgemeinschaft äußert sich 
die Organisation auch zu politischen Entwicklungen in Deutsch-
land und der Welt. Dies geschieht fast ausschließlich in Presse-
mitteilungen auf ihrer Homepage und bezieht sich zumeist auf 
angebliche Diskriminierung, Rassismus und „Islamfeindlichkeit“, 
womit die IGMG ihren Anhängern eine unterschwellige Be-
drohung durch die Umgebungsgesellschaft suggeriert. So 
kritisierte sie beispielsweise die Verwendung von Begriffen wie 

„Islamismus“ oder „islamistisch“ als „höchst problematische 
Label“ und konstatierte Reformbedarf in Bezug auf das All-
gemeine Gleichbehandlungsgesetz wegen Ausgrenzung von 
Frauen mit Kopftuch „aus fast allen Bereichen des öffentlichen 
Dienstes“. Abgesehen von Statements dieser Art bleibt der Ein-
fluss der IGMG trotz ihrer Größe und Reichweite auf deutsch-
sprachige Diskurse zu Islam und Gesellschaft jedoch marginal.
	 Der von der IGMG vorangetriebene Ausbau ihrer Infra-
struktur sowie entsprechender Lehr- und Bildungsangebote 
vollzieht sich gleichfalls weitgehend jenseits der öffentlichen 
Wahrnehmung. Ihr zentrales Anliegen ist es, der jungen Genera-
tion ihre eigene Islaminterpretation und die daraus abgeleiteten 
gesellschaftspolitischen Vorstellungen zu vermitteln und deren 
Verbreitung zu fördern. Gleichzeitig liegt es im Eigeninteresse 
der IGMG, Kommunikationskanäle mit unterschiedlichen ge-
sellschaftlichen, religiösen und sozialen Akteuren – wie bei-
spielsweise Kommunalverwaltungen, Kirchengemeinden und 
Einrichtungen der Wohlfahrtspflege – herzustellen und an ge-
eigneten Projekten zu partizipieren. Mit diesem Vorgehen soll 
die Gesamtgesellschaft langfristig für die eigenen religiösen 
Normen und entsprechende Gesellschaftskonzepte empfäng-
lich gemacht werden. Es bleibt daher eine wichtige Aufgabe 
der Sicherheitsbehörden, auch im Interesse der Öffentlichkeit 
die Intentionen sowie die Entwicklung und die Aktivitäten der 
IGMG weiter aufmerksam zu verfolgen. 

„Bei dieser bedeutungsvollen Veranstaltung 
werden wir des Kampfes, der moralischen 
Haltung und des Missionsbewusstseins 
unseres Hodschas Erbakan ein weiteres Mal 
gedenken und als Freiwillige, die auf seinen 
Spuren wandeln, zusammenkommen.“

Eine Gedenkveranstaltung führte am selben Tag auch der in 
Ludwigsburg ansässige SP-Regionalverein Stuttgart durch. 
Ein hochrangiger Parteifunktionär aus der Türkei war bei beiden 
Veranstaltungen zugegen. Mit diesen länderübergreifenden 
Austauschformaten nutzt die SP die Möglichkeit, ihre durch 

„Millî Görüş“ geprägte Sichtweise auf das tagespolitische Ge-
schehen in der Anhängerschaft zu verbreiten und zu festigen. 
Auch der Tageszeitung „Millî Gazete“ kommt hierbei eine be-
deutende Rolle zu. Die Zeitung, die lange Zeit die publizistische 
Klammer zwischen den verschiedenen Komponenten der „Millî 
Görüş“-Bewegung war, bildet heute fast ausschließlich die 
politische Weltsicht der SP ab. Ihre Berichterstattung lässt anti-
westliche und antisemitische Aspekte der Ideologie immer 
wieder hervortreten. Zum 53. Jahrestag der Gründung der 
Zeitung am 12. Januar 2025 erneuerte der Herausgeber seinen 
Anspruch, die Auflage der Zeitung zu erhöhen, um „Millî Görüş“ 
zur Herrschaft zu verhelfen. In ähnlicher Weise äußerte sich der 
SP-Vorsitzende ARIKAN: Millî Gazete sei „keine Oase in der 
Wüste, sondern die Stimme derjenigen Menschen, die daran 
glauben, dass diese Wüste begrünt werden kann“; daher sei 
es notwendig, diese Stimme überallhin zu verbreiten. Auch 
in Deutschland festigten „Saadet Partisi“ und „Millî Gazete“ 
ihre Verbundenheit durch einen Besuch des Vorsitzenden der 

„SP Europa“ und weiterer Parteivertreter bei „Millî Gazete Europa“ 
aus Anlass des Gründungsjahrestags der Zeitung.

32 �Logo der „Millî Gazete“

5	� Schiitischer Islamismus und  
„Hizb Allah“

„Hizb Allah“

GRÜNDUNG 1982 in Libanon

SITZ Libanon, weltweite Verbreitung „Hizb Allah“-naher „Gemeinden“

GENERALSEKRETÄR Naim KASSIM (seit 2024)

MITGLIEDER Baden-Württemberg: Einzelpersonen18  
(2024: Einzelpersonen) (Deutschland 2024: ca. 1.250) 

MEDIEN Fernsehsender „al-Manar“ („Der Leuchtturm“), Internetportal 
„al-Ahed“ („Das Versprechen“), Radiosender „an-Nur“ („Das Licht“)

18 �Das Landesamt für Verfassungsschutz Baden-Württemberg (LfV) geht für Baden-Württemberg aktuell von mehreren Einzelpersonen aus, die als Funktionäre 
der „Hizb Allah“ gelten. Daran schließt sich ein größeres Unterstützerumfeld an. Des Weiteren geht das LfV davon aus, dass es in schiitisch-islamistisch 
geprägten Gemeinden eine unbestimmte Anzahl von Sympathisanten der „Hizb Allah“ gibt, ohne dass diese in offizielle Strukturen eingebunden sind.

33 �Logo der „Hizb Allah“
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Der schiitische Islamismus hat seine Ursprünge in Iran. Die dortige Revolution in den Jahren 
1978/79 und die anschließende Etablierung der Islamischen Republik haben auch heute noch 
großen Einfluss auf schiitisch-islamistische Organisationen.  
	 Der schiitische Islamismus unterscheidet sich von der sunnitischen Variante vor allem 
in zwei Punkten: Zum einen geht es den Anhängern des schiitischen Islamismus um die Macht-
befugnisse innerhalb der eigenen Organisationen. Anders als bei sunnitischen Strömungen 
wie der Muslimbruderschaft oder dem Salafismus liegen Herrschaft und Macht im schiitischen 
Islamismus in der Regel in den Händen der Theologen. Zum anderen ist der schiitische Is-
lamismus vergleichsweise vereint geblieben. Im Gegensatz zum sunnitischen Islamismus ist 
keine szeneinterne Zersplitterung zu beobachten. 
	 Die „Hizb Allah“ („Partei Gottes“) ist die für Deutschland bedeutendste schiitisch-
islamistische Organisation. Sie ist im Libanon beheimatet. Ihre Anhänger und ihre Ideologie 
finden durch „Hizb Allah“-nahe Diaspora-Gemeinden weltweit Verbreitung. Die „Hizb Allah“ 
unterhält sehr enge Verbindungen zu den staatlichen und religiösen Institutionen Irans. Seit 
ihrer Gründung im Jahr 1982 war der militante Kampf gegen den Staat Israel zentrales Hand-
lungsfeld der „Hizb Allah“.  
	 Seit 2020 unterliegt die „Hizb Allah“ als gesamte Organisation einem Betätigungsver-
bot in Deutschland, da ihre Tätigkeit Strafgesetzen zuwiderläuft und sich gegen den Gedanken 
der Völkerverständigung richtet.

	 Die „Hizb Allah“ weigert sich trotz innen- und außenpolitischen Drucks, 
ihre Terror-Milizen zu entwaffnen, und droht mit einem Bürgerkrieg, 
falls die libanesische Regierung darauf bestehen sollte.

	 Am 23. Februar 2025 fand in Beirut die offizielle Trauerfeier des ehe-
maligen „Hizb Allah“-Generalsekretärs Nasrallah statt. Auch aus 
Baden-Württemberg reisten einige Anhänger und Unterstützer der 
„Hizb Allah“ zur Trauerfeier in den Libanon.

	 Am 3. Juni 2025 verurteilte das Oberlandesgericht Stuttgart einen 
Syrer wegen Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Kriegsver-
brechen zu einer lebenslangen Gesamtfreiheitsstrafe. Der Verurteilte 
hatte sich 2011 im syrischen Bürgerkrieg einer schiitischen Miliz 
angeschlossen, die von der „Hizb Allah“ unterstützt wurde. 

Ereignisse und  
Entwicklungen 

2025

Ideologie und Historie
Die „Hizb Allah“ gründete sich 1982 als paramilitärische Wider-
standsbewegung gegen den israelischen Einmarsch im Libanon 
während des libanesischen Bürgerkriegs. Ursprünglich richteten 
sich ihre Aktivitäten gegen die israelische Besetzung und zielten 
auf die Vertreibung der Besatzungstruppen durch Guerilla-
Kriegsführung und Selbstmordattentate. In den 1980er und 
1990er Jahren verübte sie weltweit Attentate gegen US-ameri-
kanische und jüdische Einrichtungen und führte Geiselnahmen 
und Raketenangriffe durch. Nach dem israelischen Rückzug 
aus dem Südlibanon im Jahr 2000 sieht sich die „Hizb Allah“ 
weiter in Feindschaft gegenüber Israel und verneint dessen 
Existenzrecht. Ihr militärisches Handlungsfeld erstreckte sich 
in der Vergangenheit auch auf den syrischen Bürgerkrieg, in 
dem sie auf Seiten des Assad-Regimes agierte. Ideologisch 
strebt die „Hizb Allah“ die theokratische Herrschaftsform 

„Wilayat al-Faqih“ („die Herrschaft der [islamischen] Rechts-
gelehrten“) an, in der die durch Islamgelehrte ausgelegte Reli-
gion über allem steht. Die „Hizb Allah“ ist seit 1992 im liba-
nesischen Parlament vertreten. Sie betreibt ein Netzwerk von 
karitativen und sozialen Einrichtungen, mit denen sie teilweise 
staatliche Strukturen in Libanon ersetzt. Durch die andauernde 
Bewaffnung tritt die „Hizb Allah“ in Konkurrenz zur libanesischen 
Armee und untergräbt das staatliche Gewaltmonopol. Ein zen-
traler Aktionsbereich der „Hizb Allah“ ist Propaganda. Dazu 
betreibt sie mehrsprachige Internetseiten und den weltweit 
rund um die Uhr ausgestrahlten Fernsehsender „al-Manar“ 
(„Der Leuchtturm“).

Angriffe der „Hizb Allah“ auf israelisches Staatsgebiet
Nach dem Angriff der Terrororganisation HAMAS auf den 
Staat Israel am 7. Oktober 2023 schoss auch die „Hizb Allah“ 
Raketen und Drohnen auf Nordisrael. Im Verlauf der militä-
rischen Offensive der israelischen Armee im Gazastreifen hat 
die „Hizb Allah“ regelmäßig israelisches Territorium beschos-
sen. Dieses Vorgehen verdeutlicht das Selbstverständnis 
der „Hizb Allah“ als „Widerstandsbewegung gegen Israel“. Es 
zeigt, dass es sich bei der „Hizb Allah“ vor allem um eine ter-
roristische Organisation handelt, die Israel und Juden weltweit 
als legitime Ziele erachtet. Als Reaktion auf den Raketenbe-
schuss griff die israelische Armee Stellungen der „Hizb Allah“ 
im Südlibanon und in Beirut an. Dabei wurden hochrangige 
Mitglieder der „Hizb Allah“, etwa der Generalsekretär Hassan 
Nasrallah, getötet. Am 29. Oktober 2024 gab die „Hizb Allah“ 
die Ernennung von Naim KASSIM zum neuen Generalsekretär 
bekannt. KASSIM lehnt trotz des wachsenden Drucks auf die 

„Hizb Allah“ die Entwaffnung der „Hizb Allah“-Terrormilizen 
weiterhin ab, wie er in seinen Reden mehrmals bekräftigte. Auf 
die Forderung der libanesischen Regierung, die Terror-Milizen 
zu entwaffnen, drohte KASSIM am 15. August 2025 sogar mit 
einem Bürgerkrieg im Libanon. 

34 �Logo des Fernsehsenders „al-Manar“

 „Das ist unsere gemeinsame Nation. Wir 
leben in Würde zusammen und wir bauen 
gemeinsam unsere Souveränität auf – oder 
es wird im Libanon kein Leben mehr geben, 
wenn ihr auf der anderen Seite steht und 
versucht, mit uns in Konfrontation zu gehen 
und uns zu eliminieren. (…) und ihr tragt die 
Verantwortung [dafür].“

„Für uns ist Amerika der große Teufel, der 
Israel schützt, welches ein Krebsgeschwür 
ist und entfernt werden muss – und zwar 
nicht nur aus dem Libanon, sondern aus der 
ganzen Region.“ 

Auch unter Naim KASSIMs Führung ist es erklärtes Ziel der 
„Hizb Allah“, Israel zu vernichten, wie der neue Generalsekretär 
am 18. April 2025 bekräftigte:
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Inszenierung der Trauerfeier Nasrallahs  
als Machtdemonstration 
Am 23. Februar 2025 wurde der getötete Generalsekretär 
Hassan Nasrallah (1960-2024) in Beirut offiziell beerdigt. Am 
Märtyrer-Gedenktag der „Hizb Allah“ am 16. Februar 2025 
forderte sein Nachfolger Naim KASSIM dazu auf, zahlreich an 
der Trauerfeier teilzunehmen. Die Teilnehmer würden damit ihr 
Treuegelöbnis gegenüber der „Hizb Allah“ erneuern. Sie sollten 
der Welt demonstrieren, dass die „Hizb Allah“ und der „Islamische 
Widerstand“ nach wie vor stark und expansiv seien. An der 
Trauerfeier nahmen schätzungsweise eine halbe Million Men-
schen teil. Auch aus Baden-Württemberg reisten einige An-
hänger und Unterstützer zur Solidaritätsbekundung mit der 

„Hizb Allah“ und dem langjährigen Anführer in den Libanon.

Schiitischer Islamismus und  
die „Hizb Allah“ in Deutschland 
und Baden-Württemberg

Die „Hizb Allah“-Anhänger organisieren sich in Deutschland in 
regionalen Treffpunkten, wobei sie den Bezug zur „Hizb Allah“ 
in der Regel verschleiern. Es ist anzunehmen, dass sich in Ba-
den-Württemberg derzeit Personen aufhalten, die als Funktio-
näre der „Hizb Allah“ gelten und ein größeres Unterstützer-
umfeld haben. In den schiitisch-islamistisch geprägten Ge- 
meinden ist außerdem von einer unbestimmbaren Anzahl von 
Sympathisanten auszugehen, die nicht in offizielle Strukturen 
der „Hizb Allah“ eingebunden sind. Aufgrund der Stellung als 
einziger schiitischer Staat sieht sich die Islamische Republik 
Iran als Schutzmacht aller Schiiten auf der Welt. Iran und die 

„Hizb Allah“ sind bestrebt, durch unterschiedliche Aktivitäten 
Einfluss auf schiitische Gemeinden weltweit zu nehmen und 
ihre Ideologie zu verbreiten. Mit dem in Deutschland verbotenen 
TV-Sender „al-Manar“ und über Internetseiten von Organisa-
tionen, die ihr nahestehen, versucht die „Hizb Allah“, Anhänger 
und Sympathisanten weltweit zu beeinflussen und an sich zu 
binden. Zu den Hauptbetätigungsfeldern zählen die Entsendung 
von sogenannten Reisescheichs in schiitisch-islamistisch ge-
prägte Gemeinden und Moscheen sowie die Einflussnahme 
während schiitischer Feiertage und am jährlichen „al-Quds-
Tag“ („Jerusalem-Tag“), der am letzten Freitag des Ramadans 
stattfindet. 
	 Der „al-Quds-Tag“ ist ein wichtiges Agitations- und 
Handlungsfeld für Anhänger des schiitischen Extremismus. 
Er findet jedes Jahr am letzten Freitag im arabischen Fasten-
monat Ramadan statt. Das damalige religiöse Oberhaupt des 
Iran, Ajatollah Ruhollah Khomeini, hat diesen Aktionstag 1979 
ins Leben gerufen. Er soll der Solidarität mit den Palästinensern 
und der „palästinensischen Sache“ dienen. Schiitische Extre-
misten nutzen den Tag, um gegen Israel und „die Juden“ zu 
agitieren und antisemitische Propaganda zu verbreiten. An 
diesem Tag gibt es nicht nur Kundgebungen in Teheran, Beirut 
und Sanaa, sondern auch in westlichen Großstädten wie Wien, 
London und Paris. In Deutschland wird der „al-Quds-Tag“ immer 
am darauffolgenden Samstag begangen, um mehr Leuten die 
Teilnahme zu ermöglichen. 
	 Am 29. März 2025 demonstrierten anlässlich des „al-
Quds-Tags“ rund 550 Personen in Frankfurt am Main. 

Verbotsverfügungen und Staats-
schutzverfahren im Zusammen-
hang mit der „Hizb Allah“

Verbot der „Hizb Allah“ und Einstufung  
als Terrororganisation
Das Bundesministerium des Innern verbot am 26. März 2020 
die Aktivitäten der „Hizb Allah“ in Deutschland. In der Begrün-
dung hieß es, die Tätigkeit der „Hizb Allah“ laufe deutschen 
Strafgesetzen zuwider und sei gegen den Gedanken der Völker-
verständigung gerichtet. Das Verbot gilt für die gesamte 
Organisation. Damit sind alle Aktivitäten für die „Hizb Allah“, 
Versammlungen und das Tragen ihrer Kennzeichen untersagt. 
Schon 2008 hatte das Bundesministerium des Innern den von 
der „Hizb Allah“ betriebenen Fernsehsender „al-Manar“ verboten. 
Trotz des Verbots ist er in Deutschland weiterhin über ver-
schiedene Satellitenbetreiber zu empfangen. Neben Deutsch-
land haben weitere Staaten und Organisationen die „Hizb 
Allah“ als Terrororganisation eingestuft, darunter Australien, 
Frankreich, Israel, die Niederlande, die USA, das Vereinigte 
Königreich sowie die Arabische Liga und der Golfkooperations-
rat. Zudem betrachten die EU und Neuseeland den militärischen 
Flügel der „Hizb Allah“ als Terrororganisation. 

Staatsschutzverfahren 
Am Oberlandesgericht Stuttgart wurde im Oktober 2024 ein 
Staatsschutzverfahren gegen einen Syrer eröffnet. Der Syrer 
hatte sich 2011 im syrischen Bürgerkrieg einer schiitischen 
Miliz angeschlossen, die von der „Hizb Allah“ unterstützt wurde. 
Der Angeklagte wurde am 3. Juni 2025 unter anderem wegen 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit durch Tötung (in Tat-
einheit unter anderem mit einem Verbrechen des Mordes), 
Folter und Freiheitsberaubung sowie Kriegsverbrechen gegen 
Personen und gegen Eigentum zu einer lebenslangen Gesamt-
freiheitsstrafe verurteilt (Az.: 6 St 3 BJs 47/20 Oberlandes-
gericht Stuttgart, nicht rechtskräftig).
	 Am 18. November 2025 begann in Niedersachsen am 
Oberlandesgericht Celle ein Staatsschutzverfahren gegen ein 
mutmaßliches „Hizb Allah“-Mitglied. Der Angeklagte soll ab 
2022 von Spanien und später von Deutschland aus das mili-
tärische Drohnenbeschaffungsprogramm der „Hizb Allah“ 
unterstützt und dadurch Beihilfe zum versuchten Mord ge-
leistet haben. Teile der so beschafften Ausrüstung sollen in 
Sprengstoffdrohnen verwendet worden sein, welche die „Hizb 
Allah“ gegen israelische Ziele eingesetzt haben soll. Eine davon 
soll am 11. Oktober 2024 in einem Seniorenheim in Herzliya 
bei Tel Aviv/Israel explodiert sein. Weitere Anklagepunkte sind 
die Mitgliedschaft in einer ausländischen terroristischen Ver-
einigung und Verstöße gegen Embargobestimmungen der 
Europäischen Union (Az. 4 St 2/25).
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2024 / 2.900 BW (12.900 BUND)    2023 / 2.750 BW (12.500 BUND)

2024 / 5.440 BW (32.500 BUND)   2023 / 5.150 BW (30.650 BUND)5.560  
Gesamt3 (2025) 

Als „Auslandsbezogenen Extremismus und Terrorismus“ bezeichnet der Verfassungs-
schutzverbund sicherheitsgefährdende Bestrebungen von politischen Organisationen, 
die ihren Ursprung im Ausland haben und nicht religiös motiviert sind. Für ihre 
Aktivitäten in Deutschland sind vorwiegend Ereignisse in ihren Ursprungsländern 
ausschlaggebend. Die Zusammensetzung der Gruppierungen ist häufig uneinheitlich 
und umfasst ausländische sowie deutsche Staatsangehörige mit oder ohne Migrations-
hintergrund.
	 Politische Organisationen mit Auslandsbezug gelten als extremistisch und unter-
liegen der Beobachtung durch die Verfassungsschutzbehörden, wenn
 
	 	� ihre Aktivitäten gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung 

Deutschlands oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes gerichtet 
sind, 

	 	� sie durch die Anwendung von Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungs-
handlungen auswärtige Belange Deutschlands gefährden oder

	 	� sich ihre Betätigungen gegen den Gedanken der Völkerverständigung 
richten, insbesondere gegen das friedliche Zusammenleben der Völker. 

Die vom Landesamt für Verfassungsschutz in Baden-Württemberg beobachteten 
Organisationen mit Auslandsbezug lassen sich grundsätzlich in vier Bereiche gliedern: 
türkischer Rechtsextremismus, kurdischer Extremismus, türkischer Linksextremismus 
und säkularer propalästinensischer Extremismus.
	 Die Organisationen verfolgen unterschiedliche Ziele: Sie möchten beispielsweise 
die Staats- und Gesellschaftsordnung in ihren Ursprungsländern gewaltsam verändern 
oder in Deutschland Menschen für ihre Ziele gewinnen. Ihre Anhänger sehen das 
deutsche Staatsgebiet als sicheren Rückzugsraum. Von hier aus unterstützen sie 
ihre Heimatorganisationen durch Propaganda, Finanzierung und Rekrutierung. 
Zudem wollen sie Akzeptanz und Anschlussfähigkeit in der deutschen Mehrheits-
gesellschaft erlangen und den politischen Diskurs beeinflussen

Personenpotenzial extremistischer Organisationen mit Auslandsbezug
in Deutschland und Baden-Württemberg im Zeitraum 2023 – 20251, 2

3.050 
Türkischer Rechtsextremismus

2024 / 1.850 BW (15.000 BUND)    2023 / 1.750 BW (15.000 BUND)

1.850 
Kurdischer Extremismus

2024 / 640 BW (2.500 BUND)   2023 / 650 BW (2.500 BUND)

610 
Türkischer Linksextremismus

50 
Säkularer propalästinensischer 
Extremismus 2024 / 50 BW (1.000 BUND)   2023 / (250 BUND)
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Insgesamt

davon extremistische Straftaten

davon extremistische Gewalttaten

2025

374

48

2023 2024

60
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4
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34
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Politisch motivierte Kriminalität (PMK) im Bereich „Ausländische Ideologie“ 
sowie extremistische Straf- und Gewalttaten im Zeitraum 2023 – 20254

474 (BW)

Im Berichtsjahr 2025 wurden in Baden-Württemberg 374 extremis-
tische Straftaten im Bereich PMK-ausländische Ideologie erfasst. 
Dieser Rückgang im Vergleich zum Vorjahr (2024: 436) spiegelt sich 
allerdings nicht in der Entwicklung der extremistischen Gewalttaten 
wider. Hier ist etwa eine Verdopplung auf 48 (2024: 23) festzustellen. 
Der Großteil davon entfällt auf Körperverletzungs- und Widerstands-
delikte. Während 2024 im Phänomenbereich PMK-ausländische 
Ideologie noch 240 antisemitische Straftaten zu verzeichnen waren, 
waren es in 2025 191, davon waren sechs Gewalttaten (2024: 7). Nach 
dem sprunghaften Anstieg der antisemitischen Straftaten im Jahr des 
Angriffs der islamistischen Terrororganisation HAMAS auf den Staat 
Israel am 7. Oktober 2023, gab es in den letzten beiden Jahren im 
Phänomenbereich PMK-ausländische Ideologie einen Rückgang.

Stand: 31. Dezember 2025

Stand: 31. Dezember 2025

1 Die Zahlenangaben Land/Bund sind zum Teil geschätzt und gerundet.
2 Die Zahlen des Bundesministeriums des Innern und für Heimat (BMI) lagen für 2025 noch nicht vor.
3 �Die Gesamtzahl des Personenpotenzials umfasst auf Bundesebene neben den hier aufgeführten auch sonstige Gruppierungen.
4 �Zahlen des Landeskriminalamts Baden-Württemberg sowie des Bundeskriminalamts.

542

98
32

9
3.

09
2

5.
17

0 
(B

U
N
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687 (BW)

436

23

527 (BW)
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1	� Entwicklungen und Tendenzen

	 Die säkulare extremistische propalästinensische Szene etablierte sich 
bei propalästinensischen Demonstrationen in Baden-Württemberg als 
treibende Kraft.

	 Akteure der türkisch-rechtsextremistischen „freien Ülkücü“-Szene aus 
Baden-Württemberg nutzten den Israel-Palästina-Konflikt, um in den 
sozialen Medien israelfeindliche und gewaltverherrlichende Inhalte zu 
verbreiten.

	 Der im Februar 2025 durch den Anführer der „Partiya Karkeren 
Kurdistan“ („Arbeiterpartei Kurdistans“, PKK), Abdullah ÖCALAN, 
angestoßene Friedensprozess führte innerhalb der PKK-nahen 
Szene in Baden-Württemberg bisher zu keinen weitreichenden 
Veränderungen.

Ereignisse und  
Entwicklungen 

2025

Der Israel-Palästina-Konflikt  
im Zentrum der Agitation in 
Baden-Württemberg

Zwei Jahre nach dem Angriff der islamistischen Terrororganisa-
tion HAMAS auf den Staat Israel am 7. Oktober 2023 hat sich 
die humanitäre Situation im Gazastreifen zusehends ver-
schlechtert. Eine vom Menschenrechtsrat der Vereinten 
Nationen (UN) eingesetzte unabhängige Kommission kam 
2025 zu dem Ergebnis, Israel begehe einen Völkermord am 
palästinensischen Volk in Gaza. Dies war Anlass für zahlreiche 
Proteste in Baden-Württemberg. Zwar ging die Mehrzahl der 
Menschen lediglich für eine Waffenruhe oder den Stopp 
deutscher Waffenlieferungen an Israel auf die Straße, es be-
teiligten sich jedoch auch Extremisten an Demonstrationen. 
Vor allem Akteure des säkularen propalästinensischen Ex-
tremismus waren bei der Organisation und Durchführung 
mehrerer Veranstaltungen die treibende Kraft.
	 Die Gruppierung „Zaytouna Rhein-Neckar-Kreis“ (Ver-
dachtsfall5) organisierte anlässlich des „Nakba-Tags“ eine Ver-
anstaltung vom 17. bis zum 18. Mai 2025 in Mannheim. Seit 2004 
gedenken Palästinenser weltweit am 15. Mai der Flucht und 
Vertreibung aus dem früheren britischen Mandatsgebiet Paläs-
tina in den Jahren 1948/1949. Der arabische Begriff „Nakba“ 
bedeutet „Katastrophe“. Im Rahmen der Veranstaltung von 
„Zaytouna Rhein-Neckar-Kreis“ gab es am 17. Mai 2025 einen 
Demonstrationsmarsch mit anschließender Auftaktveran-
staltung. Die Gruppierung verbreitete danach ein Video auf 
Instagram, in dem aufgestellte Wände mit Graffitis zu sehen 
sind. Ein Graffiti zeigt eine Person, die einen Stein wirft und 
auf dem Kopf eine Kufiya trägt. Die Kufiya ist ein quadratisches 
weißes Tuch aus Baumwolle mit Fischnetzmuster in Schwarz 

5 �Vgl. die Definition „Verdachtsfall“ im Kapitel „Verfassungsschutz in Baden-Württemberg“, S. 31. Bei einem Verdachtsfall liegen bereits hinreichend gewichtige 
tatsächliche Anhaltspunkte für eine Bestrebung nach § 3 Abs. 2 Satz 2 LVSG vor; in Abgrenzung zur gesichert extremistischen Bestrebung haben sich diese 
jedoch noch nicht zur Gewissheit verdichtet.

6 �Vgl. die Definition „Verdachtsfall“ im Kapitel „Verfassungsschutz in Baden-Württemberg“, S. 31.

oder Rot und gilt als Symbol des palästinensischen Widerstands. 
Umgangssprachlich ist sie auch als sogenanntes Palästinenser-
tuch bekannt. Daneben steht die Parole „One Solution Intifada 
Revolution“ („Eine Lösung Intifada Revolution“). Auf der daneben-
gelegenen Wand ist der Aufruf „Yalla Intifada“ zu lesen. Aus 
dem Arabischen kann „Intifada“ in etwa mit „Aufstand“ über-
setzt werden. Der Ruf nach „Intifada“ gilt als Erkennungssymbol 
der Palästinasolidarität. Historisch bezieht sich der Ausruf 
sowohl auf die erste Intifada, einen palästinensischen Auf-
stand in Gaza und dem besetzten Westjordanland im Jahr 1987, 
als auch auf die zweite Intifada von 2000 bis 2005. Die erste 
Intifada war auf palästinensischer Seite durch Massendemons-
trationen, Streiks und auch Gewalt durch Steinwürfe geprägt. 
Die israelische Armee reagierte ihrerseits mit Gewalt gegenüber 
den Aufständischen. Bei der zweiten Intifada wurden vor allem 
durch die islamistische HAMAS auch Selbstmordattentate gegen 
israelische Zivilisten verübt. Im Kontext des anhaltenden Israel-
Palästina-Konflikts kann die Parole damit insbesondere aus 
Sicht unbefangener Beobachter als Sympathiebekundung 
für die palästinensischen Gewalttaten verstanden werden. 1

	 Im Kontext des Jahrestages des HAMAS-Angriffs vom 
7. Oktober 2023 veranstaltete „Palästina Spricht“ Freiburg 
(Verdachtsfall6) am 11. Oktober 2025 eine Demonstration 
unter dem Motto „2 Years of Genocide 100 Years of Resistance“ 
(„2 Jahre Genozid 100 Jahre Widerstand“) in Freiburg. Das Motto 
sowie die Beschreibung in der Veranstaltungsankündigung 
bezogen sich ausschließlich auf einen „seit zwei Jahren“ durch 
Israel begangenen Völkermord. Der Angriff der islamistischen 
Terrororganisation HAMAS auf den Staat Israel wurde nicht 
erwähnt. Die Ereignisse im Oktober 2023 werden damit ent-
lang einer parteiischen Diktion eingeordnet, aus der Israel als 
einseitiger Aggressor hervorgeht.

1  �Ausschnitt eines von „Zaytouna Rhein-Neckar-Kreis“ auf Instagram 
verbreiteten Videos. Neben einer Person, die eine Kufiya auf dem 
Kopf trägt und einen Stein wirft, steht die Parole „One Solution 
Intifada Revolution“ in den Farben der palästinensischen Flagge. 
Das Bild versinnbildlicht die Haltung der Szene, dass im Zuge eines 
palästinensischen Widerstands auch Gewalt als legitimes Mittel 
dienen kann.
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Auch Gruppierungen des türkischen Linksextremismus be-
teiligten sich an Protesten im Kontext des Israel-Palästina-
Konflikts. Am 21. Juni 2025 fand in Stuttgart eine Demonstration 
unter dem Motto „Stoppt den Genozid in Gaza“ statt. Neben 
dem „Palästinakomitee Stuttgart e. V.“ (Verdachtsfall7), das 
dem säkularen propalästinensischen Extremismus zuzuordnen 
ist, mobilisierten unter anderem die türkisch-linksextremis-
tischen Jugendgruppen „Socialist Youth Movement“ (SYM) 
und „Young Struggle“ (YS) in Stuttgart für die Veranstaltung. 
YS ist die Jugendorganisation der „Marxistisch-Leninistischen 
Kommunistischen Partei“ („Marksist Leninist Komünist Parti“, 
MLKP). SYM kann der „Maoistischen Kommunistischen Partei“ 
(„Maoist Komünist Partisi“, MKP) zugeordnet werden, die eine 
Abspaltung der „Türkiye Komünist Partisi/Marksist-Leninist“ 
(„Türkische Kommunistische Partei/Marxisten-Leninisten“, 
TKP/ML) ist.
	 Auch die türkisch-rechtsextremistische „freie Ülkücü“-
Szene nutzte den Israel-Palästina-Konflikt als Anlass für 
Agitation. Ein Akteur aus Baden-Württemberg verbreitete im 
September 2025 ein gewaltverherrlichendes Bild auf Insta-
gram, das vermutlich mithilfe von Künstlicher Intelligenz (KI) 
generiert wurde. Es zeigt, wie der israelische Ministerpräsident 
Benjamin Netanjahu gehängt wird. Der Henker ist schwarz 
vermummt, im Hintergrund ist der Felsendom in Jerusalem 
zu sehen. Beschriftet ist das Bild mit „Her gün hayallerimizi 
süsleyen senaryo“ („Das Szenario, das jeden Tag unsere Träume 
schmückt“). 2

PKK-nahe Strukturen in Baden-
Württemberg trotz Friedens-
prozess weiterhin aktiv 

Im Februar 2025 stieß der Parteigründer der „Partiya Karkeren 
Kurdistan“ („Arbeiterpartei Kurdistans“, PKK), Abdullah 
ÖCALAN, durch eine Erklärung einen Friedensprozess mit der 
türkischen Regierung an. In dessen Folge erklärte die PKK 
einen einseitigen Waffenstillstand, behielt sich jedoch das 
Recht auf Selbstverteidigung und Vergeltung vor. Die PKK 
knüpfte den Friedensprozess an Bedingungen an den türkischen 
Staat, die momentan Gegenstand von Verhandlungen sind. 
Derzeit stagniert der gesamte Prozess.
	 Nach einer symbolischen Waffenniederlegung Anfang 
Juli 2025 sieht die PKK den türkischen Staat in der Pflicht, 
gesetzliche Rahmenbedingungen umzusetzen, damit der 
Friedensprozess fortgesetzt werden kann. Hierzu hat die Türkei 
eine Parlamentskommission gebildet, die Ende Februar 2026 
ihren Abschlussbericht vorgelegt hat. Demnach sei die Voraus-
setzung für den Fortgang des Friedensprozesses eine be-
dingungslose Kapitulation und Entwaffnung der PKK. Zudem 
hat sich die Kommission gegen eine Amnestie für PKK-Kämpfer 
ausgesprochen und keine Empfehlung hinsichtlich einer mög-
lichen Freilassung ÖCALANs abgegeben. Medienberichten 
zufolge sollte die Kommission dem türkischen Parlament nach 
dem Fastenmonat Ramadan Gesetzesvorschläge als Grund-
lage zur Ausgestaltung der nächsten Schritte im Friedens-
prozess vorlegen. Zugleich werden die Kämpfe von beiden 
Seiten in üblicher Intensität fortgeführt. Gemäß eines Be-
schlusses des Rates der Europäischen Union aus dem Juli 2025 
wird die PKK zudem weiterhin in der Liste der terroristischen 
Vereinigungen geführt. Der Ausgang des laufenden Friedens-
prozesses ist noch völlig offen. Eine Auflösung der PKK zeichnet 
sich aktuell nicht ab. Nach anfänglicher Unruhe im PKK-nahen 
Spektrum in Baden-Württemberg, die von Frust, aber auch Zu-
stimmung und Hoffnung geprägt war, sind jedoch Verän-
derungen innerhalb der hierarchisch organisierten PKK-nahen 
Verbands- und Vereinsstrukturen in Baden-Württemberg 
ausgeblieben. 2025 fanden weiterhin szenetypische Veran-
staltungen statt, wie Feierlichkeiten anlässlich des Jahrestags 
der Aufnahme des bewaffneten Kampfes am 15. August 1984 
in Freiburg, Friedrichshafen und Stuttgart. Im PKK-nahen Verein 
„Demokratisches Kurdisches Gesellschaftszentrum Stuttgart 
e. V.“ waren hierfür die Räumlichkeiten mit Bildern von gefallenen 
Guerillakämpfern geschmückt, denen in einer Schweigeminute 
gedacht wurde. 3

Die türkisch-rechtsextremistische „Ülkücü“-Bewegung ist in Deutschland überwiegend in 
Vereinen strukturiert. Ihr gehören zudem Einzelpersonen an. Türkische Rechtsextremisten 
verwenden das Symbol des „Bozkurt“ („Grauer Wolf“) und werden deshalb auch „Graue 
Wölfe“ genannt. Das Symbol zeigt meist einen heulenden Wolf mit Halbmond in blau, rot und 
weiß. Zudem verwenden türkische Rechtsextremisten den „Wolfsgruß“ als Handzeichen. 
Dabei werden Ring-, Mittelfinger und Daumen zusammengeführt, um einen Wolf darzu-
stellen. 4

	 In Deutschland gibt es drei türkisch-rechtsextremistische Dachverbände, die über 
mehrere Mitgliedsvereine in Baden-Württemberg verfügen. Zudem hat sich eine „freie Ülkücü“-
Szene etabliert. Sie besteht vor allem aus Heranwachsenden und jungen Erwachsenen, die 
durch verbale Aggression, Gewaltbereitschaft, Straftaten und eine gesteigerte Waffenaffinität 
auffallen. Die Ideologie der „Grauen Wölfe“ propagiert einen übersteigerten Nationalismus 
sowie die Vorstellung einer ethnisch einheitlichen Gesellschaft in einem fiktiven großtürkischen 
Reich namens „Turan“. Das Weltbild beinhaltet ethnische und religiöse Feindbilder und einen 
starken Antisemitismus. 5

	 Die menschenfeindliche Ideologie und die Aktivitäten türkischer Rechtsextremisten 
richten sich gegen die Völkerverständigung und das friedliche Zusammenleben der Völker 
und begründen den Beobachtungsauftrag für den Verfassungsschutz.

7 �Vgl. die Definition „Verdachtsfall“ im Kapitel „Verfassungsschutz in Baden-Württemberg“, S. 31.

2  �Auf Instagram verbreitetes Bild, das die Hinrichtung des israelischen 
Ministerpräsidenten zeigt. In der umringenden Menschenmenge halten 
einige palästinensische und türkische Flaggen. Dadurch kommt das inner- 
halb der türkisch-rechtsextremistischen Szene verbreitete Feindbild Israel 
und die Verbundenheit mit dem palästinensischen Volk zum Ausdruck.

3  �Beitrag des LfV zu Reaktionen der 
PKK-nahen Szene in Baden-Württemberg 
auf den Aufruf ÖCALANs.

2	� Türkischer Rechtsextremismus

4  �Erkennungszeichen der „Grauen Wölfe“ 5  �Geografische Darstellung des fiktiven Turan

https://www.verfassungsschutz-bw.de/,Lde/Startseite/Meldungen+und+Archiv/Reaktionen+auf+den+Aufruf+OeCALANs
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Die ADÜTDF ist der größte Dachverband in Baden-Württemberg. Sie vertritt die Interessen 
der rechtsextremistischen türkischen „Milliyetçi Hareket Partisi“ („Partei der Nationalistischen 
Bewegung“, MHP) in Deutschland. Ihre thematischen Schwerpunkte sind die Stärkung des 
„Avrupa Türklüğü“ („Europäisches Türkentum“) sowie die Pflege und Verbreitung der ideo-
logischen Grundlagen des türkischen Rechtsextremismus. 

„Föderation der Türkisch-Demokratischen Idealistenvereine in Deutschland e. V.“ 
(„Almanya Demokratik Ülkücü Türk Dernekleri Federasyonu“, ADÜTDF)

GRÜNDUNG 1978 

VORSITZ Şentürk DOĞRUYOL 

SITZ Frankfurt am Main (Hessen)

MITGLIEDER Baden-Württemberg: ca. 2.200 (2024: ca. 2.200) 
(Deutschland 2024: ca. 7.000)

„Union der Türkisch-Islamischen Kulturvereine in Europa e. V.“  
(„Avrupa Türk Islam Kültür Dernekleri Birliği“, ATIB)

GRÜNDUNG 1987 

VORSITZ Imam CENGIZ

SITZ Köln (Nordrhein-Westfalen)

MITGLIEDER Baden-Württemberg: ca. 400 (2024: ca. 300) 
(Deutschland 2024: ca. 2.500)

Türkisch-rechtsextremistische Dachverbände

Der Dachverband ATIB ist eine Abspaltung der ADÜTDF und vertritt eine stärker islamisch 
orientierte Strömung. Die ATIB ist Gründungsmitglied des „Zentralrats der Muslime in 
Deutschland e. V.“ (ZMD) und wird gesamtgesellschaftlich als Integrationspartner wahrge-
nommen. Ihre Aktivitäten in Baden-Württemberg fokussieren sich auf den Großraum Stuttgart.

Die ANF ist die Europaorganisation der extrem nationalistischen türkischen „Büyük Birlik 
Partisi“ („Partei der Großen Einheit“, BBP), die eine islamisch ausgerichtete Abspaltung 
der MHP ist. Der Namensteil „Nizam-ı Âlem“ bedeutet „Weltordnung“ und steht für die 
Vision einer islamischen Weltordnung unter türkischer Führung.

„Föderation der Weltordnung in Europa“   
(„Avrupa Nizam-ı Âlem Federasyonu“, ANF)

GRÜNDUNG 1994 

VORSITZ Erol YAZICIOĞLU

SITZ Ludwigshafen am Rhein (Rheinland-Pfalz)

MITGLIEDER Baden-Württemberg: ca. 150 (2024: ca. 150) 
(Deutschland 2024: ca. 1.000)

	 Die ADÜTDF-Mitgliedsvereine in Stuttgart und Reutlingen feierten ihr 
jeweils 50-jähriges Bestehen. An den Feierlichkeiten nahmen hoch-
rangige Funktionäre teil.

	 Ein Schwerpunkt der ADÜTDF-Vereinsaktivitäten lag auf der Organisation 
und Durchführung von Veranstaltungen für Kinder und Jugendliche.

	 Anhänger der „freien Ülkücü“-Szene nutzten den Israel-Palästina-
Konflikt als diskursbestimmendes Thema, um israelfeindliche und 
gewaltverherrlichende Inhalte zu verbreiten.

Ereignisse und  
Entwicklungen 

2025

6  �Logo ADÜTDF

7  �Logo ATIB

8  �Logo ANF
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Strukturen in Baden-
Württemberg

Die ADÜTDF ist in einer hierarchischen Struktur organisiert, 
die Deutschland in mehrere „Bölge“ („Gebiete“) mit einzelnen 
Ortsvereinen unterteilt. Vier dieser „Bölge“ mit zusammen etwa 
40 Mitgliedsvereinen liegen in Baden-Württemberg. Die Mit-
gliedsvereine handeln streng nach den Vorgaben ihrer Ge-
bietsvorsitzenden, die von der ADÜTDF-Zentrale angeleitet 
werden. Über 20 Mitgliedsvereine haben ihren Sitz im Groß-
raum Stuttgart. 9

	 Die ATIB hat in Baden-Württemberg sieben Mitglieds-
vereine, die alle im Großraum Stuttgart verortet sind. Im Ver-
gleich zu den ADÜTDF-Vereinen agieren sie unabhängiger von 
ihrem Dachverband. Die ANF verfügt in Baden-Württemberg 
lediglich über drei Mitgliedsvereine, zwei mit Sitz im Groß-
raum Stuttgart.

Aktivitäten in Baden-
Württemberg

Am 25. Januar 2025 feierte der ADÜTDF-Verein „Türkischer 
Nationaler Kulturverein e. V.“ Stuttgart sein 50-jähriges Be-
stehen. Die „Türkische Gemeinschaft Organisation im Raum 
Reutlingen und Umgebung e. V.“ veranstaltete anlässlich ihres 
50-jährigen Bestehens am 4. Mai 2025 eine Feier in Ebersbach. 
Während in Stuttgart der Europavorsitzende der ADÜTDF, 
Cemal CETIN, teilnahm, beteiligte sich bei den Feierlichkeiten 
in Ebersbach der ADÜTDF-Bundesvorsitzende Şentürk 
DOGRUYOL. Die Teilnahme hochrangiger Funktionäre an 
den Veranstaltungen spiegelt die Einbindung der Vereine 
in die hierarchischen Strukturen der ADÜTDF wider. Bei beiden 
Feiern trat der Musiker Ali KINIK auf, der für seine nationalis-
tischen Liedtexte bekannt ist und häufig bei Konzerten von 
ADÜTDF-Vereinen auftritt. Auf Bildern der Veranstaltung, die 
der Stuttgarter ADÜTDF-Verein über Facebook verbreitete, 
ist der im türkischen Rechtsextremismus stark ausgeprägte 
Führerkult erkennbar. Neben Logos der Bundes- und Europa-
organisation waren in den Räumlichkeiten Abbildungen 
ideologischer Vordenker des türkischen Rechtsextremismus 
angebracht. Solche Abbildungen sind ein typischer Wand-
schmuck in ADÜTDF-Vereinen.

ADÜTDF

Gebietsleitungen
BW-Nord („BW Kuzey“),
BW-Süd („BW Güney“),
BW-Ost („BW Doğu“),
BW-West („BW Batı“)

Mitgliedsvereine 
der ADÜTDF

Nationale Ebene

Regionale Ebene

Lokale Ebene

9  �Organisationsstrukturen der ADÜTDF
ADÜTDF-Mitgliedsvereine organisierten auch in diesem Jahr 
Aktivitäten für Kinder und Jugendliche. Anlässlich des türkischen 
Nationalfeiertages und Kindertages führte der „Türkische Kultur-
verein Türkocagi“ in Mannheim am 23. April 2025 eine Feier in 
Ketsch/Rhein-Neckar-Kreis durch. Neben Hüpfburgen und 
Spielen für Kinder war der Außenbereich mit den Logos der 
ADÜTDF und ihrer europäischen Dachorganisation geschmückt. 
Bilder der Veranstaltung, die über Facebook verbreitet wurden, 
zeigen einen Verkaufsstand für T-Shirts mit türkisch-rechts-
extremistischer Symbolik. Es wurde unter anderem ein weißes 
T-Shirt mit einem heulenden Wolf und Halbmond in Rot an-
geboten. Im Vordergrund zeigen Teilnehmende den Wolfsgruß. 
Dieser kann als Bekenntnis zur „Ülkücü“-Ideologie gewertet 
werden, auch wenn deren Anhänger versuchen, die Geste zu 
verharmlosen. 10 11

	 Ein Akteur der „freien Ülkücü“-Szene aus Baden-Würt-
temberg verbreitete im September 2025 ein Bild auf Instagram, 
das die israelfeindliche und teilweise gewaltverherrlichende 
Haltung der Szene in Bezug auf den Israel-Palästina-Konflikt 
deutlich macht. Auf dem Bild ist eine Person in militärischer 
Uniform zu sehen, die auf die israelische Flagge tritt. Die 
türkische Flagge ist als Armbinde an der Uniform angebracht. 
Über der Person steht: „YIKILASIN ISRAIL! ENKAZINI GÖREYIM! 
SANA DEVLET DIYENIN, YÜZÜNE TÜKÜREYIM!“ („Gehe unter, 
Israel! Ich will dich in Trümmern sehen! Ich spucke jedem ins 
Gesicht, der dich einen Staat nennt!“). 12

10  �Facebook-Beitrag mit Bildern der Feier des Mannheimer ADÜTDF-Vereins, 
auf dem Teilnehmende den Wolfsgruß zeigen. Sowohl das Zeigen des 
Wolfgrußes als auch der Verkauf von T-Shirts mit türkisch-rechtsextremis-
tischer Symbolik verdeutlichen die Geschlossenheit innerhalb der Szene 
und sollen diese stärken.

11  �Beitrag des LfV zu Jugendgruppen im 
türkischen Rechtsextremismus.

12  �Instagram-Bild eines Soldaten, der auf die israelische Flagge tritt. Die 
Darstellung, in deren Hintergrund Trümmer zu sehen sind, veranschaulicht 
die Israelfeindlichkeit der „Ülkücü“-Szene sowie den Wunsch einiger 
Anhänger nach einer aktiven Beteiligung des türkischen Staates im 
Kampf gegen Israel.

https://www.verfassungsschutz-bw.de/,Lde/Startseite/Meldungen+und+Archiv/Jugendgruppen+im+Auslandsbezogenen+Extremismus+2
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Gemeinsamer Nenner des heterogenen säkularen propalästinensischen Extremismus in 
Baden-Württemberg ist die Feindschaft gegenüber Israel. Aktivitäten und Aussagen der 
Akteure würdigen in der Gesamtschau den Staat Israel herab, delegitimieren diesen und 
erkennen dessen Existenzrecht zum Teil ab. Dabei steht der Israel-Palästina-Konflikt im 
Zentrum. So wird etwa der Angriff der Terrororganisation HAMAS auf den Staat Israel am 
7. Oktober 2023 zum Teil in völkerverständigungswidriger Weise als Akt des Widerstands 
gegen den vermeintlichen Unterdrücker Israel dargestellt und legitimiert. Akteure des 
säkularen extremistischen propalästinensischen Spektrums verbreiteten derartige Agita-
tionen bei zahlreichen Protesten in Baden-Württemberg und in den sozialen Medien.
	 „Palästina Spricht“ in Stuttgart und Freiburg, das „Palästinakomitee Stuttgart e. V.“ 
(PAKO) und „Zaytouna Rhein-Neckar-Kreis“ werden vom Landesamt für Verfassungsschutz 
Baden-Württemberg (LfV) als säkulare propalästinensische extremistische Bestrebungen 
eingestuft und seit 2024 als Verdachtsfälle8 bearbeitet. Der Beobachtungsauftrag für den 
Verfassungsschutz ergibt sich aus den Aktivitäten der Bestrebungen und ihrer Mitglieder, 
die sich gegen den Gedanken der Völkerverständigung und das friedliche Zusammenleben 
der Völker richten. Zudem gefährden sie die auswärtigen Belange Deutschlands.

3	� Säkularer propalästinensischer 
Extremismus

8 �Vgl. die Definition „Verdachtsfall“ im Kapitel „Verfassungsschutz in Baden-Württemberg“, S. 31. 9 �Vgl. die Definition „Verdachtsfall“ im Kapitel „Verfassungsschutz in Baden-Württemberg“, S. 31.

	 Säkulare extremistische propalästinensische Bestrebungen haben 
sich als treibende Kraft bei propalästinensischen Demonstrationen  
in Baden-Württemberg etabliert.

	 Im Zuge des Protestgeschehens traten Gruppierungen des säkularen 
propalästinensischen Extremismus anlassbezogen in Bündnisse mit 
Gruppierungen des deutschen und türkischen Linksextremismus.

Ereignisse und  
Entwicklungen 

2025

Säkulare 
extremistische  
propalästinensische 
Bestrebungen  
(Verdachtsfall9)

	 Die in Baden-Württemberg aktiven säkularen extremistischen 
propalästinensischen Bestrebungen sind in Vereinsstrukturen und 
in informellen Zusammenschlüssen organisiert. Sie weisen einen 
großen bundeweiten Vernetzungsgrad und eine hohe Anschluss- 
und Bündnisfähigkeit zu anderen propalästinensischen und links-
extremistischen Gruppierungen auf.

	 Als Anlass für ihre Aktivitäten dienen den Gruppierungen aktuelle 
Entwicklungen im Kontext des Israel-Palästina-Konflikts. Zudem 
nutzen sie wiederkehrende Jahrestage wie den des Angriffs der 
HAMAS auf den Staat Israel am 7. Oktober 2023 oder den „Nakba-
Tag“ am 15. Mai. Dieser soll an die Flucht und Vertreibung von 
Palästinensern aus dem früheren britischen Mandatsgebiet 
Palästina in den Jahren 1948/1949 erinnern.
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Strukturen in Baden-
Württemberg

Bei „Palästina Spricht“ handelt es sich laut eigener Website um 
eine „politische, demokratische und antirassistische Bewegung“, 
die unter anderem die „illegale Besatzung Palästinas durch 
den Staat Israel sowie dessen Apartheid-System beenden“ 
möchte. „Palästina Spricht“ hat sich 2019 als Folge des Bundes-
tagsantrags „Der BDS-Bewegung entschlossen entgegen-
treten – Antisemitismus bekämpfen“ in Berlin gegründet. Die 
Teilorganisationen in Stuttgart und Freiburg sind nicht als 
Vereine eingetragen. 13

Das  „Palästinakomitee Stuttgart e. V.“ (PAKO) ist ein einge-
tragener Verein mit Sitz in Stuttgart, dessen Gründung nach 
eigenen Angaben auf den israelischen Einmarsch in den Libanon 
im Jahr 1982 zurückgeht. Das Emblem des Vereins ist in den 
Farben der palästinensischen Flagge gehalten. Im Buchstaben 
„O“ ist die Form des britischen Mandatsgebiets Palästina aus 
dem Jahr 1948 abgebildet. Es umfasst die Gebiete des heutigen 
Staates Israel und die palästinensischen Autonomiegebiete. 14

„Zaytouna Rhein-Neckar-Kreis“ gründete sich nach eigenen 
Angaben in Folge des Angriffs der islamistischen Terrororga-
nisation HAMAS auf den Staat Israel am 7. Oktober 2023 und 
des damit beginnenden „Genozids in Gaza“. Ziel sei es, sich 
„für die Freiheit des palästinensischen Volkes in seinem Heimat-
land zu engagieren“. Das Logo von „Zaytouna Rhein-Neckar-
Kreis“ beinhaltet ebenfalls die Form des britischen Mandats-
gebiets Palästina aus dem Jahr 1948. 15

13  �Logo von „Palästina Spricht“

14  �Logo des „Palästinakomitees Stuttgart e. V.“

15  �Logo von „Zaytouna Rhein-Neckar“

Aktivitäten in Baden-
Württemberg

Anlässlich des „Nakba-Tags“ verbreitete „Palästina Spricht“ 
Freiburg am 15. Mai 2025 gemeinsam mit weiteren „Palästina 
Spricht“-Gruppierungen einen Beitrag auf Instagram. Darin 
heißt es:

„Das Massaker, das sich im Zuge der Nakba 
1948 abspielte, ebenso wie der gegenwärtige 
Genozid seit dem 7. Oktober, ist kein isoliertes 
historisches Ereignis, sondern der Gipfel 
der Brutalität in einer fortlaufenden und 
schleichenden ethnischen Säuberung.“

Die Urheber setzten den 7. Oktober 2023 mit dem Beginn eines 
Genozids gleich. Sie nahmen so eine Umdeutung vor, mithilfe 
derer Israel als alleiniger Aggressor dargestellt wurde. Der 
Angriff der islamistischen Terrororganisation HAMAS wurde 
von der Gruppierung gänzlich außen vor gelassen, um das 
eigene Narrativ zu bedienen. Innerhalb des säkularen pro-
palästinensischen Extremismus zeichnet sich dieses durch 
eine undifferenzierte Gut-Böse-Sicht auf den Israel-Palästina-
Konflikt aus. Die uneingeschränkte Solidarisierung mit dem 
palästinensischen Volk gilt demnach als einzig moralisch 
legitime Haltung. Der israelische Staat und dessen Regierung 
gelten als „Unterdrücker“ des palästinensischen Volkes und 
werden folglich grundsätzlich abgelehnt.
	 Ähnlich schilderte es ein Redner bei einer Veranstaltung 
des PAKO am 10. Mai 2025 in Stuttgart, ebenfalls anlässlich 
des „Nakba-Tags“. Er erklärte, dass seit dem 15. Mai 1948 ein 
Genozid am palästinensischen Volk stattfinden würde. Dieser 
Völkermord sei „nicht wie die Zionist*Innen und Antideutsche 
gerne behaupten eine Reaktion auf militante Aktionen des 
palästinensischen Widerstandes, sondern genau umgekehrt 
ist der Fall.“ Zudem erhob der Redner die Gräueltaten vom 
7. Oktober 2023 zum Akt des „palästinensischen Wider-
standes“ und die HAMAS von einer Terrororganisation ent-
sprechend zur Widerstandsorganisation. Er trat als Vertreter 
eines Bündnisses auf, das aus Gruppierungen des säkularen 
propalästinensischen Extremismus, des türkischen sowie des 
deutschen Linksextremismus und des PKK-nahen Spektrums 
aus dem Großraum Stuttgart besteht. Auch nicht-extremis-
tische Gruppierungen sind Teil dieses Bündnisses. Ferner 
organisierte das linksextremistische „Offene Treffen gegen 
Krieg und Militarisierung“ Stuttgart (OTKM Stuttgart) eine 
Zubringerdemonstration zur Veranstaltung. Die beiden Fälle 
zeigen, dass anlassbezogene und regionale Schnittstellen 
zwischen dem säkularen propalästinensischen Extremismus 
und anderen extremistischen Szenen und Gruppierungen 
bestehen.

Hinzu kommt die überregionale Vernetzung des säkularen 
extremistischen propalästinensischen Spektrums. Am 30. und 
31. August 2025 fand in Freiburg ein bundesweites Sommer-
treffen von „Palästina Spricht“ statt. Das Programm umfasste 
Aktivitäten, die sich mit der vermeintlichen Repression von 
propalästinensischem Aktivismus in Deutschland auseinan-
dersetzten. „Antirepression“10 ist originär eines der wichtigsten 
Handlungsfelder des Linksextremismus, wurde jedoch im 
Berichtsjahr wiederholt auch von säkularen propalästinen-
sischen extremistischen Akteuren bedient. Linksextremisten 
bezeichnen die staatliche Beobachtung und Strafverfolgung 
ihrer Aktionen als „Repression“. Sie werfen dem Staat Willkür 
und Machtmissbrauch vor. Der Begriff „Antirepression“ fasst 
ihre Ablehnung und ihren Widerstand zusammen.
	 Am 30. August 2025 fand in Frankfurt am Main eine 
propalästinensische Großdemonstration unter dem Motto 
„United4Gaza“ statt, an der auch ein Akteur von „Zaytouna 
Rhein-Neckar-Kreis“ teilnahm. Dies verdeutlicht die über-
regionale Vernetzung der Szene. Er trug bei der Demonstration, 
an der rund 10.000 Menschen teilnahmen, ein Gedicht vor. 
Darin heißt es:

„Die Geschichte hat sich eindeutig wieder-
holt, statt den Juden sind heute die 
Palästinenser bedroht. Es muss nicht das 
Gleiche auch exakt gleich geschehen, um zu 
sagen was alle mit ihren Augen können 
sehen. Holocaust war es damals und das ist 
es auch heute.“

Insbesondere der letzte Satz legt nahe, dass der Urheber des 
Gedichts die Tötung von palästinensischen Zivilisten im 
Israel-Palästina-Konflikt als weiteren Holocaust betrachtet. 
Er setzt damit die palästinensischen zivilen Opfer mit dem 
orchestrierten Massenmord an sechs Millionen Jüdinnen und 
Juden, einer halben Million Sinti und Roma und weiteren ver-
folgter Gruppen gleich. Bei der Demonstration zeigten Teil-
nehmende zudem ein Schild mit der Aufschrift „Death to the 
IDF!!!“ („Tod den IDF“). Damit wird der Tod der israelischen 
Verteidigungsstreitkräfte („Israel Defense Forces“, IDF) ge-
fordert. 16

16 �Foto eines bei der Großdemonstration in Frankfurt gezeigten Schildes 
mit der Aufschrift „Death to the IDF!!!“. Daneben sind einige Symbole in 
den Farben der palästinensischen Flagge zu sehen sowie eine aufgemalte 
Faust, die an das verbotene Symbol des Gefangenensolidaritätsnetzwerks 
„Samidoun“ erinnert. Damit wird die Markierung der IDF als gemeinsames 
Feindbild der Szene verdeutlicht.

10 �Vgl. hierzu im vorliegenden Verfassungsschutzbericht S. 98. 
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4	� Kurdischer Extremismus
Im Fokus der Beobachtung des kurdischen Extremismus durch die Verfassungsschutzbehörden 
steht die „Partiya Karkeren Kurdistan“ („Arbeiterpartei Kurdistans“, PKK). Sie ist in Deutsch-
land seit 1993 verboten. Dennoch versteht sie sich als einzig legitime Vertretung aller Kurden, 
sowohl in ihren traditionellen Siedlungsgebieten im Irak, Iran, in Syrien und in der Türkei als 
auch in Deutschland. Die PKK fordert die Anerkennung der kurdischen Identität, eine kulturelle 
Autonomie und eine lokale Selbstverwaltung für Kurden in ihren Siedlungsgebieten. Zur Durch-
setzung dieser Ziele rief der Parteigründer Abdullah ÖCALAN 1984 zum bewaffneten Kampf 
auf. Im Februar 2025 stieß er einen Friedensprozess mit der türkischen Regierung an. Darauf-
hin erklärte die PKK einen einseitigen Waffenstillstand, behielt sich aber das Recht auf Selbst-
verteidigung und Vergeltung vor. Derzeit stagniert der Friedensprozess, da die PKK den 
türkischen Staat in der Pflicht sieht, die an ihn gestellten Bedingungen umzusetzen. In 
Baden-Württemberg gab es in der Folge bisher keine weitreichenden Veränderungen inner-
halb der PKK-nahen Szene.
	 Der Beobachtungsauftrag für den Verfassungsschutz ergibt sich aus dem Verhalten 
der PKK-Anhänger in Deutschland, das die auswärtigen Belange der Bundesrepublik gefährdet. 
Die Aktivitäten der PKK richten sich außerdem gegen den Gedanken der Völkerverständigung 
und das friedliche Zusammenleben der Völker.

„Arbeiterpartei Kurdistans“ („Partiya Karkeren Kurdistan“, PKK)

GRÜNDUNG 1978 in der Türkei

LEITUNG Abdullah ÖCALAN (Vorsitzender, in lebenslanger Haft)
Gruppe von Führungskadern

SITZ Grenzgebiet Türkei/Nordirak

ANHÄNGER Baden-Württemberg: ca. 1.850 (2024: ca. 1.850) 
(Deutschland 2024: ca. 15.000)

MEDIEN „Serxwebun“ (monatliche Zeitung)
„Yeni Özgür Politika“ (Tageszeitung)
„Newaya Jin“ (Frauenzeitschrift)
„Sterka Ciwan“ (Jugendzeitschrift)
„Sterk TV“ (Fernsehsender) 
„Medya Haber“ (Fernsehsender)
„Firatnews Agency“ (Nachrichtenagentur)

BETÄTIGUNGSVERBOT Verbotsverfügung des Bundesministers des Innern 
vom 22. November 1993 (bestandskräftig seit dem 26. März 1994)

Die PKK ist die europaweit mitgliederstärkste und bedeutendste kurdisch-extremistische 
Organisation. Sie wurde 1993 durch das Bundesministerium des Innern mit einem Betätigungs- 
und damit einhergehenden Kennzeichenverbot in Deutschland belegt. Seit 2002 steht sie 
auf der Liste terroristischer Organisationen der Europäischen Union. Entsprechend eines 
Beschlusses des Rates der Europäischen Union aus dem Juli 2025 wird die PKK zudem 
weiterhin in der Liste der terroristischen Vereinigungen geführt.

	 Am 13. Februar 2025 kam es beim „Langen Marsch“ der PKK-nahen 
kurdischen Jugend in Lahr/Ortenaukreis zu gewaltsamen Auseinander-
setzungen zwischen Polizei und Versammlungsteilnehmenden.

	 Drei PKK-Funktionäre wurden vom Oberlandesgericht Stuttgart wegen 
mitgliedschaftlicher Beteiligung an einer terroristischen Vereinigung im 
Ausland zu Freiheitsstrafen verurteilt.

Ereignisse und  
Entwicklungen 

2025

17 �Logo PKK
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Strukturen in Baden-
Württemberg

In Deutschland ist die PKK in hierarchische Verbands- und 
Vereinsstrukturen gegliedert. Die europaweite Dachorganisa-
tion ist die „Kongreya Civakên Demokratîk a Kurdîstanîyên 
Ewrupa“ („Kongress der kurdisch-demokratischen Gesell-
schaft Kurdistans in Europa“, KCDK-E). Die KCDK-E erhält 
ihre Anweisungen von der PKK-Führung im Kandil-Gebirge 
im Nordirak. Die Konfederasyona Civakên Kurdistaniyên li 
Elmanyayê“ („Konföderation der Gemeinschaften Kurdistans 
in Deutschland e. V.“, KON-MED) ist der KCDK-E untergeordnet. 
Sie ist in 31 Gebiete aufgeteilt, sieben davon liegen in Baden-
Württemberg. In allen Gebieten gibt es PKK-nahe eingetragene 
Vereine, die sich oft „Kurdische Gesellschaftszentren“ nennen. 
Für die Strukturen in Baden-Württemberg ist die „Federasyona 
Gelên Kurdistanî“ („Föderation der Völker Kurdistans e. V.“, 
FED-GEL) zuständig. 18

KON-MED

FED-GEL

„Kurdische Gesellschaftszentren“

Nationale Ebene

Regionale Ebene

Lokale Ebene

18  �Organisationsstrukturen der PKK

19

20

Aktivitäten in Baden-
Württemberg

Innerhalb der PKK-nahen Szene herrscht ein ausgeprägter 
Führerkult um Abdullah ÖCALAN, und das trotz seiner an-
dauernden Inhaftierung. Dies zeigt der jährlich stattfindende 
„Lange Marsch für die Freiheit Abdullah Öcalans“, der vom 
10. bis 14. Februar 2025 von Heilbronn nach Freiburg stattfand. 
Auf der Etappe von Offenburg/Ortenaukreis nach Lahr/Ortenau-
kreis kam es am 13. Februar 2025 vor dem PKK-nahen „Demo-
kratischen Kurdischen Gemeinschaftszentrum Lahr e. V.“ 
zu gewaltsamen Auseinandersetzungen zwischen der Polizei 
und Versammlungsteilnehmenden. Dabei skandierten Teil-
nehmende unter anderem die Parole „Biji Serok APO“ („Lang 
lebe Volksführer APO“). 21

	 Im Kontrast zum laufenden Friedensprozess zwischen 
der PKK und der türkischen Regierung bezeugte die PKK-
nahe Szene in Baden-Württemberg ihre anhaltende Gewalt-
orientierung11, beispielsweise mit szenetypischen Märtyrer-
gedenkveranstaltungen. Diese fanden 2025 unter anderem 
in den PKK-nahen Vereinen „Deutsch-kurdischer Kulturverein 
e. V.“ in Sindelfingen/Böblingen, „Demokratisches Kurdisches 
Gesellschaftszentrum Stuttgart e. V.“ und „Kurdisches Ge-
meinschaftszentrum e. V.“ in Mannheim statt. Neben Video-
botschaften der Guerillakämpfer wurden verschiedene Rede-
beiträge präsentiert. Die Räumlichkeiten der Vereine wurden 
hierzu mit Bildern der verstorbenen Guerillakämpfer, Ab-
bildungen ÖCALANs sowie Bannern und PKK-Symbolen ge-
schmückt. 22

11 �Vgl. die Definition des Wortes „gewaltorientiert“ im Kapitel „Verfassungsschutz in Baden-Württemberg“, S. 27. Der Begriff Gewaltorientierung beschreibt 
das Verhältnis von Extremismus und Gewalt in seiner ganzen Breite. Er umfasst in abstufender Weise extremistische Personen und Gruppen, die entweder 
gewalttätig, gewaltbereit, gewaltunterstützend oder gewaltbefürwortend eingestellt sind.

21  �Bild des „Langen Marsches“ in Lahr/Ortenaukreis mit Teilnehmenden, 
die Fahnen mit der Aufschrift „Freedom for Abdullah Öcalan“ und 
mit einem Abbild Abdullah ÖCALANs halten sowie Leibchen mit seinem 
Abbild tragen. Die Fahnen und die Leibchen versinnbildlichen den starken 
Führerkult um ÖCALAN innerhalb der PKK-nahen Szene.

22 �Bild der Märtyrergedenkveranstaltung am 19. Mai 2025 im PKK-nahen 
„Kurdischen Gemeinschaftszentrum e. V.“ in Mannheim. Die Dekoration 
sowie der Blumenschmuck und die Kerzen verdeutlichen die Verehrung 
und Glorifizierung gefallener Guerillakämpfer.

Strafverfahren 
Der deutsche Staat verfolgte auch im Jahr 2025 führende PKK-
Mitglieder in Deutschland konsequent und erhöhte den Druck 
auf die Organisation. So verurteilte das Oberlandesgericht 
Stuttgart im Berichtsjahr drei Angeklagte wegen mitglied-
schaftlicher Beteiligung an einer terroristischen Vereinigung 
im Ausland. Das erste Urteil fiel am 12. Mai 2025. Der Angeklagte 
wurde zu einer Freiheitsstrafe von einem Jahr und zehn Monaten 
verurteilt. Er soll als hauptamtlicher Kader für die PKK zunächst 
für den Raum Crailsheim/Schwäbisch Hall und später für den 
zusammengelegten Raum Sinsheim-Crailsheim/Schwäbisch 
Hall tätig gewesen sein (Az.: 6 St 38 OJs 12/19, rechtskräftig). 
Im zweiten Urteil, das am 3. Juli 2025 erging, wurde der An-
geklagte zu einer Freiheitsstrafe von zwei Jahren und neun 
Monaten verurteilt. Ihm wurde vorgeworfen, Leiter des PKK-
Gebiets Heilbronn und anschließend Leiter des PKK-Gebiets 
Pforzheim gewesen zu sein (Az.: 2 St 32 OJs 24/15, nicht rechts-
kräftig). Das dritte Urteil fiel am 4. Dezember 2025. Der An-
geklagte wurde wegen mitgliedschaftlicher Beteiligung an 
der PKK zu einer Freiheitsstrafe von einem Jahr und neun 
Monaten verurteilt. Er soll den PKK-Raum „Stuttgart Zentrum“ 
geleitet haben (Az.: 2 St 32 OJs 7/22, rechtskräftig).
	 Zudem begann am 6. November 2025 ein weiteres Ver-
fahren am Oberlandesgericht Stuttgart. Dem Angeklagten 
wird vorgeworfen, sich mitgliedschaftlich an der PKK beteiligt 
und dabei als hauptamtlicher Kader im jährlichen Wechsel ver-
schiedene PKK-Gebiete, unter anderem das PKK-Gebiet Frei-
burg, geleitet zu haben (Az.: 7 St 34 OJs 4/22).
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In Deutschland und Baden-Württemberg agieren verschiedene türkisch-linksextremistische 
Organisationen, die ihren ideologischen Ursprung im Marxismus-Leninismus und teilweise 
im Maoismus haben. Gemeinsames Ziel ist die revolutionäre Zerschlagung der Gesellschafts- 
und Staatsordnung in der Türkei und der Aufbau einer kommunistischen Diktatur. Zu diesem 
Zweck unterhalten die Organisationen in der Türkei kämpfende Einheiten, die terroristische 
Anschläge verüben. Deutschland dient ihnen als Rückzugsort und als Basis für Rekrutierung 
und Versorgung.
	 Der Beobachtungsauftrag des Verfassungsschutzes ergibt sich daraus, dass die 
Gruppierungen die auswärtigen Belange der Bundesrepublik gefährden. Die Aktivitäten der 
extremistischen Bestrebungen richten sich außerdem gegen den Gedanken der Völker-
verständigung und das friedliche Zusammenleben der Völker.

5	� Türkischer Linksextremismus

12 �Die für Baden-Württemberg angegebene Zahl umfasst auch die Mitglieder der „Maoist Komünist Partisi“ („Maoistische Kommunistische Partei“, MKP), die 
eine Abspaltung der „Türkiye Komünist Partisi/Marksist-Leninist“ („Türkische Kommunistische Partei/Marxisten-Leninisten“, TKP/ML) ist sowie die Mitglieder 
der TKP/ML. Interne Streitigkeiten führten zu einer Spaltung der TKP/ML, die in den Jahren 2019/2020 zwei eigenständige Organisationen mit nahezu gleichen 
Bezeichnungen hervorbrachte: die „Kommunistische Partei der Türkei-Marxisten-Leninisten“ („Türkiye Komünist Partisi-Marksist-Leninist“, TKP-ML) und die 
neue „Türkische Kommunistische Partei/Marxisten-Leninisten“ („Türkiye Komünist Partisi/Marksist-Leninist“, TKP/ML).

„Revolutionäre Volksbefreiungspartei-Front“  
(„Devrimci Halk Kurtuluş Partisi-Cephesi“, DHKP-C)

GRÜNDUNG 1994 in Syrien

LEITUNG Funktionärsgruppe

MITGLIEDER Baden-Württemberg: ca. 90 (2024: ca. 100) 
(Deutschland 2024: ca. 600)

JUGENDORGANISATION „Devrimci Gençlik“ (kurz: „Dev Genç“)

MEDIEN „Devrimci Sol“ (offizielles Parteiorgan, jährlich) 
„Halk Okulu“ (Zeitung, wöchentlich)
„Halkin Sesi TV1“ (Onlinenachrichtendienst, regelmäßig)

ORGANISATIONSSVERBOT Verbotsverfügung des Bundesministers des 
Innern vom 6. August 1998

„Kommunistische Partei der Türkei-Marxisten-Leninisten“ 
(„Türkiye Komünist Partisi-Marksist-Leninist“, TKP-ML)

GRÜNDUNG 1972 in der Türkei

LEITUNG Funktionärsgruppe

MITGLIEDER Baden-Württemberg12: ca. 330 (2024: ca. 350) 
(Deutschland 2024: ca. 800)

JUGENDORGANISATION „Yeni Demokratik Gençlik“ 
(„YDG – Neue Demokratische Jugend“)

MEDIEN „Özgür Gelecek“ (Zeitung, 14-tägig)

Türkisch-linksextremistische Organisationen

Die DHKP-C will die Gesellschafts- und Staatsordnung in der Türkei gewaltsam stürzen und 
eine sozialistische Gesellschaft errichten. Ihre Anhänger verüben terroristische Anschläge in 
der Türkei. Die DHKP-C wurde 1998 durch das Bundesministerium des Innern mit einem 
Betätigungsverbot in Deutschland belegt. Sie steht seit 2002 auf der Liste terroristischer 
Organisationen der Europäischen Union.

Die TKP-ML will das Gesellschaftssystem der Türkei gewaltsam zerschlagen und eine 
kommunistische Diktatur errichten. Dazu unterhält sie die „Türkiye İşçi Köylü Kurtuluş Ordusu“ 
(„Arbeiter- und Bauern-Befreiungsarmee der Türkei“, TİKKO), deren Mitglieder terroristische 
Anschläge in der Türkei verüben.

23 �Logo DHKP-C

24 �Logo TKP-ML
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Strukturen in Baden-
Württemberg

DHKP-C-nahe Gruppierungen organisieren sich unter den 
Tarnbezeichnungen „Anadolu Federasyonu“ („Anatolische 
Föderation“), „Halk Cephesi“ („Volksfront“), „Halk Sinemasi“ 
(„Volkskino“), oder „Halk Kültür Evi“ („Volkskulturhaus“). In 
Baden-Württemberg existieren in Stuttgart und Mannheim 
etablierte Strukturen mit eigenen Vereinsheimen sowie in 
Ulm ein loser Personenzusammenschluss.
	 Die der TKP-ML und der MLKP nahestehenden Szenen 
agieren in der Regel nicht offen, sondern mittels Umfeldorga-
nisationen. Diese leisten in Deutschland propagandistische, 
logistische und finanzielle Unterstützung. Zur TKP-ML ge-
hören die „Avrupa Türkiyeli İşçiler Konfederasyonu“ („Kon-
föderation der ArbeiterInnen aus der Türkei in Europa“, ATIK) 
und die „Almanya Türkiyeli İşçiler Federasyonu“ („Föderation 
der Arbeiter aus der Türkei in Deutschland e. V.“, ATIF). Für 
die MLKP sind die „Avrupa Ezilen Göçmenler Konfederasyonu“ 
(„Konföderation der unterdrückten Migranten in Europa“, AvEG-
Kon), die „Almanya Göçmen İşçiler Federasyonu“ („Föderation 
der Arbeitsimmigrant/innen in Deutschland e. V.“, AGİF) und 
die MLKP-Jugendorganisation „Young Struggle“ zentral.

Aktivitäten in Baden-
Württemberg

Anlässlich der Gründung des DHKP-C-nahen Tarnvereins „Halk 
Sinemasi“ („Volkskino“) am 2. Februar 2025 in Mannheim 
wurde ein Theaterstück aufgeführt, in dessen Zentrum die 
Kritik an der „Grausamkeit des Kapitalismus“ stand. Danach 
wurden Aufführungen im DHKP-C-nahen Tarnverein „Halk 
Kültür Evi“ („Volkskulturhaus“) in Stuttgart sowie in Köln und 
Hagen angekündigt. In den sozialen Medien verbreitete das 
„Volkskino“ in Mannheim zudem mehrere Beiträge, die auf den 
Israel-Palästina-Konflikt Bezug nehmen. Dies zeigte, dass sich 
türkisch-linksextremistische Gruppierungen verstärkt im 
Aktionsfeld Palästinasolidarität engagierten. Über Instagram 
teilte das „Volkskino“ am 6. Oktober 2025 einen Beitrag, der 
die als „langer Marsch“ geplante Reise einiger DHKP-C-An-
hänger in den Gazastreifen thematisierte. Auf dem Bild sind 
die Akteure vor einem Banner zu sehen, auf dem die innerhalb 
des säkularen extremistischen propalästinensischen Spek-
trums verbreitete Parole „From the river to the sea – Palestine 
will be free!“ steht. Darunter ist eine Zeichnung der Peace-
Handgeste zu sehen. 26

	 Die MLKP-Jugendgruppe „Young Struggle“ (YS), die 
MKP-Jugendgruppe „Socialist Youth Movement“ (SYM) und 
die „Neue Demokratische Jugend“ (YDG), die zur TKP-ML 
gehört, organisierten gemeinsam mit weiteren Gruppierungen 
am 12. September 2025 einen Aktionsstand zur „Global Sumud 
Flotilla“13 in Stuttgart. Am Stand hing ein Zeitstrahl, der die 
vermeintliche Historie des Israel-Palästina-Konflikts seit 2007 
darstellte. Der Angriff der Terrororganisation HAMAS auf den 
Staat Israel am 7. Oktober 2023 wurde nicht erwähnt. Für das 
Jahr 2023 war lediglich Israels Ankündigung einer „totalen 
Blockade“ des Gazastreifens vermerkt. Eine solche Aus-
lassung oder Umdeutung des Angriffs der HAMAS vom 
7. Oktober 2023 ist im säkularen propalästinensischen extre-
mistischen Spektrum verbreitet. Aktionen wie diese sind bei-
spielhaft für die im Berichtsjahr intensivierten Aktivitäten von 
türkisch-linksextremistischen Jugendgruppierungen. 27

„Marxistisch-Leninistische Kommunistische Partei“  
(„Marksist Leninist Komünist Parti“, MLKP)

GRÜNDUNG 1994 in der Türkei

LEITUNG Funktionärsgruppe

MITGLIEDER Baden-Württemberg: ca. 190 (2024: ca. 190) 
(Deutschland 2024: ca. 600)

JUGENDORGANISATION „Young Struggle“ (YS)

MEDIEN „Atılım“ (Zeitung, wöchentlich)

Die MLKP will die Staatsordnung in der Türkei gewaltsam stürzen und ein kommunistisches 
Gesellschaftssystem errichten. Dafür nutzen die von der MLKP unterhaltenen „Fakirlerin ve 
Ezilenlerin Silahlı Kuvvetleri“ („Bewaffnete Einheiten der Armen und Unterdrückten“, FESK) 
in der Türkei terroristische Mittel.

	 Am 2. Februar 2025 eröffnete der gleichnamige DHKP-C-nahe Tarn-
verein ein sogenanntes „Halk Sinemasi“ („Volkskino“) in Mannheim. Es 
wurde ein Theaterstück, das die „Grausamkeit des Kapitalismus“ 
kritisierte, erstaufgeführt.

	 Die DHKP-C und einige türkisch-linksextremistische Jugend-
gruppierungen beteiligten sich an Demonstrationen im Bereich 
Palästinasolidarität und führten eigene Aktionen durch.

Ereignisse und  
Entwicklungen 

2025

13 �Bei der „Global Sumud Flotilla“ („Globale Sumud Flotille“, „sumud“ arabisch für Belastbarkeit/Resilienz) handelt es sich um eine propalästinensische und 
internationale zivilgesellschaftlich getragene maritime Initiative. Es nahmen ursprünglich mehr als 50 Boote und über 500 Personen teil. Ziel war es, im 
Sommer 2025 den maritimen Blockadezugang zum Gazastreifen zu durchbrechen und Hilfsgüter dorthin zu liefern.

26 �Instagrambeitrag des „Volkskinos“ Mannheim mit einem Banner. Die 
darauf gemalte Hand formt die Peace-Geste. Sie hält die palästinensische 
Flagge sowie eine Flagge mit einem gelben Stern auf rotem Grund 
zusammen. Letztere gilt als Erkennungssymbol der DHKP-C. Mit der Geste 
wird die Palästinasolidarität der DHKP-C-nahen Szene verdeutlicht.

27 �Beitrag des LfV zu Jugendgruppen im 
türkischen Linksextremismus.

25 �Logo MLKP

https://www.verfassungsschutz-bw.de/,Lde/Startseite/Meldungen+und+Archiv/Jugendgruppen+im+Tuerkischen+Linksextremismus
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Bereits im Jahr 2020 stellte das Landesamt für Verfassungsschutz Baden-Württemberg 
(LfV) insbesondere im Zusammenhang mit dem damaligen Corona-Protestgeschehen 
veränderte Erscheinungsformen des Extremismus fest. Die Entwicklung neuer und 
veränderter Erscheinungsformen ließ sich aber auch abseits davon beobachten. Seitdem 
entstanden zunehmend Mischszenen und extremistische Bestrebungen, die nicht in die 
bereits bestehenden Phänomenbereiche, wie beispielsweise den Links- oder Rechts-
extremismus, einzuordnen sind. Die Akteure beziehen sich hauptsächlich auf staats-
feindliche Verschwörungsideologien und nutzen zusätzlich Ideologiefragmente aus 
anderen extremistischen Strömungen. Ihre Ideologie entsteht also in einer Art Bau-
kastenprinzip und folgt nicht den bekannten, etablierten ideologischen Mustern. Da 
die Ideologeme – also einzelne ideologische Elemente und Denkfiguren – für sich 
genommen und auch in ihrer zusammengesetzten Form verfassungsfeindlich sein 
können, nimmt das LfV die Beobachtung auf, wenn tatsächliche Anhaltspunkte für 
extremistische Positionen vorliegen. 
	 Im Zeichen dieser Entwicklung steht das Kapitel „Weitere verfassungsfeindliche 
Bestrebungen“. Es stellt extremistische Bestrebungen dar, die nicht zwingend mit-
einander in Verbindung stehen, deren Akteure keine ideologische Klammer verbindet 
und die keinem etablierten Phänomenbereich zuzuordnen sind. Dennoch handelt es 
sich um Bestrebungen gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung (fdGO). 
Das LfV bearbeitet sie gemäß seinem gesetzlichen Auftrag, den das Landesverfassungs-
schutzgesetz (LVSG) definiert. Die Systematik der Phänomenbereiche ist darin nicht 
verankert. Es handelt sich dabei vielmehr um eine arbeitsorganisatorische Zuordnung 
und analytische Kategorie, die auf einer ideologischen Nähe der bearbeiteten 
extremistischen Akteure basiert.

Einzelpersonen und Gruppierungen, die der „Verfassungsschutzrelevanten Delegitimierung des 
Staates“ zugerechnet werden, vertreten kein ideologisch einheitliches Weltbild. Sie eint einerseits 
ihre verfassungsfeindliche Agitation gegen staatliche Institutionen und demokratisch legitimierte 
Verantwortungsträgerinnen und -träger. Andererseits fehlen Ideologieelemente, die eine ein-
deutige Zuordnung zu einer bestehenden Ideologie, wie beispielsweise dem Rechts- oder Links-
extremismus, ermöglichen. Da es keine einheitliche, klar abgrenzbare ideologische Klammer 
gibt, bilden sich vermehrt Mischideologien und -szenen. Diese können auch rechtsextremis-
tisches Gedankengut oder typische Ideologieelemente aus dem Milieu der „Reichsbürger“ 
und „Selbstverwalter“enthalten. Zudem vermischen sich teilweise christlich-fundamentalistische 
Argumentationsmuster mit extremistischen Inhalten rund um die Staatsfeindlichkeit. 
	 Die Staatsfeindlichkeit speist sich in den meisten Fällen aus extremistisch durchzogenen 
Verschwörungserzählungen, die im Milieu weit verbreitet sind. Ebenso verbreitet ist Antisemi-
tismus, der durch die meisten Verschwörungsnarrative mittransportiert wird. Die antisemitisch 
aufgeladenen Feindbilder aus Verschwörungserzählungen können ebenso wie andere 
übermächtige und verbrecherische Feindbilder zum Beispiel aus Diktatur-Vergleichen zu – 
möglicherweise auch gewaltsamen – Reaktionen führen. 
	 Übergreifend und für das Delegitimierungs-Spektrum kennzeichnend ist das Vorgehen 
der Akteure, aus dem deren Staatsfeindlichkeit deutlich wird. Sie machen unter anderem 
politische Entscheidungsträgerinnen und -träger verächtlich, um das Vertrauen in die Demo-
kratie zu erschüttern. Die anhaltende Verbreitung von staatsfeindlichen Inhalten führt zu 
einer Delegitimierung des Staates, seiner Repräsentanten und von demokratischen Ent-
scheidungsprozessen bei jenen, die solche Inhalte rezipieren. Dadurch kann langfristig Ver-
unsicherung sowie ein Vertrauensverlust gegenüber dem Staat beziehungsweise seinen 
Repräsentanten entstehen, und daraus wiederum die Erosion demokratischer Überzeugungen 
in der Bevölkerung. Die Diffamierung durch staatsdelegitimierende Akteure steigert sich mit-
unter bis zur Befürwortung von Gewalt, etwa in Bezug auf die Forderung nach (gewaltsamer) 
Absetzung, Inhaftierung oder gar Tötung von Politikerinnen und Politikern. Kennzeichnend 
für die Delegitimierung des Staates ist oftmals die Befürwortung eines (gewaltsamen) 
Systemumsturzes, der häufig mit einem falschverstandenen Widerstandsrecht nach Art. 20 
Abs. 4 Grundgesetz begründet wird. 
	 Das verbindende Element innerhalb der „Verfassungsschutzrelevanten Delegitimierung 
des Staates“ ist somit die Methode der Delegitimierung und eine grundsätzliche Staats-
feindlichkeit.  

1	� Verfassungsschutzrelevante  
Delegitimierung des Staates
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Das Landesamt für Verfassungsschutz Baden-Württemberg (LfV) geht für die „Verfassungs-
schutzrelevante Delegitimierung des Staates“ von einem Personenpotenzial von etwa 450 Per-
sonen aus und stuft etwa zwanzig Prozent dieses Personenpotenzials als gewaltorientiert1 ein. 
Zahlreiche Akteure befürworten Gewalt, um ihre politischen Ziele zu erreichen, wenngleich sie 
in der Regel nicht selbst gewaltsam agieren.

Entwicklungen und Tendenzen
Die Ausgestaltung der Narrative und die Aktionsformen des 
ideologisch heterogenen Delegitimierungs-Spektrums variieren 
stark. Deshalb treten die Akteure nicht geschlossen auf und ihre 
extremistischen Aktivitäten sind selten konzentriert wahrnehm-
bar. Das LfV beobachtete insgesamt keinen Rückgang von 
extremistischen Bestrebungen, die dem Delegitimierungs-
Spektrum zuzurechnen sind. Eine vergleichbare Mobilisierung 
wie im Zuge des Corona-Protestgeschehens wurde im Be-
richtsjahr dennoch bei weitem nicht erreicht. Auf die Kontakte 
und Netzwerke, die während des Corona-Protestgeschehens 
entstanden, greifen extremistische Akteure jedoch nach wie 
vor zurück. Dies begünstigt die Bildung neuer Gruppierungen. 
Hinzu kommen Einzelpersonen, die sich durch den starken 
Glauben an extremistische Verschwörungserzählungen schnell 
radikalisieren und damit eine zusätzliche Gefahr darstellen.
	 Die weltpolitischen Veränderungen und eine allgemeine 
gesellschaftliche Verunsicherung durch die Erfahrung multipler 
Krisen eröffnete dem Spektrum zumindest vereinzelt Möglich-
keiten, Themen für sich zu nutzen. Im Berichtsjahr bemühten 
sich die Akteure beispielsweise darum, Ängste rund um eine 
steigende Inflation, hohe Energiekosten und wirtschaftlichen 
Abschwung zu besetzen. Außerdem versuchten sie, eine An-
schlussfähigkeit zu Anti-Kriegsbewegungen herzustellen, und 
verbreiteten im Zuge dessen staatsdelegitimierende Inhalte. 

Vor dem Hintergrund ihrer grundsätzlichen Staatsfeindlichkeit 
arbeitet sich das Delegitimierungs-Spektrum generell an demo-
kratischen Entscheidungsprozessen, dem Parteiensystem und 
politischen Akteuren ab. Ein Fokus liegt auf der Partei Bündnis 
90/ DIE GRÜNEN. Sie wird beispielsweise in Diktaturvergleichen 
als Feindbild inszeniert, zum Beispiel unter dem Schlagwort 
„Grünes Reich“ oder mit dem Satz „Der Nazi von heute ist nicht 
braun, sondern grün“.
	 Diese beispielhaften Äußerungen zeigen einen verbrei-
teten Duktus im Delegitimierungs-Spektrum. Diktaturvergleiche 
sowie damit in Zusammenhang stehende Relativierungen des 
Nationalsozialismus kommen häufig vor. Demokratisch legi-
timierte Entscheidungsträger und ihre Entscheidungen werden 
etwa mit nationalsozialistischen Verbrechen gleichgesetzt. Es 
handelt sich dabei um eine zentrale Kommunikationsstrategie, 
um das Feindbild, also den Staat beziehungsweise seine 
Repräsentanten, maximal verächtlich zu machen und damit 
zu delegitimieren. Auch die Unterstellung, sie würden durch 
eine Hintergrundmacht gesteuert, oder demokratische Ent-
scheidungsprozesse seien in der BRD aufgrund eines steuern-
den Einflusses von verschworenen Hintergrundmächten nicht 
mehr möglich, ist omnipräsent.
	 Dies zeigte sich auch im Zusammenhang mit der Bundes-
tagswahl 2025. Hier gab es zwar vereinzelte Aufrufe, wählen 
zu gehen, in einschlägigen Telegramkanälen und -gruppen 
wurde jedoch mehrheitlich Misstrauen gegenüber einem fairen 
Ablauf der Wahl geäußert. Es wurde beispielsweise behauptet, 
Wahlurnen seien nicht ordnungsgemäß beschriftet oder ver-
siegelt und Stifte manipuliert, um später die gesetzten Kreuze 
verändern zu können. Hinter den vermeintlichen Manipulationen 
stecke eine nicht näher benannte, teilweise antisemitisch konno-
tierte Hintergrundmacht. Vielfach wurde zur Wahlbeobachtung 
aufgerufen, um diese vermeintlich geplante und beabsichtigte 
Wahlmanipulation zu verhindern. Die Akteure versuchten so 
gezielt, demokratische Entscheidungsprozesse zu delegiti-
mieren und Misstrauen zu schüren. Auch im Nachgang zur Wahl 
fanden sich in einschlägigen Telegramkanälen und -gruppen 
Beiträge über angebliche Wahlfälschungen, die nicht belegt 
wurden.

Alternative Medien
Sogenannte alternative Medien spielen im Delegitimierungs-
Spektrum eine zentrale Rolle. Es handelt sich dabei vor allem 
um Publikationen beziehungsweise Plattformen, die maßgeblich 
zur Verbreitung von staatsfeindlichen und mehrheitlich anti-
semitischen Verschwörungserzählungen sowie von staatsde-
legitimierenden Narrativen beitragen.
	 Ein Beispiel aus Baden-Württemberg ist die Publikation 
„Kent-Depesche“. Sie erscheint gedruckt und online. Die 
Publikation verbreitet insbesondere seit der Coronapandemie 
zahlreiche demokratiefeindliche Inhalte und verfassungsschutz-
relevante – oft antisemitische – Verschwörungserzählungen. 
Zudem verweist sie auf andere verschwörungsideologische 
Akteure und trägt somit dazu bei, dass entsprechende Inhalte 
weiterverbreitet werden.

1 �Vgl. Definition im Kapitel „Verfassungsschutz in Baden-Württemberg“, S. 27. Der Begriff Gewaltorientierung beschreibt das Verhältnis von Extremismus und 
Gewalt in seiner ganzen Breite. Er umfasst in abstufender Weise extremistische Personen und Gruppen, die entweder gewalttätig, gewaltbereit, gewaltunter-
stützend oder gewaltbefürwortend eingestellt sind.“

Erscheinungs- und Aktionsformen
Einzelpersonen und Schwerpunktthemen
Einzelpersonen verbreiteten im Jahr 2025 ihre staats- und 
demokratiefeindlichen Inhalte überwiegend über soziale 
Medien. In einigen Fällen äußerten sie sich drastisch und bis-
weilen mit Gewaltbezug.
	 Ein Facebook-Nutzer aus Baden-Württemberg diffa-
mierte beispielsweise über einen Zeitraum von mehreren 
Monaten hinweg Politiker, so im Januar 2025 die damalige 
Außenministerin Annalena Baerbock: „NAZIS RAUS!!! Diese 
Faschistin sollte enteignet und eingesperrt werden! Ich hoffe 
auf eine demokratische Mehrheit für die Bestrafung aller 
Faschisten… auch die aus unserer Zeit [betende Hände Emoji] 
NIE WIEDER IST JETZT ERST RECHT!“ Ähnlich äußerte er sich 
gegen den deutschen Bundeskanzler Friedrich Merz: „Sch… 
Merz sollte eigentlich hinter Gitter sitzen und auf gar keinen 
Fall Kanzler von Deutschland werden. Er ist die Reinkarnation 
von Adolf…(…).“
	 Einige der festgestellten Diffamierungen sind deutlich 
gewaltbezogen. So kommentierte beispielsweise im Januar 
2025 ein weiterer Nutzer aus Baden-Württemberg auf X in 
Bezug auf die damalige Innenministerin Nancy Faeser: „Fa-
schistin Faeser an den Galgen der Gerechtigkeit wegen Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit.“ Und im April 2025 schrieb 
ein Facebook-Nutzer aus Baden-Württemberg: „Dieser Merz 
gehört in die Gaskammer oder einen Kugel in seine Kriegsgeile 
Birne. Wir brauchen keinen 3. Weltkrieg.“

Ein weiteres Beispiel aus Baden-Württemberg ist der „Ama-
deus-Verlag“ mit Sitz in Fichtenau/Landkreis Schwäbisch 
Hall. Über dessen Geschäftsführer besteht auch eine Ver-
bindung zu der Plattform „Die Unbestechlichen“ sowie zu der 
Domain scheisse.de. Der Verlag publiziert, bewirbt und ver-
treibt Bücher, die zu großen Teilen staatsdelegitimierende, 
verschwörungsideologische und antisemitische Inhalte ver-
breiten. Beispiele dafür sind Bücher mit Titeln wie „Massen-
mord oder Natürliche Auslese“ oder „Endgame. Die letzten Jahre 
in Freiheit?“. Die Bücher beinhalten staatsdelegitimierende 
Verschwörungserzählungen und Diktaturvergleiche, die ein 
Bedrohungsszenario aufbauen. Demnach soll beispielsweise 
eine von staatlichen Institutionen der BRD oder von einer 
geheimen Weltelite geplante Bevölkerungsreduktion erfolgen 
und eine totalitäre Kontrollherrschaft aufgebaut werden. In 
einem von dem Verlag veröffentlichten Buch werden die 
Folgen einer vermeintlichen Weltverschwörung beschrieben:

„Im Grunde besteht schon seit Jahren 
durch bestimmte Organisationen eine 
geheime Weltregierung, die durch und mit 
verschiedenen Strukturen geschaffen 
wurde. Diese Strukturen müssen nun zu 
einer Weltregierung vereint und von der 
Weltbevölkerung als ‚Weltregierung‘ 
akzeptiert werden (…) Der Plan der Finanz-
elite ist es, eine sozialistische Weltregierung 
zu etablieren, die die heutige chinesische 
Realität bei Weitem übertreffen wird, die 
Weltbevölkerung zu reduzieren und diese 
Diktatur durch einen Polizeiapparat aufrecht 
zu erhalten. Sie können das an dieser Stelle 
glauben oder auch nicht, trotzdem ändert 
es nichts an der Tatsache schlechthin.“ 

Daneben vertreibt der Verlag auch einzelne Bücher mit 
Bezügen zum Rechtsextremismus sowie zur Ideologie der 
„Reichsbürger“ und „Selbstverwalter“. Beispielhaft dafür 
stehen die Bücher „Geheimsache Staatsangehörigkeit“ und 
„Wenn das die Deutschen wüssten… hätten wir morgen eine 
Revolution!“.

1  �Logo des Amadeus-Verlags
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Veranstaltungen und Demonstrationsgeschehen
Akteure, die der „Verfassungsschutzrelevanten Delegitimierung 
des Staates“ zugerechnet werden, versuchen, aktuelle Ereig-
nisse und Themen für sich zu nutzen und diese langfristig zu 
besetzen. Auch wenn bislang keine Mobilisierung wie in Zeiten 
des Corona-Protestgeschehens festzustellen ist, gelingt es 
ihnen zumindest punktuell, Themen zu platzieren. Da es sich 
um keine geschlossene extremistische Szene handelt und 
das Delegitimierungs-Spektrum ideologisch heterogen ist, 
sind entsprechende Mobilisierungserfolge umso beachtlicher. 
Gleichzeitig zeigt sich eine Anschlussfähigkeit an andere 
Ideologien sowie zu nicht-extremistischen Personenkreisen.
	 Seit 2022 wird der Angriffskrieg Russlands gegen die 
Ukraine in einschlägigen Messenger-Kanälen des Delegiti-
mierungs-Spektrums immer wieder thematisiert. Während 
einerseits pro-russische Narrative verbreitet werden, werden 
andererseits allgemeine Friedensforderungen vorgebracht. 
Solche pazifistischen Forderungen können als Mobilisierungs-
faktor dienen – auch zur Ansprache nicht extremistischer 
Personen. Dies zeigte die Demonstrationsreihe „Gemeinsam 
für Deutschland“2, die mit einer Auftaktveranstaltung am 
22. März 2025 in Stuttgart startete. Die Veranstaltung wurde 
in zahlreichen Kanälen und Gruppen in Messengerdiensten 
und sozialen Medien beworben, unter anderem auch von 
staatsdelegitimierenden Akteuren. Unter den etwa 1.500 
Teilnehmenden im März in Stuttgart fanden sich mehrere 
rechtsextremistische Jugendgruppierungen, die die Demons-
tration als Plattform für sich nutzten. Bei Veranstaltungen wie 
diesen besteht somit die Gefahr, dass sich aus der extre-
mistischen Mischszene heraus neue radikalisierungsfördernde 
Netzwerke bilden und gleichzeitig Personen, die bislang keine 
extremistischen Positionen vertraten, mit diesen in Berührung 
kommen. 
	 Das Delegitimierungs-Spektrum steht vor dem Hinter-
grund der ideologischen Anschlussfähigkeit dem „Reichs-
bürger“- und „Selbstverwalter“-Milieu teilweise sehr nahe. Die 
grundsätzliche Staatsfeindlichkeit und das Absprechen von 
Legitimität gegenüber demokratischen Entscheidungspro-
zessen und Repräsentanten des Staates sind beiden Er-
scheinungsformen des Extremismus gemein. Vor diesem 
Hintergrund sind die Unterstützungsbekundungen von De-
legitimierungs-Akteuren für die Angeklagten im Verfahren 
um die „Reichsbürger“-Vereinigung um Prinz REUSS3 zu sehen. 
Zudem sind auch unter den Angeklagten in diesem Verfahren 
staatsdelegitimierende Verschwörungserzählungen abseits 
der „Reichsbürger“- und „Selbstverwalter“-Ideologie ver-
breitet. Ein Beispiel für die Anschlussfähigkeit und die damit 
begründete Solidarität ist eine aus Baden-Württemberg 
heraus organisierte Aktion vom 21. September 2025. Hier 
riefen mehrere, auch extremistische Akteure aus Baden-
Württemberg zu einer Fahrt an die Justizvollzugsanstalt Frank-
furt am Main/Hessen auf. Vor Ort wurden Glückwünsche 
anlässlich des Geburtstags einer Angeklagten überbracht und 
Solidarität mit den vermeintlich politischen Gefangenen be-
kundet. An der Aktion nahmen etwa 60 Personen teil, darunter 
auch Personen aus Baden-Württemberg.

Strukturen und Gruppierungen
Neben vielen Einzelpersonen, die nicht oder nur lose in klar 
abgrenzbare Organisationen eingebunden oder in deren ideo-
logischem Umfeld aktiv sind, besteht das Spektrum aus Per-
sonen, die vor allem über Messengerdienste vernetzt sind. 
Der wesentliche Teil des Austausches findet über den Messen-
gerdienst Telegram statt. Extremistische Akteure versuchen 
so, aktuelle politische Themen für sich und ihre Zwecke ein-
zunehmen. Das gelingt ihnen bislang nicht, sie erreichen aber 
mit ihren Positionen viele Menschen und verfangen unter Um-
ständen auch bei durch Krisen verunsicherten Personen. Es 
besteht die Gefahr, dass sich bislang nicht extremistische 
Personen radikalisieren oder sich bereits vorhandene extremis-
tische Einstellungen verfestigen. Daneben existieren jedoch 
auch einzelne klar abgrenzbare Gruppierungen, die der „Ver-
fassungsschutzrelevanten Delegitimierung“ zuzuordnen sind 
und durch den Verfassungsschutz bearbeitet werden.

„Vereinte Patrioten“

	� Die Vereinigung „Vereinte Patrioten“, auch als „Kaiser-
reichsgruppe“ bezeichnet, wollte 2022 einen langan-
haltenden, bundesweiten Stromausfall verursachen und 
plante, Personen des öffentlichen Lebens zu entführen, 
darunter den damaligen Bundesgesundheitsminister 
Karl Lauterbach. Durch diese Aktionen sollten bürger-
kriegsähnliche Zustände und im Ergebnis der Sturz des 
demokratischen Systems herbeigeführt werden. Die 
Bundesregierung sollte durch eine andere, letztlich 
autoritär geführte Regierungsform nach dem Vorbild 
des Deutschen Kaiserreichs von 1871 ersetzt werden. 
Beteiligt waren unter anderem Personen aus Baden-
Württemberg.

	�	  Die „Vereinten Patrioten“ stehen beispielhaft für 
extreme Radikalisierungsverläufe während der Corona-
pandemie und für das Vermengen unterschiedlicher 
staatsdelegitimierender und demokratiefeindlicher 
Narrative. Die Gruppierung verdeutlicht die Gefährlich-
keit, die von solchen Positionen ausgeht. Sie können 
zur Rechtfertigung gewaltsamer, als Gegenwehr emp-
fundener Aktionen benutzt werden und sich unter 
Beteiligung mehrerer Personen mit entsprechender 
extremistischer Weltsicht bis hin zu terroristischen 
Aktivitäten entwickeln.

2 �Vgl. hierzu im vorliegenden Verfassungsschutzbericht im Kapitel Rechtsextremismus S. 80. 
3 �Vgl. hierzu im vorliegenden Verfassungsschutzbericht die Infobox im Kapitel „Reichsbürger“ und „Selbstverwalter“, S. 89.

Im März 2023 stufte das Oberlandesgericht Koblenz/Rhein-
land-Pfalz die Vereinigung „Vereinte Patrioten“ als terroristische 
Vereinigung gemäß §129a StGB ein und verurteilte die Gründer 
sowie ein Mitglied zu Haftstrafen (Az. 1 St 2 BJs 141/22, nicht 
rechtskräftig). In der Folge fanden in Koblenz/Rheinland-Pfalz 
sowie an verschiedenen deutschen Gerichten weitere Straf-
verfahren gegen mutmaßliche Beteiligte statt, auch in Baden-
Württemberg. So erhob die Generalstaatsanwaltschaft 
Stuttgart vor dem Oberlandesgericht Stuttgart im Mai 2025, 
im September 2025 und im Januar 2026 Anklage gegen ins-
gesamt vier Personen wegen der mutmaßlichen Unter-
stützung einer terroristischen Vereinigung gemäß § 129a 
Abs. 5 Satz 1 StGB in Tateinheit mit Beihilfe zur Vorbereitung 
eines hochverräterischen Unternehmens gemäß §§ 83 Abs. 1, 
27 Abs. 1, 52 StGB. Einer der Angeklagten wurde im März 
2026 zu einer Bewährungsstrafe verurteilt (Az. 2 St 36 OJs 
19/24, rechtskräftig). Die Verhandlungstage für das Staats-
schutzverfahren gegen die drei weiteren Angeklagten wurden 
vom Oberlandesgericht Stuttgart für April bis Juli 2026 
terminiert (7 St 36 OJs 13/23). Gegen eine weitere Person aus 
Baden-Württemberg ist das Ermittlungsverfahren der General-
staatsanwaltschaft Stuttgart wegen des Verdachts der Unter-
stützung einer terroristischen Vereinigung in Tateinheit mit 
Beihilfe zur Vorbereitung eines hochverräterischen Unter-
nehmens noch nicht abgeschlossen.

Initiative „Querdenken 711“ und ihre regionalen Ableger

	� Zu Beginn des Protestgeschehens gegen die staat-
lichen Maßnahmen zur Eindämmung der Corona-
pandemie ab 2020 übernahm die Initiative „Querdenken 
711“ mit ihren regionalen Ablegern deutschlandweit 
eine führende Rolle. Die Führungspersonen rund um 
den Initiator Michael BALLWEG verbreiteten jedoch zu-
nehmend verfassungsschutzrelevante verschwörungs-
ideologische und staatsdelegitimierende Inhalte. Das 
ursprünglich von „Querdenken“ formulierte Ziel der 
„Wiederherstellung der Grundrechte“ wich zusehends 
einer prinzipiellen Staatsfeindlichkeit. Diese Radikali-
sierung führte zur Beobachtung der baden-württem-
bergischen Initiativen durch das LfV seit Dezember 2020. 
Die Bearbeitung beschränkte sich dabei von Beginn 
an auf einzelne verfassungsschutzrelevante Führungs-
personen und umfasst nicht die Gesamtheit der Demons-
trationsteilnehmenden oder die allgemeine Anhänger-
schaft.

	� Zentrale Akteure des Corona-Protestgeschehens und 
insbesondere die „Querdenken“-Initiative verloren 
jedoch nach dem Ende der staatlichen Corona-Schutz-
maßnahmen stark an Bedeutung. Im Berichtsjahr waren 
mit Ausnahme von einzelnen Veranstaltungen kaum 
Mobilisierungserfolge zu beobachten.

	�	  Davon abgesehen beschränkten sich die Aktivi-
täten im Berichtsjahr weitestgehend auf den virtuellen 
Raum. Beispiele für weiterhin aktive regionale Ableger 
der „Querdenken“-Initiativen sind unter anderem: 
721-Karlsruhe, 753-Konstanz, 762-Lörrach, 7171- 
Schwäbisch Gmünd, 791-Schwäbisch Hall sowie 775- 
Waldshut-Tiengen. Deren erhöhte Aktivitäten sind 
jedoch auf einzelne engagierte Personen zurückzu-
führen oder auf Personen, die sich schon in der Ver-
gangenheit als prominente Multiplikatoren innerhalb 
des Spektrums etabliert haben.

In ihrer organisierten Form spielten die Initiative „Querdenken 
711“ und ihre regionalen Ableger 2025 in Baden-Württemberg 
nur noch eine untergeordnete Rolle. Einzelne regionale Ab-
leger der Initiative und verbliebene Einzelpersonen sind zwar 
noch im Land aktiv und versuchen, als Multiplikatoren der 
Szene sichtbar zu bleiben. Sie können aber meist keine größeren 
Menschenmengen mehr mobilisieren oder öffentlichkeits-
wirksame Veranstaltungen organisieren. In Teilen sind die Quer-
denken-Strukturen in dezentral organisierten Montagsspazier-
gängen aufgegangen. Der Großteil der Aktivitäten beschränkte 
sich im Berichtsjahr auf einzelne aktive Telegram-Kanäle.
	 Auch das fünfjährige Jubiläum der „Querdenken“-Ini-
tiativen und der Versuch, über eine Reaktivierungs-Kampagne 
erneut Aufmerksamkeit zu generieren, änderten nichts an 
diesem Bedeutungsverlust. Die Kampagne startete der Quer-
denken-Initiator Michael BALLWEG im Mai 2025 gemeinsam 
mit zwei weiteren bundesweit bekannten Extremisten, dem 
Herausgeber des rechtsextremistischen COMPACT-Magazins 
Jürgen ELSÄSSER und dem Verschwörungsideologen Kayvan 
SOUFI-SIAVASH (alias „Ken Jebsen“). Mit der Kampagne „Make 
Querdenken Great Again“ versuchten sie, an die früheren Erfolge 
von „Querdenken“ anzuknüpfen. In Baden-Württemberg ver-
fing diese Kampagne nicht und erlangte öffentlich kaum Wir-
kung. Diese Tatsache unterstreicht den Bedeutungsverlust 
der Initiativen.
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Dennoch gab es in Baden-Württemberg 2025 vereinzelte Ak-
tionen und Veranstaltungen mit Bezug zu „Querdenken“. Im 
Zeitraum von 1. bis 28. September 2025 fand zum Beispiel eine 
„Dauermahnwache“ auf dem Schlossplatz in Stuttgart statt. 
Der Infostand wurde zwar von einer Privatperson angemeldet, 
nahm jedoch durch ein gut sichtbares Banner von „Quer-
denken 711“ auf die Initiative Bezug und wurde zudem vom 
„Querdenken“-Initiator Michael BALLWEG beworben. Inhalt-
lich arbeitete sich der Stand in Stuttgart zum einen an einer 
Social-Media-Kampagne des Finanzministeriums Baden-Würt-
temberg ab, zum anderen wurde der Prozess gegen BALLWEG 
vor dem Landgericht Stuttgart thematisiert. Der Prozess wegen 
versuchten Betrugs in einem besonders schweren Fall und 
versuchter und vollendeter Steuerhinterziehung gegen BALL-
WEG begann am 2. Oktober 2024 am Landgericht Stuttgart. 
Ende Juli 2025 wurde BALLWEG vom Vorwurf des versuchten 
Betrugs freigesprochen und gleichzeitig der Steuerhinter-
ziehung in zwei beziehungsweise der versuchten Steuerhinter-
ziehung in drei Fällen schuldig gesprochen (Az. 10 KLs 3 Js  
15816/22, nicht rechtskräftig). Die Staatsanwaltschaft und die 
Verteidigung legten Revision ein.

„Evangelische Freikirche Riedlingen“

	� Das Landesamt für Verfassungsschutz Baden-Württem-
berg beobachtet die „Evangelische Freikirche Ried-
lingen“ (EFK) im Landkreis Biberach aufgrund extre-
mistischer Bestrebungen. Der Hauptverantwortliche 
der EFK, Jakob TSCHARNTKE, verbreitet – offline wie 
online – politische Inhalte und Positionen, die das 
Vertrauen in demokratische Entscheidungsprozesse 
und staatliche Institutionen in verfassungsfeindlicher 
Weise untergraben. In seinen Predigten vermischt 
TSCHARNTKE christlich-fundamentalistische An-
sichten mit allgemeiner Staatsfeindlichkeit. In den 
Gottesdiensten der EFK sowie über den Telegram-Kanal 
des von TSCHARNTKE initiierten und geführten „Netz-
werks bibeltreuer Christen“ (NbC) gibt er wiederholt 
extremistische Verschwörungsideologien wieder und 
verbreitet staatsfeindliche Positionen.

	�	  Die hohe Reichweite der EFK beziehungsweise des 
NbC kann dazu führen, dass zuvor nicht extremistisch 
eingestellte Kirchenmitglieder und andere Personen 
radikalisiert werden. 

Die EFK und das NbC nutzten auch im Berichtsjahr 2025 
verschiedene Online-Plattformen, um eigene Inhalte zu ver-
breiten und die Vernetzung innerhalb der Gruppierung zu 
fördern. Obwohl TSCHARNTKE sich zeitweise im Ausland 
aufhielt, übernahm er den Großteil der Predigten für die 
Gruppierung und gab damit weiterhin die inhaltliche Aus-
richtung vor. Im Januar 2025 erhob die EFK Klage vor dem 
Verwaltungsgericht Stuttgart und wehrt sich damit gericht-
lich gegen die Nennung in den Verfassungsschutzberichten 
von Baden-Württemberg in den Jahren 2023 und 2024. Eine 
Entscheidung hierzu steht noch aus. 

2  �Logo von „Make Querdenken Great Again“

„Der Angriff von Tyrannen ist immer ein 
Angriff auf Familien, auf gesellschaftliche 
Strukturen (…) Tyrannen mögen keine Kraft 
und Verbundenheit in der Gesellschaft (…) Es 
werden in den Medien … es werden jede 
Menge Probleme quasi aus dem Nichts heraus 
konstruiert, erfunden, um die Gesellschaft 
immer mehr zu spalten (…) Da wo man Leute 
wegen der Zuwanderung nicht spalten 
konnte, kann man es vielleicht mit Corona 
oder Israel oder der Ukraine-Frage“

„Glaubt nicht den Medien…wenn ihr in 
der Coronapandemie auf dem Weg zum 
Bäcker über Coronatote stolpert, könnt 
ihr drüber nachdenken…ansonsten haben 
die Medien nur Panik verbreitet.“ 

Trotz einer teilweisen öffentlichen Mäßigung bezieht sich 
TSCHARNTKE in seinen Predigten weiterhin auf tagespolitische 
Themen und diffamiert dabei Politikerinnen und Politiker, wobei 
er weniger drastische Worte wählt als in der Vergangenheit. 
In seiner Predigt vom 22. Juni 2025 mit dem Titel „Biblische 
Skandalthemen“ zieht er beispielsweise Parallelen zwischen 
tyrannischen Herrschaftssystemen und der aktuellen Politik in 
der Bundesrepublik Deutschland, die Konflikte und Probleme 
in der Welt bewusst erfinde, um die Gesellschaft zu spalten:

Die Medien seien daran ebenfalls beteiligt, wie er in der Predigt 
„Das Heerlager der Heiligen“ vom 13. Juli 2025 ausführt:

Das rechtsextremistische Konzept des Ethnopluralismus4, das 
TSCHARNTKES Weltbild zugrunde liegt, findet sich auch weiter-
hin in seinen Predigten. So formulierte er in einer Predigt vom 
18. Mai 2025 unter dem Titel „Sanierung unmöglich“: 

4 �Vgl. hierzu im vorliegenden Verfassungsschutzbericht das Kapitel zur Identitären Bewegung, S. 76.

„Jeder Mensch, gleich welcher Rasse oder 
Hautfarbe, gleich welcher völkischen Her-
kunft hat vor Gott den gleichen Wert. Das 
heißt nicht, dass man überall in allen Ländern 
dieser Welt alle Rassen durcheinandermengen 
muss! Das wäre eine falsche Schlussfolgerung, 
die nicht biblisch wäre. Aber auch wenn man 
vielleicht sagt, die Menschen sollen schwer-
punktmäßig in den Ländern bleiben, in denen 
sie geboren wurden, wo sie auch hingehören, 
hat das nichts mit Rassismus (…) zu tun.“

Die Beteuerung, diese Ansicht sei nicht rassistisch, entkräftet 
nicht die Tatsache, dass TSCHARNTKE hier das Konzept des 
Ethnopluralismus bedient, das allerdings nicht einheitlich 
definiert ist. Der zentrale Kernpunkt der unterschiedlichen 
Ausprägungen des Begriffs ist jedoch das Idealbild einer 
Völkervielfalt, die sich in jeweils ethnisch weitestgehend homo-
genen Staaten niederschlägt. Es geht somit von der Existenz 
einzelner Völker und Ethnien aus, deren jeweilige Eigenschaften 
durch Vermischung bedroht seien. Migration wäre demnach 
abzulehnen und eine Rückführung von Menschen, die jenseits 
der für sie vorgesehenen Gebiete leben, angezeigt.
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 Das Landesamt für Verfassungsschutz Baden-Württemberg (LfV) bearbeitet die „Baptisten-
kirche Zuverlässiges Wort Pforzheim“ (BKZW) beziehungsweise „Deutschlands Seelenge-
winnen“ (DSG) aufgrund extremistischer Bestrebungen. Auf ihrer Webseite bezeichnet sich 
die BKZW/DSG als Ableger der „Faithful Word Baptist Church“, einer fundamentalistischen 
Baptistenkirche mit Sitz in Arizona/USA. Die Gruppierung verfügt über Räumlichkeiten in 
Pforzheim. Hier werden Predigten gehalten oder von sich im Ausland befindlichen Personen 
per Video für die Anhängerschaft übertragen. Die Hauptverantwortlichen für die Predigtinhalte 
sind Anselm URBAN, Moses GOLLA und Andy SHAMOON. Die Gruppierung veröffentlicht die 
Aufzeichnungen solcher Predigten im Internet und verbreitet ihre extremistischen Inhalte auf 
diese Weise weiter. Außerdem führen die Mitglieder Missionierungsveranstaltungen durch, 
die „Seelengewinnen“ genannt werden. Daraus leitet sich auch der Name „Deutschlands 
Seelengewinnen“ ab, unter dem die Gruppierung ebenfalls auftritt – insbesondere in den 
sozialen Medien. Gegen die Hauptverantwortlichen der BKZW/DSG wurden bereits mehrere 
Ermittlungsverfahren wegen Volksverhetzung eingeleitet beziehungsweise sind Strafver-
fahren anhängig und – bislang nicht rechtskräftige – Urteile ergangen. 
	 Der ideologische Schwerpunkt der Gruppierung liegt in einer massiven Queerfeindlich-
keit, die unverhohlen in öffentlich frei zugänglichen Reden gepredigt wird. Die Lehrsatzung 
der BKZW etwa, die unter anderem auf der Webseite der Gruppierung zu finden ist, enthält 
bereits einen Glaubensgrundsatz, der Homosexualität ablehnt und queere Menschen abwertet: 
„Wir glauben, dass Homosexualität Sünde ist und eine Schande ist, die Gott mit der Todes-
strafe ahndet.“ Entsprechend fordert die BKZW/DSG die Todesstrafe für homosexuelle und 
transsexuelle Menschen und deren Durchsetzung. Zudem lehnt die Gruppierung die demo-
kratische Willensbildung und Entscheidungsfindung grundsätzlich ab. Sie äußert sich 
demokratiefeindlich, antisemitisch und frauenfeindlich. 

2	� „Baptistenkirche Zuverlässiges 
Wort Pforzheim“ bzw.  
„Deutschlands Seelengewinnen“

3  �Logo der BKZW 4  �Logo DSG

In der Vergangenheit enthielten viele Predigten der Gruppierung 
gewaltbefürwortende Aussagen, die sich hauptsächlich gegen 
die Menschenwürde richteten. So wurde wiederholt die Todes-
strafe für homosexuelle Menschen gefordert, die der Staat 
durchsetzen soll.5
	 Diese und ähnliche Inhalte sind weiterhin in den Kanälen 
der Gruppierung in sozialen Medien abrufbar. Im Berichtsjahr 
nahm die Anzahl der neu veröffentlichten Predigten der 
BKZW/DSG aber insgesamt deutlich ab. Dies ist auf die Ab-
wesenheit von zwei der drei hauptverantwortlichen Prediger 
zurückzuführen, die sich in den USA aufhalten. Der dritte Haupt-
verantwortliche, Andy SHAMOON aus Österreich, ist seit einer 
ersten – bislang nicht rechtskräftigen – Verurteilung wegen 
Volksverhetzung und laufender Strafverfahren ebenfalls deut-
lich seltener mit online veröffentlichten Predigten präsent. Die 
Reduzierung der Inhalte ist jedoch nicht mit einer Distanzierung 
von den volksverhetzenden Inhalten gleichzusetzen. In einem 
Blogbeitrag vom 21. November 2025 veröffentlichte die BKZW/
DSG auf ihrer Webseite ihre Antworten auf Fragen von zwei 
Journalistinnen. Darin stellt sie sich unmissverständlich hinter 
SHAMOON und seine Äußerungen zur Todesstrafe für homo-
sexuelle Menschen: „Die Verurteilung von Bruder Andy Shamoon 
ist eine Schande für Deutschland. Dieses Land kann sich auf 
den Zorn Gottes gefasst machen.“ In der Beantwortung einer 
weiteren Frage bekräftigt die Gruppierung ihre Sichtweise auch 
inhaltlich: „Mose 20,13 lehrt die Todesstrafe für Homos – das ist 
der Grund, warum Christen glauben, dass es die Todesstrafe 
für Homos geben sollte.“
	 Die Aktivitäten der Gruppierung vor Ort verlagerten sich 
2025 zunehmend auf Missionierungsbemühungen beziehungs-
weise sogenannte Seelenrettungen, die nicht nur in Baden-
Württemberg stattfinden. Die Gruppierung ist aufgrund der 
Abwesenheit der Hauptprediger vor allem als Evangelisations-
gruppe und weniger als Gemeindegründung aktiv. Die wenigen 
dennoch veröffentlichten Inhalte enthalten auch weiterhin 
tatsächliche Anhaltspunkte für extremistische Positionen. Am 
23. März 2025 veröffentlichte die Gruppierung beispielsweise 
einen Beitrag auf X, in dem sie entgegen dem in Artikel 3 Grund-
gesetz geregelten allgemeinen Gleichheitssatz und entgegen 
der Wahlgrundsätze, die eine allgemeine, unmittelbare, freie, 
gleiche und geheime Wahl verlangen, fordert: „Kein #Wahlrecht 
für Frauen. Das ist es, was #Christen in #Deutschland fordern 
sollten.“ 

Im Anschluss führt er aus, dass nach einer Wiederkehr Jesu 
die „Regierung ersetzt“ werde, LGBTQIA+ freundliche Christen 
„in die Hölle geworfen“ würden, und Israel „zusammen mit dem 
Antichristen vernichtet“ werde. Ein paar errettete Christen 
könnten im Königreich bestehen, die Gruppe, die er mit dem 
Logo der BKZW/DSG versah, werde gemeinsam mit Jesus 
„herrschen“. 
	 Für das Jahr 2026 kündigte die BKZW/DSG eine 
„Europe Soul Winning Conference“ von 17. bis 20. Juni in 
Frankfurt am Main/Hessen an. Diese Veranstaltung bewarb sie 
bereits 2025 wiederholt in den sozialen Medien. Als Gast-
prediger wird ein Pastor aus den USA erwartet, der dem Netz-
werk des „New Independent Fundamental Baptist Movement“ 
um den Pastor der „Faithful Word Baptist Church“ in Arizona/
USA zuzurechnen ist. Der Gastredner äußerte sich in der Ver-
gangenheit in Bezug auf homosexuelle und transsexuelle 
Menschen ähnlich radikal wie die Hauptprediger der BKZW/
DSG in Deutschland.

5 �Vgl. hierzu Verfassungsschutzbericht Baden-Württemberg 2024, S. 85 sowie Verfassungsschutzbericht Baden-Württemberg 2023, S. 85.

„Die Bibel sagt, sie sind Feinde aller Menschen 
oder? Diese Religion wendet sich gegen alle 
Menschen. Das einzige Volk, das sie lieben, 
sind sie selbst. (…) Selbst wenn du Pro-Israel 
bist, werden sie dich scheinbar lieben, so-
lange sie von dir profitieren können, aber in 
ihrem Inneren hassen sie dich. Also das ist 
was die Bibel sagt. Obwohl viele Nationen 
manipuliert werden, um Israel und seine 
Interessen zu unterstützen, beruht ihre 
Unterstützung auf Schuldgefühlen und 
politischer Erpressung.“

Auch antisemitische Äußerungen werden weiterhin getätigt. 
Insbesondere der Hauptprediger Moses GOLLA verbreitet 
religiös begründeten Antisemitismus über seinen TikTok-Kanal. 
So auch am 23. Juni 2025, wenn er äußert:
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3	� Scientology-Organisation
Scientology-Organisation

GRÜNDUNG 1954 in den USA; erste Niederlassung in Deutschland 1970, 	
in Baden-Württemberg 1972

SITZ Los Angeles/USA („Church of Scientology International“)

GRÜNDER Lafayette Ronald Hubbard (1911-1986)

FÜHRUNG David MISCAVIGE (Vorstandsvorsitzender „Religious  
Technology Center“, RTC)

MITGLIEDER Baden-Württemberg: ca. 800 (2024: ca. 800)  
(Deutschland 2024: ca. 3.600)65  �Logo Scientology-Organisation

6 �Die Zahlen des Bundesministeriums des Innern (BMI) lagen für 2025 noch nicht vor.

Die international agierende „Scientology-Organisation“ (SO) bezieht sich auf die Lehren und 
Schriften ihres Gründers L. Ron Hubbard. Aus ihnen geht hervor, dass die Organisation im Zuge 
einer weltumspannenden Expansion die Gesellschaftsordnung grundlegend umgestalten 
möchte. In dieser neuen Ordnung würden elementare Grundrechte wie die Menschenwürde, 
die Meinungs- und Pressefreiheit sowie das Demokratie- und Rechtsstaatsprinzip eingeschränkt 
oder außer Kraft gesetzt. Folglich ist das Programm der SO mit der Werteordnung des Grund-
gesetzes unvereinbar. Seit 1997 steht die SO als extremistische Bestrebung unter der Be-
obachtung der Verfassungsschutzbehörden.  
	 Die Organisation verschleiert ihre Ziele und agiert teilweise verdeckt unter anderen 
Namen oder mit Unter- beziehungsweise Tarnorganisationen. Die SO ist zugleich ein gewinn-
orientierter Wirtschaftskonzern mit großer finanzieller Schlagkraft. Neben der Vermarktung 
von Publikationen, Kursen und Lizenzen sind Schenkungen und Spenden die ergiebigste 
Geldquelle. Die Höhe der gezahlten Geldbeträge bestimmt den Status innerhalb der welt-
weiten Anhängerschaft. Aus SO-eigenen Publikationen sind finanzielle Gesamtzuwendungen 
in bis zu siebenstelliger Höhe bekannt – auch von Personen aus Baden-Württemberg. 
	 Die SO bindet ihre Anhängerschaft mit sektenartigen Strukturen in ein Abhängigkeits-
verhältnis. Ein zentrales Mittel dafür ist das sogenannte Auditing, eine pseudowissenschaftliche 
Technik mit einer Art Lügendetektor („E-Meter“). Es handelt sich dabei um eine zentrale und 
prägende Praxis in der scientologischen Ideologie. In umfassenden Befragungen durchleuchtet 
die SO ihre Mitglieder und schafft so Abhängigkeiten. Die Organisation will verhindern, dass 
ihre Mitglieder die Scientology-Positionen und -Methoden kritisch hinterfragen. Die Anhänger-
schaft soll vielmehr den Anweisungen der Organisation folgen und permanent geforderte 
finanzielle Opfer leisten. 
	 Baden-Württemberg ist einer der Aktionsschwerpunkte der SO in Deutschland. Die 
Stuttgarter Niederlassung, die sogenannte Ideale Org, ist überregional von großer Bedeutung 
für die Organisation. 

	 Die SO betrieb in Baden-Württemberg regelmäßig Straßenwerbung 
mit Infoständen und konzentrierte ihre Aktivitäten ansonsten auf die 
bestehende Anhängerschaft.

	 Die Organisation verfolgt weiterhin ihren Kurs der Expansion und ver-
sucht, sich vor allem in den sozialen Medien verjüngt zu präsentieren.

	 Die Unter- beziehungsweise Tarnorganisationen waren im Berichtsjahr 
ebenfalls aktiv und in der Öffentlichkeit sichtbar. Mit einer mehrtägigen 
Wanderausstellung vom 30. Mai bis 7. Juni 2025 war beispielsweise die 
„Kommission für Verstöße der Psychiatrie gegen Menschenrechte“ 
(KVPM) in Stuttgart präsent.

Ereignisse und  
Entwicklungen 

2025
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Ideologie
Seit 1997 steht die SO als extremistische Bestrebung unter der 
Beobachtung von Verfassungsschutzbehörden. Ihre Lehre will 
wesentliche Grund- und Menschenrechte einschränken oder 
aufheben, etwa die Unantastbarkeit der Menschenwürde, die 
Meinungsfreiheit oder die Gleichheit aller vor dem Gesetz. Am 
12. Februar 2008 erklärte das Oberverwaltungsgericht Nord-
rhein-Westfalen die Beobachtung durch das Bundesamt für 
Verfassungsschutz für rechtmäßig. Es bestätigte die Auf-
fassung des Verfassungsschutzes, dass die Lehre der SO die 
freiheitliche demokratische Grundordnung gefährdet (Az.:  
5 A 130/05, rechtskräftig). 
	 Langfristig will die Organisation scientologische Prin-
zipien in Wirtschaft und Gesellschaft verbreiten und in der 
staatlichen Ordnung verankern. Diese Ziele basieren auf den 
Originalrichtlinien und Schriften des Scientology-Gründers 
L. Ron Hubbard. Innerhalb von Scientology gilt seine Lehre 
als unverrückbar und allzeit gültig. Darüber wacht das soge-
nannte Kirchenoberhaupt David MISCAVIGE in seiner Funktion 
als Leiter des „Religious Technology Center“ (RTC). Das RTC 
übt vollständige ideologische Kontrolle aus. Eine Distanzierung 
von den verfassungsfeindlichen Aussagen Hubbards durch 
die heutige SO findet nicht statt. 
	 Scientology propagiert eine stetige Expansion, deren 
Motivation und potenzielle Auswirkung ihre Bestrebungen gegen 
die freiheitliche demokratische Grundordnung bestätigen. Die 
Expansion soll einen „Clear Planet“ (in etwa „Geklärter Planet“) 
erschaffen. Als „Clears“ (in etwa „Geklärte“ oder „Gesäuberte“) 
bezeichnet die SO Menschen, deren Verstand und Körper nach 
langer Anwendung ihrer Psychotechniken nahezu perfekt 
funktionieren. Aus Sicht der Organisation sind „Clears“ anderen 
Menschen überlegen. In diesem Kontext sieht sich die SO selbst 
als Führungselite. Als „aberriert“ gelten alle, die sich den SO-
Techniken nicht unterwerfen und deshalb nicht in der Lage 
seien, vernünftig zu handeln. Laut Hubbard ist „wahre Demo-
kratie“ nur gegeben, wenn das demokratische Subjekt aus-
schließlich aus „Nichtaberrierten“ besteht. Denn nur dann sei 
das demokratische Subjekt zu vernünftigem Handeln fähig. 
Wenn sich dieser neue Menschentyp der „Nichtaberrierten“ 
durchgesetzt habe und die Gesellschaft nach den Hubbard-
Richtlinien funktioniere, entstünde eine „neue Zivilisation“. In 
dieser würden ausschließlich die „Clears“ alle Bürgerrechte 
besitzen.

Organisationsstrukturen
Scientology in Baden-Württemberg 
Seit geraumer Zeit hat die SO in Deutschland Probleme bei der 
Mitgliederwerbung. Das liegt unter anderem an der kritischen 
Berichterstattung in den Medien und der breiten Aufklärung 
der Öffentlichkeit. Dennoch verfügt sie seit langem über ge-
festigte Strukturen im Land und ein vergleichsweise hohes 
Personenpotenzial von etwa 800 Personen.
	 Die SO differenziert ihre Standorte nach Größe und 
Bedeutung. Zum Beispiel unterscheidet sie zwischen einer 
„Mission“ und einer „Idealen Org“. Missionen sind Basisorga-
nisationen, die vor allem Einführungskurse anbieten. In Baden-
Württemberg gibt es Missionen in Göppingen, Karlsruhe und 
Ulm sowie die Mission Teck in Hohenstadt. Diese unterscheiden 
sich stark in ihrem Aktivitätsaufkommen – sowohl online als 
auch offline. Während Karlsruhe und Ulm öffentlichkeits-
wirksam und regelmäßig aktiv sind, ist dies für Göppingen 
und die Mission Teck weniger zu beobachten.
	 Eine „Ideale Org“ ist im Vergleich zu einer Mission eine 
größere und repräsentative Niederlassung, die sich unter an-
derem durch ein breites Kursangebot auszeichnet. Das gilt auch 
für die „Ideale Org“ in der Stuttgarter Innenstadt, die das 
baden-württembergische Zentrum der SO ist. Sie dient als Ver-
anstaltungsort und überregionales Zentrum, dessen Angebote 
auch Mitglieder aus anderen Bundesländern in Anspruch nehmen. 
Die Straßenwerbung („Straßenmission“) vor dem Gebäude der 
„Idealen Org“ wird in Stuttgart kontinuierlich betrieben. Der 
Standort erfüllt eine wichtige Funktion auf dem angestrebten 
Expansionskurs.
	 Abseits der etablierten Standorte sind sogenannte 
Feldmitarbeiter („Field Staff Members“, FSMs) für die SO aktiv. 
Sie werben standortunabhängig für die SO und tragen somit 
ebenfalls zur Verbreitung der Ideologie bei.

Unterorganisationen/Kampagnen
Die Unter- beziehungsweise Tarnorganisationen der SO 
dienen vor allem der Propaganda. Häufig agieren sie unter 
dem Deckmantel von Sozialorganisationen, deren SO-Bezug 
nicht oder nur schwer erkennbar ist. Auf diese Weise tarnt die 
SO zum einen ihre Anwerbeversuche, zum anderen ver-
schleiert sie die Verbreitung ihrer Ideologie darüber. Die 
Unter- beziehungsweise Tarnorganisationen, die 2025 in 
Baden-Württemberg aktiv waren, konzentrieren sich auf 
unterschiedliche Themen.
	 Ein Beispiel dafür ist die „Kommission für Verstöße der 
Psychiatrie gegen Menschenrechte“ (KVPM; beziehungs-
weise „Citizens Commission on Human Rights“ CCHR). Sie 
möchte angebliche Menschenrechtsverletzungen in der 
Psychiatrie aufdecken und kritisiert mit Flugblattaktionen, 
Demonstrationen sowie im Internet die Psychiatrie und deren 
Behandlungsmethoden. Die „Volunteer Minister“ („Ehrenamt-
liche Geistliche“) fungieren als Aushängeschild für humani-
täre Hilfen der SO. Sie sind weltweit insbesondere nach Natur-
katastrophen aktiv, aber auch im Falle anderer Ereignisse, in 
denen humanitäre Hilfe benötigt wird. Die Unter- beziehungs-
weise Tarnorganisation „Sag NEIN zu Drogen – Sag JA zum 
Leben“ produziert und verbreitet Materialien, die über die 
Gefahren von Drogen aufklären sollen. Als Zielgruppe nimmt 
die Organisation damit auch Schulen in den Fokus und ver-
sucht, ihre Broschüren als Unterrichtsmaterial über Lehrkräfte 
zu verteilen. 6  7  8

Die seit 2024 existierende mehrsprachige Online-Plattform 
„Lassen Sie uns die Welt verbessern“ („Let’s better the world“) 
gibt einen Überblick über die verschiedenen Kampagnen-
themen und Organisationen. Die Seite stellt sie gebündelt dar 
und verlinkt die jeweiligen Internetauftritte der Organisationen. 
Zudem können die zugehörigen Print- und Online-Materialien 
direkt über die Plattform bezogen werden.

Außerdem liefen in Baden-Württemberg folgende Kampagnen 
der SO: 

6  �Logo KVPM beziehungs- 
weise CCHR

8  �Logo „Sag NEIN zu  
Drogen – Sag JA zum  
Leben“

7  �Logo „Volunteer Minister“ 
beziehungsweise „Ehren- 
amtliche Geistliche“

	 ��Der „Weg zum Glücklichsein“
	� Ein Moralkodex beziehungsweise eine Lebenshilfe, 

verbreitet unter anderem durch die gleichlautende 
Publikation. Er ist auch in einem speziell auf Kinder 
zugeschnittenen Format erhältlich unter dem Titel 
„Wie man gute Entscheidungen trifft“.

	 ��Die „Oxford Capacity Analysis“
	� Ein Persönlichkeitstest mit 200 Fragen, der an die 

Kurse der SO heranführen soll. 
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Die Räumlichkeiten der SO in Baden-Württemberg werden in 
erster Linie für Kursangebote und regelmäßig stattfindende 
„Sonntagsandachten“ genutzt. Darüber hinaus luden die 
Mission Karlsruhe, die Mission Ulm und die „Ideale Org“ Stutt-
gart im Berichtszeitraum zu Veranstaltungen und Vorträgen 
vor Ort ein, die sich explizit mit Elementen der Lehre Hubbards 
beschäftigten. Hier wurde vielfach auf „Dianetik“ Bezug ge-
nommen oder auf das Konzept des „reaktiven Verstands“, das 
zentral für Hubbards Menschenbild ist. Daneben fanden auch 
Veranstaltungen mit weniger deutlichem Bezug zur sciento-
logischen Ideologie statt, beispielsweise beim „Tag der Offenen 
Tür“ am 1. März 2025 in der „Idealen Org“ Stuttgart oder am 
6. September 2025 in der Mission Ulm. Ähnlich niedrigschwellig 
sind auch die sogenannten Einführungsvorträge der Mission 
Karlsruhe. Hier sollen unter anderem „Lösungen für alltägliche 
Probleme des Menschen“ thematisiert werden, was auch Per-
sonen ansprechen kann, die bislang nicht in Kontakt mit der 
Organisation und ihrer Ideologie waren. Ähnliches gilt für Vor-
tragsreihen mit Titeln wie „Beziehungen – Höhen und Tiefen 
in gefühlsbetonten und zwischenmenschlichen Beziehungen“ 
oder „Selbstwertgefühl – Können Sie sich wirklich vertrauen?“, 
die 2025 ebenfalls in Karlsruhe angeboten wurden.
	 Für die SO ist Hubbards Geburtstag am 13. März ein 
besonderes Ereignis im Jahresverlauf. Daher lud die SO Stutt-
gart ihre Anhängerschaft auch im März 2025 zu einer Ver-
anstaltung in der „Idealen Org“ zu Ehren L. Ron Hubbards ein. 
Im Mai 2025 feierte die SO außerdem international das 75- 
jährige, „diamantene“ Erscheinungsjubiläum von Hubbards 
Buch „Dianetik“, das 1950 erstmals publiziert worden war. 
Darauffolgend startete international eine mediale Jahrestags-
kampagne, die jedoch in Deutschland keine weite Verbreitung 
erfuhr. 
	 Die Unter- beziehungsweise Tarnorganisationen der SO 
waren 2025 in Baden-Württemberg etwas weniger öffentlich-
keitswirksam aktiv als noch im Vorjahr. So war „Sag NEIN zu 
Drogen – Sag JA zum Leben“ vor allem durch Postwurfsen-
dungen und Flyeraktionen präsent, vereinzelt auch mit 
Informationsständen, wie beispielsweise im Mai 2025 in 
Friedrichshafen.
	 Die Unter- beziehungsweise Tarnorganisation „Kom-
mission für Verstöße der Psychiatrie gegen Menschenrechte“ 
(KVPM) war vom 30. Mai bis 7. Juni 2025 mit einer Wander-
ausstellung zum Thema „Psychiatrie: Tod statt Hilfe“ auf dem 
Pariser Platz in Stuttgart aktiv. Hier wurde mit teils drastischen 
und gewaltvollen Darstellungen über vermeintliche Menschen-
rechtsverletzungen im Zusammenhang mit psychiatrischen 
Behandlungsmethoden aufgeklärt. Die Wanderausstellung 
war ganztägig geöffnet und wurde laut eigenen Angaben 
bereits am ersten Tag von über 700 Personen besucht. 9

Beratungsstellen 
Die SO sorgt mit ihren Tarnorganisationen bisweilen für Verun-
sicherung bei hilfesuchenden Menschen. Gerade für Menschen 
in Krisensituationen ist es wichtig, dass sie die Seriosität der 
Angebote kritisch prüfen können – auch, um eine etwaige Nähe 
zu Scientology auszuschließen. In solchen Fällen empfiehlt es 
sich, mit einer Beratungsstelle Kontakt aufzunehmen. 

Aktivitäten im Jahr 2025
Die SO betrieb 2025 regelmäßig Straßenwerbung, um neue 
Mitglieder zu werben. Dazu meldete sie landesweit über das 
ganze Jahr hinweg Infostände an, beispielsweise in Bad Mer-
gentheim, Bad Schussenried, Karlsruhe, Pforzheim, Stuttgart 
und Ulm. Besonders regelmäßig wurde Straßenwerbung in 
unmittelbarer Nähe zur „Idealen Org“ in Stuttgart betrieben. Die 
Anmeldungen fanden teilweise unter der Bezeichnung „Ehren-
amtliche Geistliche“ („Volunteer Minister“) statt.
	 Im Laufe des Jahres 2025 verbreiteten vermehrt junge 
Mitglieder der „Idealen Org“ Stuttgart Werbung in den sozialen 
Medien. Zu sehen sind hier vor allem junge Scientologen, die 
bereits durch ihre Familien in der Organisation groß geworden 
sind. Für die Organisation spielt insbesondere in Stuttgart 
diese junge Generation von Mitgliedern eine prägende Rolle. 
Sie nehmen in ihren Beiträgen überwiegend auf die „Dianetik“ 
Bezug. „Dianetik“ ist ein zentraler Begriff in der scientolo-
gischen Ideologie und der Titel einer Publikation des SO-
Gründers L. Ron Hubbard. Sein Buch ist eine pseudowissen-
schaftliche Abhandlung über den menschlichen Verstand. Bei 
den Internetbeiträgen handelt es sich häufig um persönliche 
Erfahrungsberichte oder das Werben für Kurse. Die Kampagnen 
sollen vor allem junge Menschen ansprechen und adressieren 
lebens- und alltagsnahe Fragen wie: „Hast du Stress oder 
Sorgen?“, „Was blockiert dich?“ oder „Passt mein Partner zu 
mir?“ Die „Dianetik“ soll helfen, diese Fragen zu beantworten. 
Es bleibt offen, ob die SO mit dieser Werbestrate-gie aktuell 
erfolgreich neue Mitglieder wirbt. Einen ähnlichen Versuch, 
die Organisation nach außen zu verjüngen, gab es bereits im 
Jahr 2022.

	 Dianetik
	� Hubbard veröffentlichte im Jahr 1950 das Buch „Dia-

netik – Die moderne Wissenschaft der geistigen 
Gesundheit“. Nach dieser Veröffentlichung wurden 
insbesondere in den USA sogenannte Dianetik-Zentren 
eingerichtet, in denen die Lehre Hubbards weiter-
gegeben wurde. Die Publikation ist bis heute ein zen-
traler Bezugspunkt für die SO und ihre Anhängerschaft, 
da sie einen zentralen Kern der scientologischen Ideo-
logie enthält.

	�	  Der Begriff Dianetik steht für eine Methode zum 
Auffinden und Beseitigen angeblicher psychotrau-
matischer Störungen in einem Teil des menschlichen 
Verstands. Im Ergebnis sollen mit Hubbards pseudo-
wissenschaftlichen Methoden dieser Teil des Verstands 
„geklärt“ werden und damit in der Folge die Welt von 
allem Übel wie Krieg, Verbrechen, Krankheit oder Armut 
befreit werden können. 9  �Der Werbeflyer zur Wanderausstellung „Psychiatrie: Tod statt Hilfe“ kündigte „erschütterndes Bildmaterial“ an und zeigt 

eine medizinische Liege mit Gurten, die auf die Zwangsfixierung von Patientinnen oder Patienten in den Einrichtungen 
verweist. Die reißerische Aufmachung belegt, dass die SO sich nicht differenziert mit dem Thema auseinandersetzen, 
sondern vor allem Stimmung gegen die Psychiatrie machen will. Damit transportiert sie ein in ihrer Ideologie verfestigtes 
Feindbild.

BEWARE, das zentrale Beratungsportal des Landes 
Baden-Württemberg für gefährliche weltanschauliche 
und religiöse Angebote, ist beim Ministerium für Kultus, 
Jugend und Sport angesiedelt. Hier erhalten Betroffene 
und ihre Angehörigen allgemeine Informationen zum 
Thema und über Kontaktmöglichkeiten zu Beratungs-
stellen oder Behörden. 

Kontakt: 
Telefon:	 0711 279-2876
E-Mail:	 beware@km.kv.bwl.de
Internet:	 beware.kultus-bw.de 

Die Zentrale Beratungsstelle für Weltanschauungs-
fragen BW (ZEBRA BW) unterstützt und berät Menschen, 
die Fragen zu diversen weltanschaulichen Gruppierun-
gen, Sekten oder esoterischen Angeboten haben. Die 
Beratung ist grundsätzlich neutral. Allerdings warnt die 
Einrichtung auch vor Angeboten, die wichtige Grund-
rechte einschränken oder Menschen- und Kindesrechte 
verletzen. ZEBRA BW wird vom Ministerium für Kultus, 
Jugend und Sport gefördert. 

Kontakt:
Telefon:	 0761 48898296 
E-Mail:	 info@zebra-bw.com 
Internet:	 www.zebra-bw.com
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SPIONAGE- UND CYBERABWEHR

Baden-Württemberg ist ein weltweit führender Wirtschafts- und Forschungsstandort, 
der wichtige militärische Einrichtungen der Bundeswehr und der NATO beherbergt. 
Damit steht das Land auch im Fokus ausländischer Mächte, die versuchen, sensible 
Informationen zu beschaffen, logistische Abläufe zu stören – beispielsweise zur Unter-
stützung der Ukraine im russischen Angriffskrieg – und Oppositionelle zu verfolgen. 
Die größte Gefahr geht diesbezüglich weiterhin von der Russischen Föderation aus, die 
auch vor der Beauftragung von Angriffen auf zivile Einrichtungen nicht mehr zurück-
schreckt. Die Volksrepublik China setzt Spionage und Einflussnahme kontinuierlich 
ein, um ihre Ziele zu verfolgen. Die Islamische Republik Iran scheint zunehmend bereit, 
Anschläge gegen israelische und jüdische Ziele zu beauftragen. Angesichts dieser 
weitreichenden und vielfältigen Bedrohungen bleibt die vertrauensvolle Kooperation 
der deutschen Sicherheitsbehörden, insbesondere die eng verzahnte Arbeit der Spionage- 
und Sabotageabwehr von Bund und Ländern sowie der ständige Austausch mit inter-
nationalen Partnern unverzichtbar. 
	 Im Bereich der Cyberspionage und -sabotage fielen im Berichtsjahr Cyberangriffe 
auf, die zwar von Akteuren aus dem Umfeld der organisierten Kriminalität verübt wurden, 
deren Art und Vorgehen jedoch bislang nur bei staatlich gesteuerten Akteuren beobachtet 
worden waren. Staatlich gesteuerte beziehungsweise beeinflusste Angreifer nutzten 
Cyberangriffe zunehmend zur illegalen Beschaffung von Devisen. Außerdem wurden 
Cyberspionageangriffe fremder Nachrichtendienste gegen Ziele in Baden-Württemberg 
festgestellt, die der Vorbereitung späterer Sabotagehandlungen dienen können. 
	 Der Fokus des Wirtschaftsschutzes lag durch die sich weiter verschärfende 
Sicherheitslage zunehmend auf dem Schutz Kritischer Infrastruktur (KRITIS) vor 
Sabotagehandlungen durch extremistische Gruppierungen oder Akteure fremder 
Mächte. Im Kontext der verteidigungspolitischen Veränderungen seit Beginn des 
russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine wurden Rüstungsbetriebe in Baden-
Württemberg vermehrt zum Ziel von Demonstrationen und Blockadeaktionen.
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	 Die Russische Föderation versuchte durch Desinformationskampagnen, 
die Bundestagswahl im Februar 2025 zugunsten russlandfreundlicher 
Positionen, Personen oder Parteien zu beeinflussen. 

	 Die Beauftragung von Low-Level-Agenten („Wegwerfagenten“) durch 
russische Nachrichtendienste setzte sich fort: In Baden-Württemberg 
konnte die mutmaßliche Planung von Sabotageaktivitäten frühzeitig 
gestoppt werden. Am 10. Mai 2025 wurde in Konstanz ein ukrainischer 
Staatsangehöriger als Teil einer Gruppe festgenommen, die sich gegen-
über russischen staatlichen Stellen bereit erklärt haben soll, Brand- und 
Sprengstoffanschläge auf den Gütertransport in der Bundesrepublik 
Deutschland zu begehen.

	 Am 15. Juli 2025 setzte der Ermittlungsrichter des Bundesgerichtshofs 
den Haftbefehl gegen einen dänischen Staatsangehörigen in Vollzug. 
Letzterer war am 26. Juni 2025 in Dänemark festgenommen und 14. Juli 
nach Deutschland überstellt worden. Er soll im Auftrag des iranischen 
Geheimdienstes die Vorbereitung geheimdienstlicher Operationen in 
Deutschland, möglicherweise bis hin zu Anschlägen gegen jüdische 
Ziele, unterstützt haben. 

	 Ein früherer Mitarbeiter eines deutschen Abgeordneten des Europäischen 
Parlaments wurde im September 2025 vom Oberlandesgericht Dresden 
wegen geheimdienstlicher Agententätigkeit für China zu einer mehr-
jährigen Haftstrafe verurteilt. Er hatte Informationen aus dem politischen 
Raum gesammelt und die Ausspähung chinesischer Oppositioneller 
und Dissidenten in Deutschland unterstützt. Das Urteil ist noch nicht 
rechtskräftig. Eine zeitgleich verurteilte chinesische Staatsangehörige 
beschaffte in seinem Auftrag Informationen über den Transport von 
Rüstungsgütern am Flughafen Leipzig/Halle. Dieses Urteil ist rechts-
kräftig.

Ereignisse und  
Entwicklungen 

2025

1	� Spionageabwehr und 
Proliferationsbekämpfung

Spionage, Sabotage und Desinformation waren auch im Jahr 2025 allgegenwärtig. Die Bundes-
tagswahl im Februar 2025 wurde von einer Vielzahl zum Teil KI-gestützter, ausländischer 
Desinformationskampagnen begleitet. Im Mai 2025 ließ der Generalbundesanwalt drei 
ukrainische Staatsangehörige, unter anderem in Konstanz, wegen Sabotageverdachts fest-
nehmen. Am 30. September 2025 verurteilte das Oberlandesgericht Dresden einen chinesisch-
stämmigen deutschen Staatsangehörigen wegen Spionage für China zu einer Haftstrafe von 
vier Jahren und neun Monaten (Az.: 4 St 1/25, nicht rechtskräftig). Die Mitangeklagte wurde 
zu einer Freiheitsstrafe von einem Jahr und neun Monaten verurteilt, die für drei Jahre zur 
Bewährung ausgesetzt wurde (rechtskräftig). 
	 Auch Proliferation, also die Beschaffung von Know-how und Technik zur Herstellung 
und Verbreitung von Massenvernichtungswaffen, bleibt eine große Herausforderung. Fremde 
Staaten versuchen, ihre Bestände zu vervollständigen und Waffen weiterzuentwickeln.
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Ziele und Absichten fremder Mächte
Die Nachrichtendienste fremder Mächte haben ein umfang-
reiches Aufgabenspektrum. Vor allem in autoritären Staaten 
sind sie ein wichtiges Instrument, um die Macht der herrschen-
den Regime zu sichern. Oft unterstehen ausländische Nach-
richtendienste direkt dem Staatsoberhaupt und agieren mit 
weitreichenden Befugnissen im In- und Ausland. Ihre Ziele und 
ihre Methoden sind vielfältig:

Fremde Nachrichtendienste,  
ihre Absichten und Vorgehens-
weisen

Die Spionageabwehr des Landesamts für Verfassungsschutz 
Baden-Württemberg (LfV) hat den gesetzlichen Auftrag, Infor-
mationen über sicherheitsgefährdende oder geheimdienstliche 
Tätigkeiten im Geltungsbereich des Grundgesetzes für eine 
fremde Macht zu sammeln und auszuwerten (§ 3 Abs.  2 Satz 1 
Nr.  2 LVSG).

Fremde Nachrichtendienste
Nach Einschätzung des Verfassungsschutzes geht derzeit 
die größte Gefahr von drei Staaten aus: der Russischen Föde-
ration, der Volksrepublik China und der Islamischen Republik 
Iran. Diese Staaten setzen ihre Nachrichtendienste auch im 
Ausland umfassend ein und nutzen alle verfügbaren Mittel, 
um ihre Ziele zu erreichen. Die Republik Türkei ist ebenfalls 
nachrichtendienstlich in Baden-Württemberg aktiv. Zudem 
beobachtet die Spionageabwehr des LfV im Rahmen der so-
genannten 360-Grad-Bearbeitung ausnahmslos alle Staaten, 
die Spionage, Sabotage, Einflussnahme, transnationale Re-
pression oder Proliferation in Baden-Württemberg betreiben. 
Die wichtigsten Nachrichtendienste fremder Mächte sind:

Volksrepublik China

	� „Ministry of State Security“ („Ministerium für Staats-
sicherheit“, MSS): ziviler In- und Auslandsnach-
richtendienst 4

	� „Ministry of Public Security“ („Ministerium für 
Öffentliche Sicherheit“, MPS): zuständig für die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung in China, nach-
richtendienstlich auch im Ausland aktiv

	� „Military Intelligence Directorate“ („Militärnach-
richtendienst“, MID): militärischer In- und Auslands-
nachrichtendienst

Russische Föderation

	� ��„Slushba Wneschnej Raswedki“ („Dienst der Außen-
aufklärung der Russischen Föderation“, SWR): ziviler 
Auslandsnachrichtendienst 1

	� ��„Federalnaja Slushba Besopasnosti“ („Föderaler 
Dienst für Sicherheit der Russischen Föderation“, 
FSB): Inlandsnachrichtendienst 2

	� ��„Glawnoje Raswedywatelnoje Uprawlenije“ („Haupt-
verwaltung für Aufklärung“, GRU): militärischer Aus-
landsnachrichtendienst 3

1  �Logo SWR 2  �Logo FSB 3  �Logo GRU

4  �Logo MSS

Islamische Republik Iran

	� „Vezarat-e Ettela’at-e Jomhouri-ye Eslami-ye Iran“ 
(„Ministry of Intelligence“, MOIS/VAJA): In- und Aus-
landsnachrichtendienst 5

 	�� „Islamic Revolutionary Guard Corps Intelligence 
Organisation“ (IRGC-IO): militärischer In- und Aus-
landsnachrichtendienst der iranischen Revolutions-
garden

	� „Niru-ye Quds“/„Quds-Einheit“ oder „Quds-Brigade“ 
(Quds Force): militärische Spezialeinheit der iranischen 
Revolutionsgarden

5  �Logo MOIS

Republik Türkei

	� „Millî İstihbarat Teşkilatı“ („Nationaler Aufklärungs-
dienst“, MIT): ziviler In- und Auslandsnachrichten-
dienst

	� Machterhalt durch Verfolgung von Oppositionellen und 
anderen Regimegegnern (transnationale Repression),

	� Sicherung eines politischen Wissensvorsprungs durch 
Spionage, 

	� Sicherung eines wirtschaftlichen und wissenschaft-
lichen Vorsprungs durch Spionage, 

	� Beeinflussung des Meinungsbilds in westlichen Demo-
kratien durch Einflussnahme auf politische Amts-
träger und Entscheidungsprozesse, Desinformation 
und Propaganda sowie Einschüchterung und Verängs-
tigung, etwa durch Sabotage und Staatsterrorismus,

	� Beschaffung von Know-how und Technik zur Her-
stellung und Verbreitung von Massenvernichtungs-
waffen (Proliferation).

Welche Methoden setzen fremde Nachrichtendienste gegen 
andere Staaten ein?

	 Spionage
	� Spionage ist das Erkunden von politischen Faktoren 

sowie der wirtschaftlichen, wissenschaftlichen und 
militärischen Potenziale eines anderen Staates mit 
verdeckten Mitteln. Sie ist bei der Nutzung von Staats-
bürgern und Geheimnisträgern eines anderen Staates 
nach dessen Gesetzen strafbar. Bei Spionage gegen 
Deutschland kommt eine Strafbarkeit gemäß §§ 93 ff. 
Strafgesetzbuch (StGB) in Betracht. 

	� Sabotage
	� Sabotage ist die bewusste Beeinträchtigung wirtschaft-

licher, militärischer oder politischer Prozesse. Dies kann 
durch die Beschädigung oder Zerstörung wichtiger 
Anlagen und Einrichtungen erfolgen, insbesondere im 
Bereich Kritischer Infrastrukturen (KRITIS, zum Beispiel 
Kraftwerke, Verkehrsverbindungen oder Kommunika-
tionsanlagen).

	 Staatsterrorismus
	� Staatsterrorismus ist der im Auftrag einer fremden Macht 

ausgeübte oder gesteuerte Terrorismus. Maßgebliche 
staatsterroristische Ziele können die Einflussnahme auf 
fremde Staaten, die Einschüchterung und Neutralisierung 
von Oppositionellen, aber auch die Bestrafung von „Ver-
rätern“ oder Überläufern sein. Bei Staatsterrorismus 
können schwere Straftaten wie Mord, Totschlag oder 
Entführungen erfolgen. Konkret handelt es sich um 
§§ 211, 212, 234, 234a, 239 und/oder 239b StGB. Auch 
Straftaten, die zur Vorbereitung der genannten Straf-
taten dienen, etwa Ausspähungen oder Einschüch-
terungsversuche, fallen unter die Kategorie Staats-
terrorismus.

	 Einflussnahme
	� Staaten verfolgen ihre Interessen über eine Vielzahl zu-

lässiger, meist diplomatischer Aktivitäten. Darüber 
hinaus gibt es aber auch unzulässige Einflussnahme-
aktivitäten. Diese erfolgen eher im Verborgenen, unter 
Vortäuschung falscher Tatsachen und teilweise unter 
Einsatz von Nachrichtendiensten. Sie sollen auf Mei-
nungs- und Willensbildungsprozesse sowie Ent-
scheidungs- und Funktionsträger anderer Staaten 
einwirken, das Vertrauen der Bevölkerung in die Ins-
titutionen und die Mechanismen der Demokratie 
schwächen oder Bündnisse untergraben.

	 Desinformation
	� Desinformation ist die Verbreitung falscher oder irre-

führender Informationen, um Einzelpersonen, Gruppen 
oder die öffentliche Meinung als Ganzes zu beein-
flussen. Eine Desinformation liegt vor, wenn sie nach 
objektiven Maßstäben inhaltlich unzutreffend ist, der 
Urheber dies weiß und er sie dennoch mit dem Ziel der 
Beeinflussung verwendet. Gleiches gilt für das Ver-
schweigen wesentlicher Teile einer Information. Des-
informationsaktivitäten sollen Emotionen, Wahr-
nehmungen und Einstellungen verändern. Sie sind ein 
klassisches Instrument fremder Nachrichtendienste. 
Diese unterstützen damit ihre Regierungen beim Aus-
bau der politischen, wirtschaftlichen oder strategischen 
Positionen sowie der internationalen Reputation.

	 Hybride Bedrohungen
�	� Hybride Bedrohungen sind gekennzeichnet durch die 

Anwendung konventioneller und nicht-konventioneller 
Mittel im gesamten zivil-militärischen Spektrum, um 
(meist) unter gezielter Verschleierung der eigenen 
Urheberschaft das gesamtgesellschaftliche und 
politische Gefüge nachhaltig zu stören oder zu beein-
flussen und damit eigene und offensive Zielsetzungen 
zu verfolgen.
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	 Transnationale Repression
�	� Transnationale Repression umfasst die von einer Reihe 

von Staaten außerhalb ihrer Landesgrenzen betriebenen 
Unterdrückungsmaßnahmen. Sie richten sich gegen im 
Ausland lebende Dissidenten oder sonstige von der 
Regierung des Heimatlandes als Gegner eingestufte 
Personen. Gängige Formen transnationaler Repression 
sind die Bedrohung und Verfolgung oppositioneller 
Gruppierungen (Denunziation, Unterwanderung, 
ostentative Observation, Desinformation oder falsche 
Anschuldigung). Im äußersten Fall kann es zu Staats-
terrorismus mit schwersten Gefahren für Leib und Leben 
kommen (Entführung, Mord).

Informationsbeschaffung durch fremde Nachrichtendienste
Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine zeigt deutlich 
die Gefahren staatlicher Aggression in Europa. Fremde Mächte 
nutzen ihre Nachrichtendienste auf verschiedene Weise, 
sowohl in der realen Welt als auch im digitalen Raum, um 
Informationen zu beschaffen. Die Maßnahmen verstärken sich 
oft gegenseitig. So können Informationen aus offenen Quellen 
das Werben menschlicher Quellen unterstützen. Umgekehrt 
können sich Nachrichtendienste mittels menschlicher Quellen 
beispielsweise Zugang zu IT-Systemen verschaffen und darüber 
Informationen gewinnen.
Die wichtigsten Methoden der Informationsbeschaffung sind:

	� Nutzung von offenen Quellen  
(OSINT, Open Source Intelligence)

	� Der unachtsame Umgang mit persönlichen Informa-
tionen im Internet erleichtert es ausländischen Akteuren, 
auf Personen- und Organisationsdaten in Deutschland 
zuzugreifen. Diese offen zugänglichen Informationen 
nutzen fremde Mächte, um detaillierte Profile von 
deutschen Wissensträgern in Politik, Wirtschaft, Wissen-
schaft oder Militär zu erstellen und diese gezielt mit 
maßgeschneiderten Nachrichten anzusprechen (Social 
Engineering). Auch bei der Planung von Sabotage-
aktionen greifen ausländische Dienste auf offene Daten 
zurück, etwa auf frei zugängliche Lagepläne sensibler 
Einrichtungen.

	 Einsatz von technischen Mitteln
	� Die weitverbreitete Nutzung digitaler Endgeräte hat die 

Überwachungsmöglichkeiten gegnerischer Nachrich-
tendienste erheblich ausgeweitet. Technische Methoden 
der Aufklärung sind das Abhören von Telekommunika-
tion, die (massenhafte) Erfassung und Auswertung von 
Verkehrsdaten (Metadaten) zur Nachverfolgung von 
Kontakt- und Kommunikationsnetzwerken sowie die 
Infiltration von Endgeräten, um vollständigen Zugriff 
auf diese zu erhalten.

	� Einsatz von menschlichen Quellen  
(HUMINT, Human Intelligence)

	� Menschliche Quellen bleiben trotz technologischer 
Fortschritte ein zentraler Bestandteil der nachrichten-
dienstlichen Informationsbeschaffung. Nur durch Per-
sonen mit direktem Zugang zu Informationen und zu 
Wissensträgern können fremde Mächte die Strategien 
und Hintergründe menschlichen Handelns nachvoll-
ziehen.

Entwicklungen 2025
Auch im Jahr 2025 geht von Spionage, Sabotage, Einfluss-
nahme und Proliferation eine große Gefahr aus. Die Nach-
richtendienste fremder Staaten agieren dabei unterschiedlich 
und beeinflussen die Gefährdungslage in Baden-Württemberg. 
Im Folgenden werden die wichtigsten Entwicklungen im Be-
richtsjahr nach Ländern aufgezeigt.

Russische Föderation
Seit der völkerrechtswidrigen Annexion der ukrainischen Krim 
durch Russland im Jahr 2014 und dem Beginn des russischen 
Angriffskriegs gegen die Ukraine im Februar 2022 stellt Russ-
land die größte Herausforderung für die Spionageabwehr dar. 
Wie in den Vorjahren gibt es auch im Berichtsjahr Hinweise 
auf mögliche russische Sabotageaktivitäten und den Einsatz 
hybrider Mittel in Deutschland und in Baden-Württemberg.
	 Russland setzt verstärkt auf sogenannte Low-Level-
Agenten, auch als „Wegwerfagenten“ bezeichnet. Sie sind keine 
hauptamtlichen Mitarbeitenden der russischen Nachrichten-
dienste und wissen oft nicht, dass sie für Russland arbeiten. 
Im Gegensatz zu Hauptamtlichen birgt die Aufdeckung und 
Verhaftung dieser „Low-Level-Agenten“ für Russland nur 
geringe Risiken, da Russland sich deren Schutz nicht ver-
pflichtet sieht und jede staatliche Zugehörigkeit abstreiten 
kann.
	 Im Mai 2025 wurde ein ukrainischer Staatsangehöriger 
unter anderem wegen mutmaßlicher Agententätigkeit zu 
Sabotagezwecken in Konstanz festgenommen. Zusammen 
mit zwei weiteren ukrainischen Staatsangehörigen wird er 

beschuldigt, sich mutmaßlich im Auftrag russischer staatlicher 
Stellen bereit erklärt zu haben, Brand- und Sprengstoffanschläge 
auf den Gütertransport in Deutschland zu verüben. Er soll zu 
diesem Zweck geplant haben, Pakete mit Spreng- und Brand-
vorrichtungen zu verschicken, die sich beim Transport eigen-
ständig entzünden. Am 23. Dezember 2025 erhob die Bundes-
anwaltschaft gegen den in Konstanz festgenommenen und 
gegen einen der weiteren ukrainischen Staatsangehörigen 
Anklage vor dem Staatsschutzsenat des Oberlandesgerichts 
in Stuttgart wegen des hinreichenden Verdachts der geheim-
dienstlichen Agententätigkeit (§ 99 Abs. 1 Nr. 1 StGB), der 
Agententätigkeit zu Sabotagezwecken (§ 87 Abs. 1 Nr. 1 und 2, 
Abs. 2 Nr. 1 StGB) und der Verabredung zur schweren Brand-
stiftung (§ 30 i.V.m. § 306a Abs. 1 Nr. 3 StGB).
	 Im Oktober 2025 verurteilte das Oberlandesgericht 
München einen deutsch-russischen Staatsangehörigen unter 
anderem wegen geheimdienstlicher Agententätigkeit und 
Agententätigkeit zu Sabotagezwecken in Deutschland. Ihm 
wurde vorgeworfen, er habe gegen Entgelt Informationen über 
Bahnstrecken, militärisch genutzte Infrastruktur sowie Industrie-
standorte gesammelt. Zudem habe er sich bereit erklärt, An-
schläge auf Bahnstrecken zu verüben. Das Urteil ist noch nicht 
rechtskräftig.
	 Außerdem ist es wahrscheinlich, dass Russland Drohnen 
als weiteres, kostengünstiges Aufklärungsmittel einsetzt. Die 
Detektion von Drohnenführern und in der Folge die eindeutige 
Zuordnung und Bewertung als russisch gesteuerte hybride 
Bedrohung ist jedoch nur sehr schwer möglich. Drohnen sind 
eine besonders effektive Form hybrider Bedrohungen: Sie 
stören den zivilen Luftverkehr, sorgen für Unsicherheiten und 
Ängste in der Bevölkerung, sammeln Informationen über 
sensible Orte wie zum Beispiel militärische Liegenschaften 
und könnten grundsätzlich auch zur Einwirkung von außen 
eingesetzt werden, beispielsweise im Zusammenhang mit 
Sprengstoffen oder anderen chemischen, biologischen, radio-
logischen, nuklearen und explosiven Gefahren. Nicht zuletzt 
können Drohnen genutzt werden, um zu testen, wie schnell 
und auf welche Art und Weise auf ein bestimmtes Ereignis 
reagiert wird. So kann Russland seine Strategie entsprechend 
der Abwehrreaktionen optimieren. 
	 Eine weitere große Gefahr, die von Russland ausgeht, 
ist die illegitime Einflussnahme, vor allem durch Desinformation. 
Das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) stellte im Zu-
sammenhang mit der Bundestagswahl 2025 verdeckte 
russische Einflussnahmeversuche mit dem Schwerpunkt Des-
information fest. Seit mindestens 2022 veröffentlicht die 
russische „Doppelgänger“-Kampagne gefälschte Webseiten 
westlicher Nachrichtenportale unter anderem aus Deutsch-
land, Frankreich und den USA, um darüber Desinformation und 
anti-westliche Propaganda zu verbreiten. Die Kampagne nahm 
mit dem näher rückenden Wahltermin im Jahr 2025 an Intensi-
tät zu. 6

Volksrepublik China
China strebt bis zum 100-jährigen Bestehen der Volksrepublik 
im Jahr 2049 weitreichende Veränderungen der globalen 
Ordnung an. Das eigene politische und wirtschaftliche Handeln 
wird an diesem Ziel ausgerichtet und die Grenzen zwischen 
zivilen und militärischen Aspekten verschwimmen dabei ebenso 
wie die Grenzen zwischen Staat und Privatwirtschaft. Die 
Volksrepublik will bis 2049 in maßgeblichen Zukunftsbranchen 
die Weltmarktführerschaft erlangen. Regelmäßig aktualisierte 
Fünfjahrespläne geben hierfür den Rahmen vor, an dem sich 
staatliche und private Stellen orientieren müssen. (Wirtschafts-)
Spionage durch chinesische Nachrichtendienste ist ein be-
wusster Teilaspekt dieser Strategien. So setzt China im Rahmen 
von Gastwissenschaftlerprogrammen beispielsweise Stu-
dierende für Spionagetätigkeiten ein. In staatlichem Auftrag 
und mit staatlichen Fördermitteln, insbesondere des China 
Scholarship Councils (CSC), entsendet China regelmäßig 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler an westliche Uni-
versitäten und Forschungseinrichtungen. Werden in Lebens-
läufen frühere Aufenthalte von Studierenden oder Wissen-
schaftlern an Universitäten der „Seven Sons of National 
Defence“ angegeben, weist dies auf eine Nähe zum chinesischen 
Militär hin. In solchen Fällen sollte eine gründliche Prüfung der 
betreffenden Person erfolgen. Bei den „Seven Sons of National 
Defence“ handelt es sich um sieben chinesische Universitäten, 
die engste Verbindungen zur chinesischen Volksbefreiungs-
armee unterhalten, in deren Auftrag sie zahlreiche militärische 
Forschungsprojekte durchführen.

6  �Beitrag des LfV zu Wahlen in 
Zeiten von Einflussnahme und 
Desinformation.

https://www.verfassungsschutz-bw.de/,Lde/Startseite/Meldungen+und+Archiv/Waehlen+und+Desinformation
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Für die chinesischen Nachrichtendienste stehen Maßnahmen 
zur Stärkung der sogenannten Einheitsfront im Zentrum der 
eigenen Bemühungen. Die Stabilität und Zielerreichung der 
Kommunistischen Partei Chinas (KPCh) soll von allen Chines-
innen und Chinesen weltweit getragen werden. Hierzu unter-
hält China auch im Ausland Parteizellen, die zweckorientiert 
aktiviert werden können. Außerdem soll die Einheitsfront 
Zivilgesellschaften im Ausland im Sinne einer prochinesischen 
Grundhaltung beeinflussen. Im Zentrum der chinesischen 
Regimestabilität steht die Bekämpfung der sogenannten Fünf 
Gifte. Als solche bezeichnet China die Demokratiebewegung, 
Bestrebungen für das unabhängige Taiwan und das auto-
nome Tibet, die Meditationsbewegung Falun Gong und die 
muslimischen Uiguren. Angehörige und Unterstützer dieser 
Gruppierungen sowie andere Oppositionelle werden vom 
chinesischen Staat weltweit verfolgt und eingeschüchtert, 
auch in Baden-Württemberg. 
	 Chinesische Staatsangehörige und Organisationen 
sind verpflichtet, umfassend an den Staatsapparat zu berichten. 
Deshalb sollten auch chinesische Delegationen bei Besuchen 
in Deutschland aufmerksam begleitet werden, wenn sie sen-
sible Einrichtungen besuchen. Relevante chinesische Gesetze 
in diesem Zusammenhang betreffen insbesondere Institutionen 
und Unternehmen mit Standorten in China: 

Deutsche Staatsangehörige in China sollten sich der dortigen 
totalen Überwachung durch den Staat stets bewusst sein, 
die auch unter Einsatz Künstlicher Intelligenz erfolgt. Sie sollten 
alle Handlungen unterlassen, die sie erpressbar machen 
könnten. Von Bild- und Tonaufnahmen in Hotelzimmern muss 
ausgegangen werden. Die chinesischen Nachrichtendienste 
zeichnen sich durch eine enorme personelle und finanzielle 
Stärke aus. Sie legen gemäß der „Strategie der tausend Sand-
körner“ umfangreiche Dossiers zu ausländischen Personen 
und Organisationen an, um sie im Bedarfsfall für Spionage 
und transnationale Repression einzusetzen. Ein erster Kontakt 
erfolgt häufig über Berufsportale wie LinkedIn, weshalb hier 
besondere Aufmerksamkeit angeraten ist. Erfahrungsgemäß 
folgen auf den Erstkontakt zunächst harmlos wirkende Re-
chercheaufträge, die zunehmend brisante Informationen ein-
fordern. Einladungen nach China können auf eine beabsichtigte 
nachrichtendienstliche Anwerbung und geplante Beauf-
tragung zur geheimdienstlichen Agententätigkeit hindeuten. 
Die KPCh initiiert und steuert nachrichtendienstliche Opera-
tionen bevorzugt aus dem chine-sischen Inland heraus. 7

	 China versucht nach wie vor, Zugang zu politisch oder 
militärisch relevanten Informationen und Entscheidungspro-
zessen zu erhalten: Das Oberlandesgericht Dresden hat am 
30. September 2025 zwei Angeklagte wegen geheimdienst-
licher Agententätigkeit verurteilt. Ein chinesischstämmiger 
deutscher Staatsangehöriger hatte Oppositionelle ausgespäht, 
Informationen über einen deutschen Abgeordneten im Euro-
päischen Parlament und dessen Partei gesammelt und ge-
meinsam mit der Mitangeklagten unter anderem Informationen 
über militärische Transporte an den chinesischen Geheim-
dienst weitergegeben. Das Urteil gegen den chinesisch-
stämmigen deutschen Staatsangehörigen ist noch nicht 
rechtskräftig, das Urteil gegen die Mitangeklagte ist rechts-
kräftig.

Islamische Republik Iran
Die Festnahme eines dänischen Staatsangehörigen afgha- 
nischer Abstammung am 26. Juni 2025 in Aarhus (Dänemark) 
aufgrund eines Haftbefehls des Ermittlungsrichters des 
Bundesgerichtshofs in Karlsruhe bestätigte die jüngsten Ein-
schätzungen deutscher Sicherheitsbehörden: (Pro-)isra-
elische und (pro-)jüdische Personen und Einrichtungen 
unterliegen derzeit einer erhöhten abstrakten Gefährdung. 
Der Beschuldigte ist dringend verdächtig, im Auftrag eines 
iranischen Nachrichtendienstes mehrere jüdische Objekte in 
Berlin ausgespäht zu haben. Diese Ausspähung wird als Vor-
bereitungshandlung bewertet, an deren Ende möglicherweise 
Anschläge gegen jüdische Ziele hätten stehen können. 
	 Wie iranische Nachrichtendienste in Baden-Württem-
berg und Deutschland agieren, hängt auch von der politischen 
Lageentwicklung, insbesondere im Nahen Osten, ab. Reisen 
iranische Doppelstaatler nach Iran, besteht ein hohes Risiko 
für eine nachrichtendienstliche Ansprache oder eine Fest-
nahme unter fingierten Gründen, um durch sogenannte Geisel-
diplomatie Druck auf westliche Staaten auszuüben.

Republik Türkei
Personen mit türkischer Staatsangehörigkeit bilden laut Sta-
tistischem Landesamt Baden-Württemberg seit 1978 die 
stärkste ausländische Gruppe im Land. Rund 250.000 
türkischstämmige Personen in Baden-Württemberg sind in 
der Türkei wahlberechtigt. Die Türkei zeigt deshalb ein großes 
Interesse an der Diaspora in Baden-Württemberg. Die türkische 
Regierungspartei „Adalet ve Kalkınma Partisi“ („Partei für 
Gerechtigkeit und Aufschwung“, AKP) will vor allem die wahl-
berechtigten Türkinnen und Türken beeinflussen sowie oppo-
sitionelle Gruppierungen ausspionieren und einschüchtern. 
Ihr Fokus liegt insbesondere auf der „Partiya Karkerên 
Kurdistanê“ („Arbeiterpartei Kurdistans“, PKK) und der Gülen-
Bewegung.
	 Der türkische Nachrichtendienst „Millî Istihbarat 
Teskilati“ („Nationaler Nachrichtendienst“, MIT) und seine Ver-
treter versuchen, regierungsfreundliche türkische Personen 
und Organisationen in Baden-Württemberg für ihre Zwecke 
zu instrumentalisieren. 

7  �Sicherheit auf Geschäftsreisen: China. 
Informationsblatt des Bundesamts für 
Verfassungsschutz.

	� Das nationale Geheimdienstgesetz von 2017 ver-
pflichtet alle Chinesinnen und Chinesen im Bedarfs-
fall zur Unterstützung von und zur Kooperation mit 
chinesischen Nachrichtendiensten. Auch im Ausland 
sind chinesische Staatsangehörige uneingeschränkt 
gegenüber dem chinesischen Staat auskunftspflichtig.

	� Gemäß dem nationalen Sicherheitsgesetz von 2015 
und dem nationalen Cybersicherheitsgesetz von 
2016 müssen chinesische Staatsangehörige ebenso 
wie ausländische Unternehmen mit Standorten in 
China sowie Einzelpersonen, die dort geschäftlich 
oder sonstig aktiv sind, bei Bedarf umfassende Aus-
künfte an Sicherheitsbehörden und das Militär erteilen 
und deren Arbeit unterstützen.

	� Unter dem sogenannten Anti-Spionage-Gesetz, das 
2023 überarbeitet wurde, können sich zudem aus-
ländische Personen und Organisationen willkürlichen 
Spionagevorwürfen ausgesetzt sehen. Das Gesetz 
fußt auf einem weit gefassten Begriff der „Bedrohung 
nationaler Sicherheit und nationaler Interessen“. Es 
ermöglicht Razzien und Festnahmen ohne Gerichts-
beschluss und könnte selbst die Informationsbe-
schaffung deutscher Unternehmen im Rahmen von 
Markt- und Konkurrenzanalysen in China unter Strafe 
stellen. 

https://www.verfassungsschutz.de/SharedDocs/publikationen/DE/praevention_wirtschafts-und_wissenschaftsschutz/2022-05-24-infoblatt-geschaeftsreisen-china.pdf?__blob=publicationFile&v=8
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Proliferation
Als Proliferation wird die Weiterverbreitung atomarer, bio-
logischer und chemischer Massenvernichtungswaffen, die 
Weiterverbreitung der zu ihrer Herstellung verwendeten Pro-
dukte, die Weiterverbreitung von Trägersystemen für Massen-
vernichtungswaffen (zum Beispiel Raketen und Drohnen) und 
die Weiterverbreitung des hierfür erforderlichen Know-hows 
bezeichnet. Es existieren mehrere nationale und internationale 
Abkommen und Verträge zur Verhinderung von Proliferation. 
Embargos und Sanktionen regeln spezifische Exportverbote 
von Gütern an Risikostaaten, zu denen Russland, Iran, China, 
Nordkorea, Pakistan und Syrien zählen. 
	 Wirtschaftssanktionen, Sanktionen gegen Einzelper-
sonen, diplomatische Maßnahmen und Visaeinschränkungen 
sanktionieren die Russische Föderation für ihren andauernden 
Angriffskrieg gegen die Ukraine und verbieten den Import und 
Export bestimmter Güter. Die Sanktionen umfassen Rüstungs-
güter und sogenannte Dual-Use-Güter, also Güter, die sowohl 
einem zivilen als auch einem militärischen Zweck dienen 
können. Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 
(BAFA) ist in Deutschland für die Prüfung genehmigungs-
pflichtiger Exporte zuständig. Das LfV berät betroffene Unter-
nehmen und klärt sie über Warnsignale im Geschäftsgebaren 
ausländischer Kunden auf.
	 Proliferationsrelevante Staaten nutzen diverse Strate-
gien, um Exportverbote zu umgehen und erforderliche Techno-
logien und Know-how zu beschaffen. Sie verschleiern die 
militärischen Endkunden der Produkte, indem sie Erklärungen 
fälschen oder bei der Abwicklung ihrer Geschäfte mehrere 
Zwischenhändler nutzen. Weitere Warnsignale sind der Ver-
zicht auf eine kostenlose Inbetriebnahme vor Ort oder um-
ständliche Bezahlungs- und Transportwege. 
	 Für die genannten Risikostaaten ist proliferations-
relevantes Wissen elementar, um ihre Ziele zu verwirklichen. 
Sie entsenden deshalb gezielt Studierende und Gastwissen-
schaftler an Universitäten und Forschungsinstitute in Baden-
Württemberg, um Erkenntnisse zu gewinnen. Die US-ameri-
kanischen und israelischen Angriffe auf nukleare und mili- 
tärische Einrichtungen des Iran im Juni 2025 können zu einer 
neuerlichen Intensivierung iranischer Beschaffungsversuche 
führen, um so zerstörte Elemente des Nuklearprogramms und 
verlorengegangenes Wissen wiederaufzubauen. Iran ist auf-
grund seiner diplomatischen Isolation und Sanktionierung 
weiterhin auf verdeckte Proliferationsbemühungen unter Ein-
satz seiner Nachrichtendienste angewiesen. Schlüsseltechno-
logien aus Baden-Württemberg sind für das Atomprogramm 
und die Rüstungsindustrie Irans von großem Interesse. 8

Maßnahmen der  
Spionageabwehr

Der Erfolg von Spionageabwehr und Proliferationsbekämpfung 
beruht auf nationaler und internationaler Kooperation. Das LfV 
stimmt sich deshalb eng mit den Sicherheitsbehörden in Ba-
den-Württemberg, Deutschland und den baden-württember-
gischen Anrainerstaaten ab. 

Sabotageplanung frühzeitig erkennen und stoppen
Die deutschen Sicherheitsbehörden nehmen die anhaltende 
Bedrohung durch ausländische Spionage, Sabotage und Ein-
flussnahme sehr ernst und ergriffen auch im Jahr 2025 um-
fangreiche Abwehrmaßnahmen.
	 Darüber hinaus erfolgt Spionageabwehr auch prä-
ventiv: Veröffentlichungen des LfV und anderer Behörden des 
Verfassungsschutzverbunds unterstützen potenziell Betroffene 
bei der Ersteinschätzung möglicher Spionage- oder Sabotage-
fälle. Die Kampagne „Kein Wegwerf-Agent werden“ der Bundes-
sicherheitsbehörden warnt unter Verweis auf die Schwere 
des möglichen Strafmaßes vor jeglicher Bereitschaft zur 
Kooperation mit ausländischen Staaten und ihren Nach-
richtendiensten. 9  10

	 Die Spionageabwehr und Proliferationsbekämpfung 
des LfV berichtet selten über eigene Maßnahmen, um nach-
richtendienstliche Quellen und Methoden zu schützen. Erfolge 
werden nur dann öffentlich, wenn es zu Strafverfolgungsmaß-
nahmen kommt. Die drei Festnahmen im Mai 20251, eine 
davon in Konstanz, unter anderem wegen mutmaßlicher Agen-
tentätigkeit zu Sabotagezwecken, demonstrieren beispielhaft 
die unmittelbare Betroffenheit Baden-Württembergs.

8  �Proliferation und Sanktionsumgehung.  
Informationsblatt des Bundesamts für  
Verfassungsschutz.

10  �Beitrag des LfV zu Low-Level-
Agenten.

11  �Beitrag des LfV  
zur Taskforce 
Desinformation.

12  �Taskforce Des- 
information des  
Landes Baden- 
Württemberg

13  �Maßnahmenpaket  
„Sicherheit stärken,  
Migration ordnen,  
Radikalisierung  
vorbeugen“

14  �Schutz vor Desinformation.  
Informationsblatt des LfV.

9  �Kein Wegwerf-Agent werden.  
Gemeinsame Kampagne von 
BfV, BND, BKA und BAMAD.

Sensibilisierung von Behörden, Wirtschaft  
und Wissenschaft
In vertraulichen und vertrauensvollen Gesprächen tauscht 
sich der Wirtschaftsschutz des LfV zusammen mit der Spio-
nageabwehr und Proliferationsbekämpfung mit Vertreterinnen 
und Vertretern der Behördenlandschaft, Wirtschaft und Wissen-
schaft aus. Schwerpunkte im Jahr 2025 waren die Stärkung 
des Sabotageschutzes, insbesondere mit Blick auf Kritische 
Infrastrukturen (KRITIS), die Sensibilisierung der hiesigen 
Rüstungsindustrie und die Verhinderung des Exports sank-
tionierter Waren an proliferationsrelevante Staaten.

Maßnahmen gegen Desinformation
Zur Stärkung der Sicherheitsarchitektur in Baden-Württemberg 
beschloss die Landesregierung im September 2024 das Maß-
nahmenpaket „Sicherheit stärken, Migration ordnen, Radi-
kalisierung vorbeugen“. Sie beauftragte das Ministerium des 
Inneren, für Digitalisierung und Kommunen Baden-Württem-
berg (IM), in Zusammenarbeit mit dem LfV die „Taskforce Des-
information“ einzurichten, an der sich zahlreiche baden-würt-
tembergische Ministerien und weitere Akteure beteiligen. Die 
Taskforce Desinformation veröffentlichte im Berichtsjahr 
unter Federführung des IM einen Aktionsplan, der sowohl 
bereits vorhandene Maßnahmen gegen Desinformation in 
Baden-Württemberg zusammenfasst als auch eine nach-
haltige Strategie im Umgang mit Desinformation aufzeigt. Ge-
mäß seinem gesetzlichen Auftrag (§ 3 Abs. 2 LVSG) befasst 
sich das LfV mit Desinformation sowohl als Instrument extre-
mistischer als auch fremdstaatlicher Einflussnahme. 11  12 13

Ausblick Spionageabwehr  
und Proliferationsbekämpfung

Ausländische Einflussnahme fordert unsere Demokratie 
heraus 
Demokratie lebt von der Teilhabe der Bürgerinnen und Bürger 
und fußt maßgeblich auf einem freien Meinungs- und Willens-
bildungsprozess, der sich insbesondere in Wahlen manifestiert. 
Der digitale Informationsraum bietet fremden Mächten ideale 
Einflussnahmemöglichkeiten. Sie setzen zum Beispiel gezielte 
Desinformationskampagnen ein, um die Bevölkerung zu ver-
unsichern und diesen Prozess zu stören. Durch stetige, techno-
logiebasierte Qualitätsverbesserung wird es immer schwieriger, 
beispielsweise mit KI generierte oder bearbeitete Bilder von 
unverfälschten Bildern zu unterscheiden. 
	 Das Erkennen von Einflussnahmeaktivitäten, Des-
informationskampagnen oder Propaganda hatte für das LfV 
mit Blick auf die Landtagswahlen am 8. März 2026 sehr hohe 
Priorität. Auf der Plattform X wurden vor diesem Hintergrund 
englischsprachige Videos mit Bezug zur Landtagswahl fest-
gestellt, die im Rahmen einer bekannten Informationsmani-
pulationskampagne veröffentlicht wurden. Die Kampagne 
erzielte allerdings nur eine geringe Reichweite.
	 Grundsätzlich empfiehlt es sich, Informationen aus 
unterschiedlichen Quellen zu beziehen, um falsche Inhalte zu 
identifizieren. Weitere Informationen bietet das Informations-
blatt des LfV „Schutz vor Desinformation“. 14

1 �Vgl. hierzu im vorliegenden Verfassungsschutzbericht S. 208.

https://www.verfassungsschutz.de/SharedDocs/publikationen/DE/praevention_wirtschafts-und_wissenschaftsschutz/2025-05-14-infoblatt-proliferation-und-sanktionsumgehung.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.verfassungsschutz-bw.de/,Lde/Startseite/Meldungen+und+Archiv/Low-Level-Agents
https://www.verfassungsschutz-bw.de/,Lde/Startseite/Meldungen+und+Archiv/TaskforceDesinformation
https://im.baden-wuerttemberg.de/de/sicherheit/taskforce-desinformation
https://www.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/dateien/PDF/Anlagen_PMs_2024/240924_Massnahmenpaket_Sicherheit-staerken_Migration-ordnen_Radikalisierung-vorbeugen.pdf
https://www.verfassungsschutz-bw.de/site/verfassungsschutz/get/documents_E-405544634/IV.Dachmandant/LfV_Datenquelle_neu/Dokumente/Wirtschaftsschutz/LfV_BW_Infoblatt_Desinformation.pdf
https://www.verfassungsschutz.de/SharedDocs/kurzmeldungen/DE/2025/2025-09-02-informationskampagne.html
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Extremistische und geheimdienstliche  
Akteure – unterschiedliche Motivation, gleiche Ziele
Die Zeitenwende erfordert auf allen Ebenen der Politik und 
Verwaltung, Wirtschaft, Wissenschaft und Forschung sowie 
der Gesellschaft eine bewusste Befassung mit hybriden Be-
drohungen, um die Gesamtresilienz des Landes zu stärken.
	 Zudem stellen mögliche Zielkonvergenzen zwischen 
ausländischen Staaten und inländischen extremistischen 
Gruppierungen die Sicherheitsbehörden vor steigende Heraus-
forderungen. So zielen Angriffe linksextremistischer Gruppier-
ungen ebenfalls auf KRITIS-Einrichtungen und unterscheiden 
sich in der Erstbetrachtung nicht von potenziellen Sabotage-
akten ausländischer Staaten. Rechtsextremistische Grup-
pierungen machen sich, beeinflusst von Desinformation, die 
Rhetorik fremder Mächte zu eigen und unterstützen damit – 
zum Teil – Aktivitäten ausländischer Nachrichtendienste. 

Erreichbarkeit der  
Spionageabwehr

Die Spionageabwehr ist auch auf Hinweise aus der Öffentlich-
keit angewiesen. Häufig sind es Betroffene, die den ersten und 
entscheidenden Hinweis auf einen relevanten Sachverhalt 
geben. Viele Betroffene zögern jedoch, die Spionageabwehr 
zu verständigen. Sie befürchten persönliche Beeinträchtigungen 
oder Nachteile für ihr Unternehmen oder ihre Einrichtung. Da-
durch entgehen dem LfV wichtige Hinweise – mit der Folge, 
dass eine Abwehr nicht möglich ist und Erkenntnisse nicht in 
die Präventionsarbeit einfließen können. 
	 Ein vertraulicher Austausch mit der Spionageabwehr ist 
jederzeit möglich. Bitte entnehmen Sie die Erreichbarkeiten 
unserer Homepage oder der Kontaktübersicht auf Seite 32 
dieses Berichts. 

2	� Cyberspionage und Cybersabotage
Im Jahr 2025 registrierte die Cyberabwehr im Landesamt für Verfassungsschutz Baden-
Württemberg (LfV) eine neue Entwicklung bei Cyberangriffen: Spionage- und Sabotagean-
griffe wurden von ausländischen Nachrichtendiensten, aber auch von kriminell motivierten 
Akteuren durchgeführt. Dies bedeutet, dass Gruppierungen der organisierten Kriminalität 
mittlerweile in Baden-Württemberg solche Cyberangriffe durchführen, die bislang typischer-
weise ausländischen Nachrichtendiensten zugeschrieben wurden. Zugleich führen staatlich 
gesteuerte oder beeinflusste Akteure Cyberangriffe zu rein kriminellen Zwecken durch, bei-
spielsweise zur illegalen Beschaffung von Devisen. 
	 Im Hinblick auf die unverändert volatile geopolitische Entwicklung war die allgemeine 
Bedrohungslage in Baden-Württemberg 2025 weiterhin hoch. Dementsprechend wichtig ist 
es, die Präventionsarbeit zu intensivieren, um die Resilienz von IT-Systemen – insbesondere 
in Bezug auf Kritische Infrastrukturen (KRITIS) – weiter zu stärken und ein bestmögliches 
Sicherheitsniveau zu schaffen.

	 Ausländische Nachrichtendienste nutzten Cyberangriffe überwiegend 
zur Spionage. Ihr Ziel sind Informationen, die öffentlich nicht verfügbar 
sind, wie beispielsweise Forschungsergebnisse oder Informationen 
zu KRITIS-Anlagen. Mittels Cyberspionage können außerdem Cyber-
sabotage oder kriminell motivierte Ransomware2-Angriffe im IT-System 
des Opfers vorbereitet werden. Zudem verdecken Ransomware-Attacken 
vorausgegangene Cyberangriffe.

	 Auch 2025 registrierte die Cyberabwehr Angriffe ausländischer Nach-
richtendienste auf Ziele in Baden-Württemberg. Ein Großteil der Angriffe 
kam von Gruppierungen, die von russischen oder chinesischen staat-
lichen Stellen gesteuert oder wenigstens beeinflusst werden.

Ereignisse und  
Entwicklungen 

2025

2 �Der Begriff Ransomware steht für Schadprogramme, die den Zugriff auf Daten und Systeme einschränken oder unterbinden. Für die Freigabe wird ein Lösegeld 
(englisch: Ransom) verlangt. Entweder sperrt ein solches Schadprogramm den kompletten Zugriff auf das System oder es verschlüsselt bestimmte Nutzerdaten. 
Besonders verbreitet ist Ransomware, die sich gegen Windows-Rechner richtet. Prinzipiell aber können alle Systeme von Ransomware befallen werden. Bei 
aktuellen Ransomware-Angriffen wird das Lösegeld meist in virtueller Währung wie Bitcoin verlangt, wobei die Zahlung keinerlei Garantie für die Freigabe 
verschlüsselter Daten oder gesperrter Systeme bietet.
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Allgemeine Bedrohungslage
Im Jahr 2025 war die IT-Sicherheitslage in Baden-Württemberg 
mit Blick auf nachrichtendienstlich gesteuerte Cyberangriffe 
weiter angespannt. Ziele ausländischer Staaten waren Unter-
nehmen und teilweise auch staatliche Einrichtungen. Baden-
Württemberg ist für fremde Nachrichtendienste ein attraktives 
Ziel, da das Land zahlreiche Forschungseinrichtungen, globale 
Konzerne und kleine und mittlere Unternehmen (KMU) be-
heimatet, die in ihren jeweiligen Technologiebereichen teil-
weise – wenn auch weithin unbekannte – Weltmarktführer 
(„Hidden Champions“) sind. Sie haben in Baden-Württemberg 
nicht nur ihren Unternehmenssitz, sondern produzieren auch 
häufig an unterschiedlichen Standorten im Land, so dass sich 
für Angreifergruppierungen vielfältige Möglichkeiten bieten, 
die IT-Systeme ihrer Opfer zu kompromittieren.
	 Insgesamt besteht für Unternehmen wie für staatliche 
Stellen in Baden-Württemberg weiterhin eine hohe abstrakte 
Gefährdungssituation, Opfer eines Cyberangriffs ausländischer 
Nachrichtendienste zu werden. Nach Einschätzung der Cyber-
abwehr ist nicht davon auszugehen, dass das Bedrohungs-
niveau in den nächsten Jahren sinkt.
	 Die meisten Cyberangriffe mit nachrichtendienstlichem 
oder staatlichem Hintergrund werden von Staaten mit beson-
derem Aufklärungsinteresse verübt. Diese Staaten zeichnen 
sich durch ein besonders konspiratives und rücksichtsloses 
Vorgehen aus, um ihre jeweiligen Ziele zu erreichen. Dazu 
gehören die Russische Föderation, die Volksrepublik China, 
die Islamische Republik Iran und die Demokratische Volks-
republik Korea (Nordkorea).
	 Die zunehmende Digitalisierung eröffnet fremden 
Nachrichtendiensten immer mehr Möglichkeiten, durch Cyber-
angriffe sensible Informationen zu erlangen und in einem 
weiteren Schritt IT-Systeme durch einen Cybersabotage-
angriff zu zerstören. Cybersabotageangriffe können schwere 
Schäden an der Kritischen Infrastruktur verursachen und das 
Vertrauen der Bevölkerung in die Funktionsfähigkeit des 
Staates massiv untergraben. Angriffe aus dem Bereich der 
Cyberspionage haben vor allem für Unternehmen und For-
schungseinrichtungen häufig erhebliche finanzielle Folgen. 
Erfolgreiche und öffentlichkeitswirksame Cyberangriffe auf 
KRITIS-Einrichtungen können zudem von ausländischen 
Staaten im Nachgang genutzt werden, um gezielt Ängste in 
der Bevölkerung zu schüren und so staatliche Stellen und 
Sicherheitsbehörden im Land als schwach oder handlungs-
unfähig darzustellen.
	 Durchgeführt werden solche Cyberangriffe meist von 
APT-Gruppierungen, die von den jeweiligen Staaten gesteuert 
oder zumindest maßgeblich beeinflusst werden.

	� APT steht für „Advanced Persistent Threat“ („fortge-
schrittene, andauernde Bedrohung“). Staaten setzen 
für ihre Angriffe im Cyberraum verschiedene Cyber-
gruppierungen ein. Diese werden generell als APT be-
zeichnet und sollen die wahre Identität von Angriffen 
verschleiern.

Die Angreifer nutzen bekannte Angriffsvektoren, um sich 
Zugang zu den Systemen ihrer Ziele zu verschaffen. Sie nutzen 
beispielsweise Schwachstellen in der Soft- oder Hardware und 
führen Supply-Chain-Attacken durch. Oft bereiten fremde 
Staaten Cyberangriffe durch ausgeprägte Social-Engineering-
Maßnahmen vor.
	 Häufig verschicken die Angreifer Spear-Phishing-E-
Mails, um die Empfänger dazu zu bringen, Zugangsdaten für 
unternehmens- oder behördeninterne Netzwerke preiszu-
geben. Spear-Phishing-E-Mails sind für Angreifer sehr erfolg-
versprechend, gleichzeitig ist das Schadpotenzial für die an-
gegriffenen Organisationen hoch.

	� Bei einem Supply-Chain-Angriff („Lieferketten-An-
griff“) steht nicht das eigentliche Angriffsziel im Fokus 
des Angreifenden. Stattdessen wird zunächst ein 
schwächer geschütztes Element in der Versorgungs-
kette angegriffen, beispielsweise Zulieferbetriebe, 
IT-Dienstleister oder Hard- und Software-Hersteller. 

	� Beim Social Engineering versuchen die Angreifer, durch 
verschiedene psychologische oder soziale Methoden 
das Vertrauen ihrer Opfer zu erlangen. So wird bei-
spielsweise mit falschen Angaben versucht, das Opfer 
zu einem bestimmten sicherheitskritischen Verhalten 
zu bewegen. Dies können der Aufruf eines Links oder 
das Öffnen eines E-Mail-Anhangs sein. Diese effiziente 
Methode dient dazu, Schwachstellen zu identifizieren, 
um sie für Angriffe auszunutzen.

	� Unter dem Begriff Phishing versteht man Versuche, über 
gefälschte Webseiten, E-Mails oder Kurznachrichten 
an persönliche Daten, insbesondere Login-Informa-
tionen, zu gelangen. Wenn der Angreifer es gezielt auf 
bestimmte Personen, Unternehmen oder Organisa-
tionen abgesehen hat, spricht man von Spear-Phishing.

Aufgaben der Cyberabwehr
Wichtige Ziele der Cyberabwehr des LfV sind die Aufklärung 
(Detektion), Zuordnung (Attribution) und Abwehr staatlich 
gesteuerter Cyberangriffe sowie deren Prävention. Die Cyber-
abwehr berät potenziell gefährdete Unternehmen und staat-
liche Stellen. Sie hält Vorträge und tauscht sich mit Arbeits-
kreisen und Verbänden aus, die als Multiplikatoren ihr Wissen 
an ihre Mitglieder weitergeben. Die Cyberabwehr veröffentlicht 
regelmäßig Fachbeiträge und aktualisierte Sicherheitshin-
weise zu verschiedenen APT-Gruppen und stellt sie den ge-
fährdeten Stellen im Land zur Verfügung. 15

	 Die Cyberabwehr arbeitet bei der Prävention eng mit 
dem Behörden- und Wirtschaftsschutz3 des LfV zusammen. 
Bei konkreten Angriffsbedrohungen gibt sie Warnmeldungen 
heraus und informiert über den Angreifer, die Merkmale des 
Angriffs und über technische Indikatoren. Unternehmen und 
Einrichtungen können dann ihre eigene Betroffenheit prüfen 
und Maßnahmen ergreifen, um die Infrastruktur und ihre Daten 
zu schützen. 
	 Erkennt die Cyberabwehr einen (versuchten) Cyber-
angriff mit nachrichtendienstlichem Hintergrund bei einem 
Unternehmen oder einer staatlichen Stelle im Land, kontaktiert 
und berät sie unmittelbar die Sicherheitsverantwortlichen.
	 Die Cyberabwehr analysiert die Sicherheit bei Be-
troffenen, um weitere potenzielle Schwachstellen für Cyber-
angriffe durch Nachrichtendienste zu erkennen. Daraus leiten 
sich konkrete Maßnahmen zum Schutz der IT-Systeme und 
Informationen ab. Zeigt die Beratung, dass weitere Institutionen 
des Sektors oder der Branche gefährdet sind, berät und sensi-
bilisiert die Cyberabwehr auch diese.

Lage in Baden-Württemberg
Angriff auf einen Finanzdienstleister 
Über ein Berufsportal kontaktierte Anfang 2025 ein angeblicher 
Recruiter den Mitarbeiter eines baden-württembergischen 
Finanzdienstleisters mit einem attraktiven Jobangebot. Durch 
geschickte Gesprächsführung brachte der vermeintliche 
Recruiter den Angestellten dazu, das Gespräch auf einer ex-
ternen Kommunikationsplattform fortzuführen, da dort ein 
Dateitransfer möglich sei. Der angebliche Recruiter sendete 
dem Mitarbeiter eine Datei mit einer Programmieraufgabe zu. 
Anhand dieser Aufgabe, einer sogenannten Coding-Challenge, 
sollte der Angestellte im Bewerbungsprozess seine Program-
mierkenntnisse nachweisen. Da der Mitarbeiter die Datei 
jedoch mit einem Virenscanner prüfte, konnte er sie als schad-
haft identifizieren. Er löschte die Datei und brach die Kommu-
nikation mit dem mutmaßlichen Recruiter ab.
	 Einige Wochen nach diesem Vorfall erhielt die Cyber-
abwehr des LfV Informationen über mutmaßliche Aktivitäten 
der Gruppierung Lazarus, die sich gegen Ziele in Baden-Würt-
temberg richteten. So brachte die Cyberabwehr die Aktivi-
täten des nordkoreanischen Akteurs mit dem Angriff auf den 
Mitarbeiter des Finanzdienstleisters in Verbindung.
	 Bei Lazarus handelt es sich um eine APT, die nahezu 
sicher dem nordkoreanischen Staat zugerechnet werden kann. 
Lazarus verfügt über sehr umfangreiche technische Fähig-
keiten und verübt neben nachrichtendienstlich gesteuerten 
Angriffen auch rein kriminell motivierte Ransomware-Angriffe 
zur Devisenbeschaffung. Hierfür greift die Gruppierung unter 
anderem Personen und Organisationen in der Finanzbranche 
an. Lazarus ist ein aktuelles Beispiel für die zunehmende Ver-
mischung von nachrichtendienstlichen und rein kriminellen 
Motiven bei Cyberangriffen.

Infizierte Webseiten als Steuerzentrale für Cyberangriffe
Im Frühjahr 2025 erhielt der Verfassungsschutzverbund Hin-
weise auf mehrere mit Schadsoftware infizierte Webseiten. Die 
Vorgehensweise deutete auf die APT-Gruppe „Mustang Panda“ 
hin, die nach Erkenntnissen internationaler Sicherheitsbe-
hörden nahezu sicher im Auftrag des chinesischen Staates 
agiert.
	 Die Angreifer nutzten noch nicht durch ein Update 
behobene Sicherheitslücken in weit verbreiteten Content-
Management-Systemen wie Joomla und WordPress aus, über 
die sie den Schadcode unbemerkt einschleusten. Von außen 
wirkten die Webseiten zunächst normal, tatsächlich dienten 
sie jedoch als Zwischenstationen für die Kommunikation des 
Angreifers.

15  �Sicherheitshinweise des LfV 
für IT-Fachkräfte.

3 �Vgl. hierzu im vorliegenden Verfassungsschutzbericht das Kapitel Behörden- und Wirtschaftsschutz, S. 220.

https://www.verfassungsschutz-bw.de/,Lde/Startseite/Arbeitsfelder/Sicherheitshinweise+-+neu#anker12644661
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Sobald ein Computer (Client) mit dieser Schadsoftware infiziert 
war, verband er sich regelmäßig mit den kompromittierten Web-
servern. Diese fungierten als Command-and-Control-Server 
(C2-Server), das heißt als Steuerzentrale, über die der Angreifer 
Befehle an die infizierten Systeme senden und Daten empfangen 
konnte. So ließen sich große Netzwerke kompromittierter 
Geräte, ähnlich einem Botnetz, fernsteuern, ohne dass die 
Opfer etwas davon bemerkten.

	� Ein Command-and-Control-Server, kurz C2-Server, 
ist die zentrale Schaltstelle einer Schadsoftware. Er 
dient dazu, Befehle an infizierte Geräte zu übermitteln 
und deren Antworten zu empfangen – meist über ver-
schlüsselte Verbindungen, damit die Kommunikation 
nicht auffällt. Ein C2-Server agiert dabei ähnlich einer 
versteckten Kommandozentrale:

	�	  Die infizierten Computer warten zunächst auf An-
weisungen. Der C2-Server oder ein sogenanntes Relay, 
das heißt eine Art Zwischenstation, gibt diese An-
weisungen weiter – etwa, um unerlaubt Daten zu be-
schaffen, weitere Schadsoftware nachzuladen oder 
Angriffe zu starten. Der Angreifer bleibt dabei meist 
unerkannt, da die Kommunikation häufig über unver-
dächtige Webseiten oder bereits kompromittierte Server 
läuft.

	�	  Solche Systeme werden in vielen Angriffsszenarien 
eingesetzt, von einfachen Botnetzen bis hin zu hoch-
komplexen Spionagekampagnen staatlicher Akteure.

	� Ein Botnetz ist ein Netzwerk aus mit Malware infizier-
ten Geräten, wie Computern oder Geräten des Internet 
of Things (IoT, auf Deutsch „Internet der Dinge“), die 
ohne Wissen ihrer Besitzer aus der Ferne von Kriminellen 
gesteuert werden. IoT-Geräte sind Geräte oder Gegen-
stände mit „smarten“ Funktionen, die in der Regel draht-
los an Datennetze angeschlossen und meistens auf 
Informationen im Internet zugreifen und darüber er-
reicht werden können. Diese gekaperten Geräte, auch 
„Zombies“ genannt, werden missbraucht, um automati-
sierte, groß angelegte Cyberangriffe wie DDoS-At-
tacken oder massenhaften Spam-Versand durchzu-
führen. 

Auch der Vorfall der infizierten Webseiten zeigt: Die Grenzen 
zwischen klassischer Cyberkriminalität und staatlich ge-
steuerten Cyberoperationen sind fließend geworden. Die-
selbe Infrastruktur kann sowohl für Erpressungskampagnen 
(zum Beispiel DDoS-Angriffe) als auch für Sabotage- oder 
Spionagezwecke genutzt werden. Solche Angriffe sind 
typisch für APT-Akteure, die langfristig und gezielt IT-Systeme 
kompromittieren, um daraus strategischen Nutzen zu ziehen.

	� Bei einem Denial-of-Service-Angriff (DoS; auf Deutsch 
„Dienstverweigerung“) senden einzelne Systeme eine 
sehr große Zahl von Anfragen an einen Internetserver. 
Die schiere Menge soll den Server überlasten und letzt-
lich blockieren. Da moderne Server in der Regel mehr 
Anfragen bearbeiten können, als ein einzelner Rechner 
produziert, wird für einen solchen Angriff meist eine 
Vielzahl von Computern zu einem sogenannten Botnetz 
zusammengeschlossen. In diesem Fall spricht man von 
einem DDoS-Angriff; das erste D steht für „Distributed“ 
(„verteilt“).

Die Cyberabwehr des LfV konnte die eingesetzte Schadsoftware 
in diesem Fall forensisch sichern, ihre Funktionsweise im 
Labor analysieren und das Verhalten der Angreifer rekonst-
ruieren. Dadurch ließen sich wertvolle Erkenntnisse für die 
Abwehr ähnlicher Angriffe gewinnen.

Präventionsmaßnahmen
Folgende Maßnahmen können Sie ergreifen, um Cyberangriffen 
vorzubeugen: 

Erreichbarkeit der Cyberabwehr 
Die Cyberabwehr behandelt alle Informationen vertraulich. 
Sie ist telefonisch unter 0711 9544-4985 oder per E-Mail an 
cyberabwehr@lfvbw.bwl.de erreichbar.

Auf der Webseite des LfV findet sich eine Übersicht von PGP-
Keys, um E-Mails mit dem jeweils passenden, öffentlichen Key 
zu verschlüsseln. 17

	� Angreifer benötigen für das Platzieren und die Aus-
führung ihrer Schadsoftware einen Zugriff auf das 
System. Hier ist es empfehlenswert, potenzielle Zu-
griffsmöglichkeiten (sogenannte Angriffsvektoren) 
zu minimieren. Wägen Sie sorgfältig ab, welche 
digitalen Vorgänge und Systeme für die tägliche 
Arbeit unbedingt erforderlich sind und welche vom 
Netz getrennt werden können.

	� Erstellen Sie regelmäßig Sicherheitskopien (Back-
ups). Bewahren Sie diese getrennt von den be-
troffenen Systemen auf.

	� Schließen Sie bekannte Sicherheitslücken durch das 
Einspielen vorhandener Softwareupdates (Patches). 
Damit lässt sich eine Verwendung als Angriffsvektor 
verhindern. Verwenden Sie immer die aktuellsten 
Versionen der Betriebssysteme und Programme. 
Installieren Sie regelmäßig die neuesten Updates.

	� Verwenden Sie unterschiedliche und starke Passwörter. 
Nutzen Sie nicht dasselbe Passwort für unterschied-
liche Systeme und Nutzer.

	� Misstrauen Sie allen E-Mails, in denen man Sie zu 
dringenden Handlungen auffordert. Geben Sie nie-
mals Ihre Passwörter weiter. Dies gilt auch für E-
Mails von Familienmitgliedern, Freunden oder Ihrem 
Arbeitgeber. Deren E-Mail-Konten könnten ebenfalls 
gehackt worden sein.

16  �Informationen  
zur Zwei-Faktor- 
Authentifizierung 
des Bundesamts  
für Sicherheit in  
der Informations-
technik.

17  �PGP-Keys des  
LfV zur sicheren 
Kommunikation.

	� Klicken Sie niemals auf Links oder Anhänge in ver-
dächtigen E-Mails. Nutzen Sie Ihren Browser, um eine 
Webseite zu suchen und aufzurufen.

	� Aktivieren Sie bei Online-Konten eine Zwei-Faktor-
Authentifizierung. Darunter versteht man ein System, 
das die Richtigkeit des eingegebenen Kennworts 
über eine zweite Schranke bestätigt. Erst dann ge-
langt der Nutzer zum gewünschten Inhalt. So wird 
verhindert, dass unbefugte Dritte mit dem erbeuteten 
Passwort Zugang zu Nutzerdaten oder Funktionen 
erhalten. Viele Zwei-Faktor-Systeme greifen nach der 
Passwortabfrage auf externe Systeme zurück, um 
eine Überprüfung durchzuführen, zum Beispiel in-
dem ein Bestätigungscode versendet wird, etwa an 
das Smartphone des Nutzers. 16

mailto:cyberabwehr@lfvbw.bwl.de
https://www.bsi.bund.de/DE/Themen/Verbraucherinnen-und-Verbraucher/Informationen-und-Empfehlungen/Cyber-Sicherheitsempfehlungen/Accountschutz/Zwei-Faktor-Authentisierung/zwei-faktor-authentisierung_node.html
https://www.verfassungsschutz-bw.de/,Lde/Startseite/Kontakt/PGP-Schluessel
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Behördenschutz
Staatliche wie nichtstaatliche Stellen, die selbst oder im staat-
lichen Auftrag Verschlusssachen erstellen, verarbeiten und 
aufbewahren, müssen im Umgang mit diesen alle einschlägigen 
Rechtsnormen, speziell die Anforderungen des materiellen 
Geheim- und Sabotageschutzes, beachten.4 Dazu gehören 
sämtliche Maßnahmen technischer, baulicher und organisa-
torischer Art, die sicherstellen, dass Unbefugte keine Kennt-
nis von amtlich geheimgehaltenen Angelegenheiten erhalten.
	 Baden-Württemberg ist aufgrund seiner herausragenden 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit besonders interessant 
für ausländische Nachrichtendienste. Deren Ziel ist es, aktuelle 
politische, wirtschaftliche und militärische Informationen zu 
beschaffen, die im staatlichen Interesse geheimgehalten werden 
müssen.
	 Seit Beginn des 21. Jahrhunderts hat sich die Sicher-
heitslage in Europa immer weiter verschärft: Noch vor wenigen 
Jahren zwang der internationale Terrorismus zu erhöhten 
Sicherheitsmaßnahmen. Zuletzt rückte jedoch der Schutz 
Kritischer Infrastrukturen (KRITIS) vor Angriffen extremistischer 
Gruppierungen und vor Sabotage fremder Mächte zunehmend 
in den Fokus.
	 Um diesen Gefahren wirksam zu begegnen und Unter-
stützung zu erhalten, können sich staatliche Stellen, die Ver-
schlusssachen verwalten, an den Behördenschutz im Landes-
amt für Verfassungsschutz Baden-Württemberg (LfV) wenden.

3	� Behörden- und Wirtschaftsschutz
Wirtschaftsschutz

Bestand die Aufgabe des Wirtschaftsschutzes im LfV bisher 
hauptsächlich darin, Unternehmen und Institutionen im Land 
vor Sabotage, Ausforschung, illegalem Abfluss von Wissen und 
Technologie durch Nachrichtendienste ausländischer Staaten 
zu schützen, veränderte sich diese in den letzten Jahren zu-
nehmend. Ein neuer Schwerpunkt ist mittlerweile, die Wirt-
schaft vor Bedrohungen durch politische Extremisten oder 
Terroristen zu schützen.

	� Wirtschaftsspionage ist die staatlich betriebene, nach-
richtendienstliche Ausforschung von Wirtschaftsunter-
nehmen, die alle Entwicklungsstufen von Produkten 
umfasst. Betreibt hingegen ein privatwirtschaftlich 
handelnder Mitbewerber die Ausforschung, handelt es 
sich um Konkurrenzausspähung, die auch als Industrie-
spionage bezeichnet wird.

Die verteidigungspolitischen Veränderungen aufgrund des 
russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine rückten insbe-
sondere Rüstungsunternehmen in den Fokus von Akteuren 
des Linksextremismus und des Auslandsbezogenen Extremis-
mus. Baden-Württemberg verfügt über zahlreiche Rüstungs-
betriebe, die 2025 zum Ziel von Demonstrationen, Protestcamps 
und Blockaden wurden.
	 Die israelische Militäroffensive im Gazastreifen, die als 
Folge des Angriffs der Terrororganisation HAMAS auf den 
Staat Israel am 7. Oktober 2023 im Jahr 2025 noch andauerte, 
bewegte große Teile der deutschen Bevölkerung. Diese Emo-
tionalisierung versuchen propalästinensische säkuläre Ex-
tremisten zu nutzen, um den Israel-Palästina-Konflikt mit dem 
bislang meist linksextremistisch geprägten Themenfeld des 
Antimilitarismus zu verknüpfen und so anschlussfähig inner-
halb der Gesellschaft zu werden.

Im September 2025 wurde ein Produktionsstandort eines 
Rüstungsunternehmens in Ulm Ziel eines koordinierten An-
griffs von mehreren Personen aus dem Bereich des propaläs-
tinensischen säkulären Extremismus. 
	 Mehrere Tatverdächtige sollen sich gewaltsam Zugang 
zum Werksgelände und zu einem Gebäude des Rüstungs-
unternehmens verschafft, sich anschließend dort verbarri-
kadiert und erhebliche Sachschäden angerichtet haben. 
Letztlich nahm die Polizei insgesamt fünf Personen vorläufig 
fest. Weitere Tatverdächtige konnten unerkannt flüchten. 
	 Nach mehrmonatigen strafrechtlichen Ermittlungen 
hat die Generalstaatsanwaltschaft Stuttgart im Januar 2026 
gegen fünf Tatverdächtige Anklage unter anderem wegen 
des Verdachts der Bildung einer kriminellen Vereinigung ge-
mäß § 129 StGB erhoben.
	 Die Tatverdächtigen veröffentlichten während der Tat 
Bilder und Textbeiträge in den sozialen Medien, um ein mög-
lichst hohes Maß an öffentlicher Aufmerksamkeit zu erzielen 
und insbesondere die besondere Emotionalisierung des 
Israel-Palästina-Konflikts in Teilen der Gesellschaft für ihre 
Zwecke zu nutzen. 
	 Der Angriff verdeutlicht, wie Extremisten aus dem Be-
reich des auslandsbezogenen propalästinensischen Extremis-
mus gezielt emotional aufgeladene Themenfelder wie Anti-
militarismus und den Nahostkonflikt zwischen Israel und der 
HAMAS für ihre Zwecke ausnutzen. Im Nachgang des Angriffs 
fanden mehrfach Demonstrationen und Protestcamps vor dem 
Werksgelände statt. Es kann nicht ausgeschlossen werden, 
dass der Rüstungskonzern auch künftig Ziel extremistischer 
Aktionen sein wird. 

Single Point of Contact
Der Wirtschaftsschutz ist als „Single Point of Contact“ die 
zentrale Anlaufstelle des LfV für Unternehmen, Wirtschafts-
verbände und Forschungsinstitute in Baden-Württemberg. Er 
stellt ihnen relevante Informationen aus allen Phänomen-
bereichen des Verfassungsschutzes zur Verfügung. Hinweise 
zu potenziell verfassungsschutzrelevanten Sachverhalten 
nimmt der Wirtschaftsschutz entgegen und gibt diese an die 
zuständigen Fachbereiche weiter. Bei Bedarf initiiert und 
begleitet das Wirtschaftsschutz-Team den direkten Aus-
tausch mit Expertinnen und Experten des LfV.
	 Die Präventionsarbeit ist ein Schwerpunkt des Wirt-
schaftsschutzes. Sie umfasst unter anderem regelmäßige 
Sicherheitsinformationen und Warnmeldungen, sowie die Teil-
nahme und Durchführung von Informationsveranstaltungen 
und Fachvorträgen. Der Wirtschaftsschutz arbeitet eng mit 
den anderen Fachbereichen des LfV und anderen Wirtschafts-
schutzstellen von Bund und Ländern zusammen. 2025 nutzten 
über 500 Unternehmen, Verbände und Institutionen die 
Angebote des Wirtschaftsschutzes. Zudem führte der Wirt-
schaftsschutz viele individuelle Sensibilisierungs- und Be-
ratungsgespräche, auch mit Akteuren aus der Rüstungsindustrie, 
die aufgrund des Umgangs mit staatlichen Verschlusssachen 
einen erhöhten Beratungsbedarf haben.

4 �Vgl. hierzu im vorliegenden Verfassungsschutzbericht S. 21.
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 	 Welche Güter sind schützenswert?

 	 Wer könnte Interesse daran haben?

 	 Wie könnten Angreifer an diese gelangen?

 	� Leiten Sie aus der Risikoanalyse Schutz- 
maßnahmen ab.

 	� Bereiche: physische Sicherheit, IT-Sicherheit, 
personelle Sicherheit 

	� IT-Grundschutz des Bundesamts  
für Sicherheit in der Informationstechnik, 
Wirtschaftsgrundschutz

 	� Prüfen Sie Schutzkonzept und Maßnahmen  
auf deren Wirksamkeit.

 	� Passen Sie gegebenenfalls Schutzkonzept und 
Maßnahmen an.

Risikoanalyse

Schutzkonzept

Kontrolle

Anpassung

Einführung eines SchutzkonzeptsMaßnahmen zum Schutz vor Spionage (HUMINT)

	 �Führen Sie ein Schutzkonzept ein und klassifizieren 
Sie Unternehmensdaten nach Vertraulichkeits-
klassen. 18

	� Benennen Sie eine sicherheitsverantwortliche Person.

	� Beschränken Sie den Informationszugriff nach den 
Prinzipien Need-to-Know, Need-to-See und Need-
to-Go.

	� Sorgen Sie für ein angenehmes Arbeitsklima und 
schaffen Sie eine positive Fehlerkultur.

	� Sensibilisieren und trainieren Sie die Beschäftigten 
zu den Themen Spionage und Know-how-Abfluss.

	� Prüfen Sie Veröffentlichungen wie Präsentationen, 
Leitfäden oder Übersichtskarten auf sensible Daten.

	� Gehen Sie restriktiv mit detaillierten Kontaktinfor-
mationen um. Persönliche E-Mail-Signaturen können 
beispielsweise für Spear-Phishing-Mails missbraucht 
werden.

18  �Die Einführung eines Schutzkonzepts

19  �PGP-Keys des LfV zur  
sicheren Kommunikation.

Erreichbarkeit des Wirtschafts-
schutzes

Der Wirtschaftsschutz behandelt alle Informationen vertraulich. 
Er ist per E-Mail an wirtschaftsschutz@lfvbw.bwl.de erreichbar. 
Auf der Webseite des LfV findet sich eine Übersicht von PGP-
Keys, um E-Mails mit dem jeweils passenden, öffentlichen Key 
zu verschlüsseln. 19

https://www.verfassungsschutz-bw.de/,Lde/Startseite/Kontakt/PGP-Schluessel
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Teil 1 
Organisation und Aufgaben

§ 1		  Zweck des Verfassungsschutzes

Der Verfassungsschutz dient dem Schutz der freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung, des Bestandes und der 
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland und ihrer Länder.

§ 2		 Organisation, Zuständigkeit

(1)	� Zur Wahrnehmung der Aufgaben des Verfassungsschutzes 
unterhält das Land ein Landesamt für Verfassungsschutz. 
Das Amt hat seinen Sitz in Stuttgart und untersteht dem 
Innenministerium.

(2)	�Verfassungsschutzbehörden anderer Länder dürfen im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes nur im Einvernehmen 
mit dem Landesamt für Verfassungsschutz tätig werden.

(3)	�Das Landesamt für Verfassungsschutz darf einer Polizei-
dienststelle nicht angegliedert werden.

§ 3		� Aufgaben des Landesamtes für Verfassungs-
schutz, Voraussetzungen für die Mitwirkung an 
Überprüfungsverfahren

(1)	� Das Landesamt für Verfassungsschutz hat die Aufgabe, 
Gefahren für

	�	  1. die freiheitliche demokratische Grundordnung, 
		�  2. den Bestand und die Sicherheit der Bundesrepublik 

Deutschland und ihrer Länder,
		�  3. den Bestand und die Sicherheit anderer Staaten 

oder internationaler Organisationen, denen Deutsch-
land angehört, sowie

	�	�  4. den Gedanken der Völkerverständigung, ins-
besondere für das friedliche Zusammenleben der 
Völker,

	� (Verfassungsschutzgüter) frühzeitig zu erkennen und 
den zuständigen Stellen zu ermöglichen, diese Gefahren 
abzuwehren.

(2)	�Zur Erfüllung dieser Aufgaben sammelt das Landesamt 
für Verfassungsschutz Informationen, insbesondere 
sach- und personenbezogene Auskünfte, Nachrichten 
und Unterlagen, von Organisationen und Personen über

		�  1. Bestrebungen, die gegen die freiheitliche demo-
kratische Grundordnung, den Bestand oder die Sicher- 
heit des Bundes oder eines Landes gerichtet sind 
oder eine ungesetzliche Beeinträchtigung der Amts-
führung der Verfassungsorgane des Bundes oder 
eines Landes oder ihrer Mitglieder zum Ziel haben,

	�	�  2. sicherheitsgefährdende oder geheimdienstliche 
Tätigkeiten im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
für eine fremde Macht,

		�  3. Bestrebungen im Geltungsbereich des Grund-
gesetzes, die durch die Anwendung von Gewalt oder 
darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen aus-
wärtige Belange der Bundesrepublik Deutschland 
gefährden,

	�	�  4. Bestrebungen im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes, die gegen den Gedanken der Völkerver-
ständigung (Artikel 9 Absatz 2 des Grundgesetzes), 
insbesondere gegen das friedliche Zusammenleben 
der Völker (Artikel 26 Absatz 1 des Grundgesetzes), 
gerichtet sind, 

	 und wertet sie aus. 
	� Sammlung und Auswertung von Informationen nach 

Satz 1 setzen im Einzelfall voraus, dass für Bestrebungen 
oder Tätigkeiten nach Satz 1 tatsächliche Anhaltspunkte 
vorliegen.

(3)	�Das Landesamt für Verfassungsschutz wirkt mit
		�  1. bei der Sicherheitsüberprüfung von Personen, denen 

im öffentlichen Interesse geheimhaltungsbedürftige 
Tatsachen, Gegenstände oder Erkenntnisse anvertraut 
werden, die Zugang dazu erhalten sollen oder ihn sich 
verschaffen können,

	�	�  2. bei der Sicherheitsüberprüfung von Personen, die 
an sicherheitsempfindlichen Stellen von lebens- oder 
verteidigungswichtigen Einrichtungen beschäftigt 
sind oder werden sollen,

	�	�  3. bei technischen oder organisatorischen Sicher-
heitsmaßnahmen zum Schutze von im öffentlichen 
Interesse geheimhaltungsbedürftigen Tatsachen, 
Gegenständen oder Erkenntnissen gegen die Kenntnis- 
nahme durch Unbefugte sowie bei Maßnahmen des 
vorbeugenden Sabotageschutzes,

	�	�  4. auf Anforderungen der Einstellungsbehörde bei 
der Überprüfung von Personen, die sich um Ein-
stellung in den öffentlichen Dienst bewerben, auf 
Anforderung der Beschäftigungsbehörde bei der 
Überprüfung von Beschäftigten im öffentlichen Dienst, 
sowie auf Anforderung der Einstellungs- oder Be- 
schäftigungsbehörde bei der Überprüfung von Per- 
sonen, die hoheitliche Aufgaben ehrenamtlich 
wahrnehmen oder wahrnehmen möchten, bei denen 
der auf Tatsachen beruhende Verdacht besteht, dass 
sie gegen die Pflicht zur Verfassungstreue verstoßen,

		��  5. bei der sicherheitsmäßigen Überprüfung von Ein- 
bürgerungsbewerberinnen und -bewerbern im Rahmen 
der Bestimmungen des Staatsangehörigkeitsrechts,

	�	�  6. bei der sicherheitsmäßigen Überprüfung von 
Ausländerinnen und Ausländern im Rahmen der 
Bestimmungen des Ausländerrechts,

	�	�  7. bei der Überprüfung der Zuverlässigkeit von Perso-
nen nach dem Waffen-, Sprengstoff- und Jagdrecht,

		�  8. bei der Überprüfung der Zuverlässigkeit von Perso-
nen nach dem Atomrecht,

		�  9. bei der sicherheitsmäßigen Überprüfung von 
Personen nach dem Luftsicherheitsrecht,

	�	�  10. bei der Überprüfung der Zuverlässigkeit von 
Personen nach der Gewerbeordnung und den auf 
ihr beruhenden Rechtsverordnungen,

		�  11. bei der Überprüfung der Zuverlässigkeit von 
Personen, denen bei Großveranstaltungen aufgrund 
ihrer Tätigkeit Zugang zu nicht allgemein zugänglichen 
Bereichen gewährt werden soll,
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	�	�  12. bei der Überprüfung von Gefangenen im 
Justizvollzug sowie von Besucherinnen und Be-
suchern nach dem Justizvollzugsrecht,

		�  13. bei sonstigen Überprüfungen, soweit dies im 
Einzelfall zum Schutz der freiheitlichen demo-
kratischen Grundordnung oder für Zwecke der 
öffentlichen Sicherheit erforderlich ist. Näheres wird 
durch Verwaltungsvorschrift des Innenministeriums 
bestimmt.

	� Die Mitwirkung des Landesamtes für Verfassungsschutz 
nach Satz 1 erfolgt in der Weise, dass es eigenes Wissen 
oder bereits vorhandenes Wissen der für die Überprüfung 
zuständigen Behörde oder sonstiger öffentlicher Stellen 
auswertet. In den Fällen des Satzes 1 Nummern 1 und 2 
führt das Landesamt für Verfassungsschutz weiter-
gehende Ermittlungen durch, wenn die für die Über-
prüfung zuständige Behörde dies beantragt.

(4)	�Die Mitwirkung des Landesamtes für Verfassungsschutz 
nach Absatz 3 setzt im Einzelfall voraus, dass die be-
troffene Person und andere in die Überprüfung einbe- 
zogene Personen über Zweck und Verfahren der Über-
prüfung einschließlich der Verarbeitung der erhobenen 
Daten durch die beteiligten Dienststellen unterrichtet 
werden. Darüber hinaus ist im Falle der Einbeziehung 
anderer Personen in die Überprüfung deren Einwilligung 
und im Falle weitergehender Ermittlungen nach Absatz 
3 Satz 3 die Einwilligung der betroffenen Person erforder-
lich. Die Sätze 1 und 2 gelten nur, soweit gesetzlich nichts 
anderes bestimmt ist. Im Falle des Absatzes 3 Satz 1 
Nummer 11 ist eine Überprüfung nur zulässig, wenn die 
betroffene Person eingewilligt hat und über die Folgen 
einer Verweigerung der Einwilligung belehrt worden ist.

§ 4		 Begriffsbestimmungen

(1)	� Im Sinne des Gesetzes sind
	�	�  1. Bestrebungen gegen den Bestand des Bundes 

oder eines Landes solche politisch bestimmten, 
ziel- und zweckgerichteten Verhaltensweisen in 
einem oder für einen Personenzusammenschluss, 
der darauf gerichtet ist, die Freiheit des Bundes oder 
eines Landes von fremder Herrschaft aufzuheben, 
ihre staatliche Einheit zu beseitigen oder ein zu ihm 
gehörendes Gebiet abzutrennen;

		�  2. Bestrebungen gegen die Sicherheit des Bundes 
oder eines Landes solche politisch bestimmten, 
ziel- und zweckgerichteten Verhaltensweisen in 
einem oder für einen Personenzusammenschluss, 
der darauf gerichtet ist, den Bund, Länder oder 
deren Einrichtungen in ihrer Funktionsfähigkeit 
erheblich zu beeinträchtigen;

		�  3. Bestrebungen gegen die freiheitliche demokratische 
Grundordnung solche politisch bestimmten, ziel- 
und zweckgerichteten Verhaltensweisen in einem 
oder für einen Personenzusammenschluss, der darauf 
gerichtet ist, einen der in Absatz 2 genannten Ver-
fassungsgrundsätze zu beseitigen oder außer 
Geltung zu setzen.

	� Für einen Personenzusammenschluss handelt, wer ihn 
in seinen Bestrebungen aktiv sowie ziel- und zweck-
gerichtet unterstützt. Bestrebungen im Sinne des § 3 

Absatz 2 können auch von Einzelpersonen ausgehen, 
die nicht in einem oder für einen Personenzusammen-
schluss handeln. In diesem Fall gilt Satz 1 mit der Maß-
gabe, dass die Verhaltensweise der Einzelperson darauf 
gerichtet sein muss, die in § 3 Absatz 2 genannten Ziele 
zu verwirklichen.

(2)	�Zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung im 
Sinne dieses Gesetzes zählen:

	�	�  1. die Würde des Menschen, deren Garantie ins-
besondere die Wahrung personaler Individualität, 
Identität und Integrität sowie die elementare 
Rechtsgleichheit umfasst, 

	�	�  2. die Möglichkeit gleichberechtigter Teilnahme aller 
Bürgerinnen und Bürger am Prozess der politischen 
Willensbildung und die Rückbindung der Ausübung 
der Staatsgewalt an das Volk, 

	�	�  3. die Rechtsbindung der öffentlichen Gewalt und 
die Kontrolle dieser Bindung durch unabhängige 
Gerichte und

	�	  4. das Gewaltmonopol des Staates. 
(3)	�Erheblich beobachtungsbedürftig sind Tätigkeiten nach 

§ 3 Absatz 2 Nummer 2 sowie Bestrebungen nach § 3 
Absatz 2 Nummern 1, 3 und 4, die nach ihren Zielen oder 
nach dem Verhalten ihrer Mitglieder den Strafgesetzen 
zuwiderlaufen oder die allgemein geeignet sind, die in § 3 
Absatz 1 genannten Verfassungsschutzgüter erheblich zu 
beeinträchtigen. Allgemein geeignet die in § 3 Absatz 1 
genannten Verfassungsschutzgüter erheblich zu beein- 
trächtigen, können insbesondere solche Bestrebungen 
sein, die von Personenzusammenschlüssen ausgehen, die 

	�	�  1. bei der Zielverfolgung gewaltorientiert vorgehen 
oder zu Hass oder Willkürmaßnahmen anstacheln,

	�	�  2. bei der Zielverfolgung verdeckt vorgehen, indem 
sie insbesondere ihre Existenz, Ziele, Organisation, 
Beteiligte, Finanzierung, Zusammenarbeit oder 
Aktionen in wesentlichem Umfang zu verschleiern 
suchen,

	�	�  3. erhebliche Bedeutung besitzen, insbesondere auf- 
grund des Gesamtbilds von Mitglieder- und Unter-
stützerzahl, Organisationsstruktur, Mobilisierungsgrad, 
Vertretung in Ämtern und Mandaten und der von ihnen 
eingesetzten Mittel, und diese für die Zielverfolgung 
geeignet ist oder

	�	�  4. in erheblichem Maße gesellschaftliche Einfluss-
nahme betreiben, insbesondere durch die Verbreitung 
von Fehlinformationen oder die Herbeiführung einer 
Atmosphäre der Angst oder Bedrohung, und diese 
für die Zielverfolgung geeignet ist.

(4)	Gesteigert beobachtungsbedürftig sind 
		  1. Tätigkeiten nach § 3 Absatz 2 Nummer 2 und
	�	�  2. Bestrebungen nach § 3 Absatz 2 Nummern 1, 3 und 

4, die mit der Bereitschaft zur Begehung schwerer 
Straftaten im Sinne des Absatzes 6 einhergehen. 

(5)	�Die Einstufung der Beobachtungsbedürftigkeit nach Ab- 
satz 3 oder 4 entfällt in der Regel, wenn nach fünf Jahren 
kein die Einstufung nach Absatz 3 oder Absatz 4 begrün- 
dender Tatbestand hinreichend festgestellt ist oder eine 
fünf Jahre zurückliegende Feststellung sich zwischen-
zeitlich nicht neuerlich bestätigt hat.

(6)	�Im Sinne dieses Gesetzes sind schwere Straftaten solche, 
die 

	�	�  1. gegen 
		�  a) ein Verfassungsschutzgut nach § 3 Absatz 1, 
	�	�  b) �Leib, Leben, Gesundheit, Freiheit oder sexuelle 

Selbstbestimmung oder 
		�  c) �Sachen von bedeutendem Wert, deren Erhaltung 

im besonderen öffentlichen Interesse geboten ist, 
		  gerichtet sind,
		�  2. im Zusammenhang mit der Beteiligung an einer 

Bestrebung oder in Ausübung einer Tätigkeit nach § 3 
Absatz 2 begangen werden und

	�	�  3. mit einer Höchststrafe von mindestens drei Jahren 
Freiheitsstrafe bedroht sind.

(7)	��Im Sinne dieses Gesetzes sind besonders schwere 
Straftaten solche, die 

	�	�  1. im Höchstmaß mit Freiheitsstrafe von mindestens 
zehn Jahren bedroht sind oder 

		�  2. im Straftatenkatalog in der Anlage zu diesem Gesetz 
aufgeführt sind.

	� Maßgeblich ist die Strafdrohung des gesetzlichen Tat-
bestands; dasselbe gilt für Regelbeispiele für besonders 
schwere oder minder schwere Fälle, sofern bestimmte 
Tatsachen den Verdacht begründen, dass das Regelbei-
spiel erfüllt ist.

Teil 2 
Befugnisse des Landesamtes  
für Verfassungsschutz

§ 5		� Allgemeine Befugnisse des Landesamtes  
für Verfassungsschutz

(1)	� Das Landesamt für Verfassungsschutz kann die zur 
Erfüllung seiner Aufgaben nach § 3 erforderlichen 
Informationen einschließlich personenbezogener Daten 
verarbeiten, soweit nicht besondere Regelungen ent-
gegenstehen. Die Verarbeitung personenbezogener 
Daten ist auch zulässig, wenn die betroffene Person 
eingewilligt hat.

(2)	�Werden personenbezogene Daten bei der betroffenen 
Person mit ihrer Kenntnis erhoben, so ist der Erhebungs-
zweck anzugeben. Die betroffene Person ist auf die 
Freiwilligkeit ihrer Angaben und bei einer Sicherheits-
überprüfung nach § 3 Absatz 3 auf eine dienst-, arbeits-
rechtliche oder sonstige vertragliche Mitwirkungspflicht 
hinzuweisen.

(3)	�Polizeiliche Befugnisse oder Weisungsbefugnisse stehen 
dem Landesamt für Verfassungsschutz nicht zu; es darf 
die Polizei auch nicht im Wege der Amtshilfe um Maß-
nahmen ersuchen, zu denen es selbst nicht befugt ist. 
Abweichend hiervon ist es jedoch berechtigt, die Polizei 
in eilbedürftigen Fällen außerhalb der regulären Dienst-
zeiten des Kraftfahrtbundesamtes um eine Abfrage aus 
dem Fahrzeugregister beim Kraftfahrtbundesamt im 
automatisierten Verfahren zu ersuchen.

(4)	�Von mehreren geeigneten Maßnahmen hat das Landes-
amt für Verfassungsschutz diejenige zu wählen, die die 
betroffene Person voraussichtlich am wenigsten beein-
trächtigt. Eine Maßnahme darf keinen Nachteil herbei-
führen, der erkennbar außer Verhältnis zu dem beabsich- 
tigten Erfolg steht.

§ 6		 Einsatz von nachrichtendienstlichen Mitteln

(1)	� Das Landesamt für Verfassungsschutz kann Methoden, 
Gegenstände und Instrumente zur heimlichen Informa-
tionsbeschaffung (nachrichtendienstliche Mittel), wie 
den Einsatz von Vertrauenspersonen, Verdeckt arbeitenden 
Bediensteten und Gewährspersonen, Observationen, 
Bild- und Tonaufzeichnungen, Tarnpapiere und Tarn-
kennzeichen anwenden. Diese sind in einer Dienstvor-
schrift zu benennen, die auch die Zuständigkeit für die 
Anordnung solcher Informationsbeschaffung regelt. Die 
Dienstvorschrift bedarf der Zustimmung des Innenminis-
teriums, das das Parlamentarische Kontrollgremium 
unterrichtet.

(2)	�Das Landesamt für Verfassungsschutz kann personen-
bezogene Daten und sonstige Informationen mit nach-
richtendienstlichen Mitteln erheben, wenn tatsächliche 
Anhaltspunkte dafür vorhanden sind, dass

		�  1. die Maßnahme im Einzelfall zur Aufklärung geboten ist 
und auf diese Weise Erkenntnisse über Bestrebungen 
oder Tätigkeiten nach § 3 Absatz 2 oder die zur 
Erforschung solcher Erkenntnisse erforderlichen 
Quellen gewonnen werden können oder

	�	�  2. dies im Einzelfall zur Abschirmung der Mitarbeiter-
innen und Mitarbeiter, Einrichtungen, Gegenstände 
und Quellen des Landesamtes für Verfassungsschutz 
gegen sicherheitsgefährdende oder geheimdienstliche 
Tätigkeiten erforderlich ist.

	� (3) Die Erhebung nach Absatz 2 ist unzulässig, wenn die 
Erforschung des Sachverhalts auf andere, die betroffene 
Person weniger beeinträchtigende Weise möglich ist; eine 
geringere Beeinträchtigung ist in der Regel anzunehmen, 
wenn die Informationen durch Auskunft nach § 17 Absatz 3 
gewonnen werden können. Die Anwendung des nach-
richtendienstlichen Mittels darf nicht erkennbar außer Ver- 
hältnis zur Bedeutung des aufzuklärenden Sachverhalts 
stehen. Die Maßnahme ist unverzüglich zu beenden, wenn 
ihr Zweck erreicht ist oder sich tatsächliche Anhalts-
punkte dafür ergeben, dass er oder die zu erwartenden 
Erkenntnisse eine Fortsetzung, auch unter Berück-
sichtigung der vorausgegangenen Dauer, nicht recht-
fertigen.

	� (4) Ein nachrichtendienstliches Mittel darf sich gezielt 
nur gegen eine bestimmte Person richten, wenn die Maß- 
nahme aufgrund tatsächlicher Anhaltspunkte im Einzel-
fall zur Aufklärung geboten ist und aufgrund tatsächlicher 
Anhaltspunkte anzunehmen ist, dass sie
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	�	�  1. an der Bestrebung oder Tätigkeit nach § 3 Absatz 2 
beteiligt ist oder

		��  2. mit einer Person nach Nummer 1 in Kontakt steht 
und 

	�	  a) �von der Bestrebung oder Tätigkeit Kenntnis hat oder 
		�  b) �die Person nach Nummer 1 sich ihrer zur Förderung 

der Bestrebung oder Tätigkeit bedient 
	� und eine Maßnahme gegen die Person nach Nummer 1 

alleine nicht zur Erforschung des Sachverhalts ausreicht.
(5)	�Die Befugnisse des Landesamtes für Verfassungsschutz 

nach dem Artikel 10-Gesetz (G 10) vom 26. Juni 2001 
(BGBl. I S. 1254, 2298; 2017 I S. 154), das zuletzt durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 413, S. 9) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung, einschließlich des verdeckten Zugriffs 
auf informationstechnische Systeme, bleiben unberührt.

§ 7		� Schutz des Kernbereichs privater Lebensgestaltung 
und der Berufsgeheimnisträgerinnen und -träger 

(1)	� Die Anwendung nachrichtendienstlicher Mittel ist 
unzulässig, soweit aufgrund tatsächlicher Anhaltspunkte 
anzunehmen ist, dass durch sie allein Erkenntnisse 
gewonnen werden würden

		�  1. aus dem Kernbereich privater Lebensgestaltung 
oder

	�	�  2. bei einer Rechtsanwältin, einem Rechtsanwalt, 
einem Kammerrechtsbeistand, einer der in § 53 
Absatz 1 Satz 1 Nummern 1, 2 oder 4 der Strafprozeß-
ordnung (StPO) in der Fassung vom 7. April 1987 
(BGBl. I S. 1074, 1319), die zuletzt durch Artikel 2 
Absatz 1 des Gesetzes vom 17. Juli 2025 (BGBl. 2025 
I Nr. 163) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung, genannten Berufsgeheimnisträgerinnen 
oder Berufsgeheimnisträger oder einer diesen nach 
§ 53a Absatz 1 Satz 1 StPO gleichstehenden Person, 
über die die Berufsgeheimnisträgerin oder der Be- 
rufsgeheimnisträger das Zeugnis verweigern dürfte.

	� Erfolgen Maßnahmen bei einer oder einem der im Übrigen 
in § 53 Absatz 1 Satz 1 Nummern 3 bis 3b oder 5 StPO 
genannten Berufsgeheimnisträgerin oder Berufsgeheim-
nisträger oder einer nach § 53a Absatz 1 Satz 1 StPO 
gleichstehenden Person, sind das öffentliche Interesse 
an den von der Berufsgeheimnisträgerin oder dem Berufs- 
geheimnisträger wahrgenommenen Aufgaben und das 
Interesse an der Geheimhaltung der dieser oder diesem 
anvertrauten oder bekannt gewordenen Tatsachen 
besonders zu berücksichtigen. Satz 1 Nummer 2 und 
Satz 2 gelten nicht bei Maßnahmen zur Aufklärung von 
eigenen Bestrebungen oder Tätigkeiten der genannten 
zeugnisverweigerungsberechtigten Personen.

(2)	�Bei der Planung von Einsatzumständen sollen Situationen 
vermieden werden, bei denen voraussichtlich Informationen 
zum Kernbereich privater Lebensgestaltung anfallen. Bei 
einem gegen eine Person gerichteten Einsatz ist es unzu- 
lässig, den Kernbereich privater Lebensgestaltung zum 
Ziel staatlicher Ermittlungen zu machen. Insbesondere 
dürfen zum Aufbau oder zum Erhalt eines Vertrauens-
verhältnisses keine intimen Beziehungen oder vergleich-
bar engste persönliche Bindungen begründet oder fort- 
geführt werden. 

(3)	�Erfolgt während der Anwendung nachrichtendienstlicher 
Mittel eine unmittelbare Kenntnisnahme und treten die 
Voraussetzungen des Absatzes 1 oder 2 ein, ist die Maß- 
nahme unverzüglich zu unterbrechen. Dies gilt nicht, 
sofern mit der Unterbrechung der Maßnahme eine Gefähr- 
dung von Leib oder Leben einer eingesetzten Person, 
ihres weiteren Einsatzes oder ihrer künftigen Verwendung 
verbunden wäre und solange anzunehmen ist, dass diese 
Voraussetzungen vorliegen. Nach einer Unterbrechung 
darf die Datenerhebung und -aufzeichnung nur fort-
gesetzt werden, wenn aufgrund geänderter Umstände 
davon ausgegangen werden kann, dass die Gründe, die zu 
der Unterbrechung geführt haben, nicht mehr vorliegen. 

(4)	�Bestehen Zweifel, ob oder wie lange die Voraussetzungen 
des Absatzes 1 oder 2 vorliegen, darf die Maßnahme aus- 
schließlich als automatische Aufzeichnung fortgeführt 
werden. Diese Aufzeichnung ist unverzüglich dem nach 
§ 12 Absatz 7, § 13 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 sowie § 14 
Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 zuständigen Gericht vorzu-
legen. Dieses entscheidet unverzüglich über die Verwend-
barkeit oder Löschung der Daten. Erfasste Daten nach 
den Absätzen 1 und 2 dürfen nicht weiterverwendet 
werden und sind unverzüglich zu löschen. Die Tatsache 
der Erfassung der Daten und die Löschung sind zu doku- 
mentieren. Außerdem ist die Tatsache der Unterbrechung 
nach Absatz 3 Satz 1, der Fortsetzung nach einer Unter- 
brechung sowie gegebenenfalls des Absehens von einer 
Unterbrechung nach Absatz 3 Satz 2 zu dokumentieren. 
Die Dokumentation darf ausschließlich für Zwecke der 
Datenschutzkontrolle verwendet werden.

(5) �Bei Gefahr im Verzug können Aufzeichnungen nach 
Absatz 4 Satz 1 unter Aufsicht einer oder eines Be-
diensteten, die oder der die Befähigung zum Richteramt 
hat, gesichtet werden. Die oder der Bedienstete ent-
scheidet im Benehmen mit der oder dem behördlichen 
Datenschutzbeauftragten des Landesamtes für Ver-
fassungsschutz vorläufig über eine Verwendung der 
Erkenntnisse. Die Entscheidung des zuständigen Gerichts 
nach Absatz 4 Sätze 2 und 3 ist unverzüglich nachzu-
holen. 

§ 8		 Mitteilung an betroffene Personen

(1)	� Die Anwendung nachrichtendienstlicher Mittel teilt das 
Landesamt für Verfassungsschutz nach Beendigung der 
betroffenen Person mit, soweit dies in den §§ 9 bis 14 
bestimmt ist. Wurden personenbezogene Daten, die durch 
die Maßnahme gewonnen wurden, an eine andere Stelle 
übermittelt, erfolgt die Mitteilung im Benehmen mit der 
empfangenden Stelle. Die Vorschriften über die Benach-
richtigung nach dem Artikel 10-Gesetz bleiben unberührt.

(2)	�Die Mitteilung unterbleibt, wenn
	�	�  1. überwiegende schutzwürdige Interessen einer 

anderen betroffenen Person entgegenstehen,
		��  2. die Betroffenheit einer Person, gegen die sich die 

Maßnahme nicht gerichtet hat, unerheblich ist und 
anzunehmen ist, dass kein Interesse an einer Mitteilung 
besteht oder

		�  3. unter Berücksichtigung der Eingriffsintensität der 
Maßnahme und der aus ihr folgenden Beeinträch-
tigungen die Identität oder der Aufenthaltsort der 

betroffenen Person nur mit unverhältnismäßigem 
Aufwand zu ermitteln ist.

(3)	�Die Mitteilung ist zurückzustellen, solange eine Ge- 
fährdung zu besorgen ist für

	�	  1. den Zweck der Maßnahme,
	�	  2. ein Verfassungsschutzgut nach § 3 Absatz 1 oder
	�	�  3. Leib, Leben, Gesundheit, Freiheit oder sexuelle 

Selbstbestimmung oder Sachen von bedeutendem 
Wert, deren Erhaltung im öffentlichen Interesse 
geboten ist.

	� Die Mitteilung unterbleibt, wenn nach Beendigung der 
Maßnahme festgestellt wird, dass die Voraussetzungen 
für die Mitteilung nicht vorliegen und mit an Sicherheit 
grenzender Wahrscheinlichkeit auch in Zukunft nicht 
eintreten werden, eine weitere Verwendung der Daten 
gegen die betroffene Person ausgeschlossen ist und die 
Voraussetzung für eine Löschung der Daten sowohl bei 
der erhebenden Stelle als auch bei der empfangenden 
Stelle vorliegen. 

(4)	�Über das Unterbleiben einer Mitteilung nach den Ab- 
sätzen 2 und 3 Satz 2 sowie über die Dauer einer Zurück- 
stellung nach Absatz 3 Satz 1 über ein Jahr nach Beendi- 
gung der Maßnahme hinaus wird nach dem gleichen 
Verfahren entschieden, das für die Anordnung der Maß- 
nahme galt.

§ 9		� Auskunftsersuchen bei Kreditinstituten,  
Luftfahrtunternehmen, Anbietern von Post-  
und Telekommunikationsdiensten sowie  
digitalen Diensten 

(1)	� Das Landesamt für Verfassungsschutz darf unter den 
Voraussetzungen des § 6 Absätze 2 bis 4 unentgeltlich 
Auskünfte zu

	�	�  1. Konten, Konteninhaberinnen und -inhabern und 
sonstigen Berechtigten sowie weiteren am Zahlungs- 
verkehr Beteiligten und zu Geldbewegungen und 
Geldanlagen bei Kreditinstituten, Finanzdienst-
leistungsinstituten und Finanzunternehmen,

	�	�  2. Namen, Anschriften und zur Inanspruchnahme 
von Transportleistungen und sonstigen Umständen 
des Luftverkehrs bei Luftfahrtunternehmen sowie 
Betreiben-den von Computerreservierungssystemen 
und Globalen Distributionssystemen für Flüge einholen, 
wenn im Einzelfall tatsächliche Anhaltspunkte 
vorliegen, die es möglich erscheinen lassen, dass 
Verfassungsschutzgüter konkret bedroht sind und 
dass das gegen sie gerichtete Handeln erfolgreich 
sein kann.

(2)	�Das Landesamt für Verfassungsschutz darf unter den 
Voraussetzungen des § 6 Absätze 2 bis 4 und des § 3 
Absatz 1 G 10, in der am 3. Dezember 2025 geltenden 
Fassung, bei Personen und Unternehmen, die geschäfts-
mäßig Postdienstleistungen erbringen sowie bei den-
jenigen, die an der Erbringung dieser Dienstleistungen 
mitwirken, unentgeltlich Auskünfte zu Namen, Anschriften, 
Postfächern und sonstigen Umständen des Postverkehrs 
einholen.

(3)	�Das Landesamt für Verfassungsschutz darf unter den 
Voraussetzungen des § 6 Absätze 2 bis 4 bei denjenigen, 

die geschäftsmäßig Telekommunikationsdienste und 
digitale Dienste anbieten, erbringen oder daran mitwirken, 
Auskünfte über die nach § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 
bis 5 des Telekommunikation-Digitale-Dienste-Daten-
schutz-Gesetzes (TDDDG) vom 23. Juni 2021 (BGBl. I S. 
1982; 2022 I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 44 des 
Gesetzes vom 12. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 234, S. 19) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, 
erhobenen Daten (Verkehrsdaten) oder die nach § 2 
Absatz 2 Nummer 2 TDDDG erhobenen Daten (Nutzungs-
daten) einholen. Die Auskunft kann auch in Bezug auf 
zukünftige Telekommunikation und zukünftige Nutzung 
von digitalen Diensten verlangt werden. 

(4)	�Das Landesamt für Verfassungsschutz darf unter den 
Voraussetzungen des § 6 Absätze 2 bis 4 und des § 3 
Absatz 1 G 10, in der am 3. Dezember 2025 geltenden 
Fassung, bei denjenigen, die geschäftsmäßig Telekommu-
nikationsdienste anbieten, erbringen oder daran mit- 
wirken, Auskünfte über Verkehrsdaten ohne Kenntnis der 
Rufnummer oder einer anderen Kennung des zu über-
wachenden Anschlusses oder des Endgerätes einholen, 
sofern andernfalls die Erreichung des Zwecks der Maß- 
nahme aussichtslos oder wesentlich erschwert wäre. 
Die Verarbeitung der durch Maßnahmen nach Satz 1 
erhobenen Daten erfolgt nach § 4 G 10. 

(5)	�Zur Auskunft nach den Absätzen 1 bis 4 sind Unternehmen 
verpflichtet, die in Deutschland

		�  1. eine Niederlassung haben oder
		�  2. den Dienst erbringen oder daran mitwirken.
(6)	�Auskünfte nach den Absätzen 1 bis 4 dürfen nur auf Antrag 

eingeholt werden. Der Antrag ist durch die Behörden-
leitung des Landesamtes für Verfassungsschutz oder ihre 
Vertretung schriftlich zu stellen und zu begründen. Über 
den Antrag entscheidet das Innenministerium. Bei Maß- 
nahmen nach Absatz 4 genügt in der Anordnung des 
Innenministeriums eine räumlich und zeitlich hinreichende 
Bezeichnung der Telekommunikation.

(7)	�Das Innenministerium unterrichtet die Kommission nach 
§ 2 Absatz 2 des Ausführungsgesetzes zum Artikel 
10-Gesetz (AG G10) vom 13. Mai 1969 (GBl. S. 79), das 
zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18. Dezember 
2018 (GBl. S. 1552, 1556) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung, über die beschiedenen Anträge vor 
deren Vollzug. Bei Gefahr in Verzug kann das Innenminis-
terium den Vollzug der Entscheidung auch bereits vor der 
Unterrichtung der Kommission anordnen; in diesem Fall 
ist die Kommission unverzüglich zu unterrichten. Die 
Kommission prüft von Amts wegen oder aufgrund von 
Beschwerden die Zulässigkeit und Notwendigkeit der 
Einholung von Auskünften nach den Absätzen 1 bis 4. 
§ 15 Absatz 5 G 10 ist mit der Maßgabe entsprechend 
anzuwenden, dass die Kontrollbefugnis der Kommission 
sich auf die gesamte Verarbeitung der nach den Absätzen 
1 bis 4 erlangten Informationen und personenbezogenen 
Daten erstreckt. Entscheidungen über Auskünfte, die die 
Kommission für unzulässig oder nicht notwendig erklärt, 
hat das Innenministerium unverzüglich aufzuheben. Die 
Maßnahme ist der betroffenen Person in den Absätzen 
2 bis 4 unter den Voraussetzungen des § 12 G 10 mitzu-
teilen, im Übrigen gilt § 8.
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(8)	�Die in den Absätzen 1 bis 4 genannten Stellen haben die 
zur Auskunftserteilung erforderlichen Daten unverzüglich, 
vollständig und richtig zu übermitteln. 

(9)	�Das Auskunftsersuchen und die übermittelten Daten 
dürfen der betroffenen Person oder dritten Personen von 
der auskunftgebenden Stelle nicht mitgeteilt werden. 
Der auskunftgebenden Stelle ist es verboten, allein auf- 
grund einer Maßnahme nach den Absätzen 1 bis 4 ein- 
seitige Handlungen vorzunehmen, die für die betroffene 
Person nachteilig sind und die über die Erteilung der 
Auskunft hinausgehen, insbesondere bestehende Verträge 
oder Geschäftsverbindungen zu beenden, ihren Umfang 
zu beschränken oder ein Entgelt zu erheben oder zu 
erhöhen. Die Anordnung ist mit dem ausdrücklichen 
Hinweis auf dieses Verbot und darauf zu verbinden, 
dass das Auskunftsersuchen nicht die Aussage be-
inhaltet, dass sich die betroffene Person rechtswidrig 
verhalten habe oder ein darauf gerichteter Verdacht 
bestehen müsse.

(10)	�Das Landesamt für Verfassungsschutz hat für ihm 
erteilte Auskünfte nach den Absätzen 3 und 4 eine 
Entschädigung zu gewähren, deren Umfang sich nach 
§ 23 und Anlage 3 des Justizvergütungs- und -entschädi- 
gungsgesetzes (JVEG) vom 5. Mai 2004 (BGBl. I S. 718, 
776), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 7. April 
2025 (BGBl. 2025 I Nr. 109, S. 20) geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fassung, bemisst; die Vorschriften 
über die Verjährung in § 2 Absätze 1 und 3 JVEG finden 
entsprechend Anwendung.

§ 10	� Auskunftsersuchen zu Bestandsdaten bei  
Anbietern von Telekommunikationsdiensten und 
digitalen Diensten und zu Kontostammdaten

(1)	� Das Landesamt für Verfassungsschutz darf unter den 
Voraussetzungen des § 6 Absätze 2 bis 4 von der- oder 
demjenigen, die oder der geschäftsmäßig Telekommu-
nikationsdienste, digitale Dienste oder beides erbringt 
oder daran mitwirkt, Auskunft über die nach § 3 Nummer 6 
und § 172 des Telekommunikationsgesetzes vom 23. Juni 
2021 (BGBl. I S. 1858), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 24. Juli 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 181) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, sowie nach 
§ 2 Absatz 2 Nummer 2 TDDDG erhobenen Daten 
(Bestandsdaten) verlangen. Bezieht sich das Auskunfts- 
verlangen nach Satz 1 auf Daten, mittels derer der Zugriff 
auf Endgeräte oder Speichereinrichtungen, die in diesen 
Endgeräten oder hiervon räumlich getrennt eingesetzt 
werden, geschützt wird, darf die Auskunft nur verlangt 
werden, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen für die 
Nutzung der Daten vorliegen.

(2)	�Die Auskunft nach Absatz 1 darf auch anhand einer zu 
einem bestimmten Zeitpunkt zugewiesenen Internet-
protokoll-Adresse sowie weiterer zur Individualisierung 
erforderlicher technischer Daten verlangt werden.

(3)	�Das Landesamt für Verfassungsschutz darf unter den 
Voraussetzungen des § 6 Absätze 2 bis 4 beim Bundes-
zentralamt für Steuern Auskünfte über die in § 93b 
Absatz 1 der Abgabenordnung in der Fassung vom 23. 
Januar 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 24), in der jeweils geltenden 
Fassung, bezeichneten Daten einholen.

(4)	�Die Rechtsgrundlage und die tatsächlichen Anhalts-
punkte, die das Auskunftsersuchen nach Absatz 1 Satz 2 
und Absatz 2 veranlassen, sind aktenkundig zu machen.

(5)	�Zur Auskunft nach den Absätzen 1 und 3 sind Unter-
nehmen verpflichtet, die in Deutschland 

		  1. eine Niederlassung haben oder 
		  2. den Dienst erbringen oder daran mitwirken.
(6)	�Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 sind der 

betroffenen Person unter den Voraussetzungen des § 8 
mitzuteilen.

(7)	�Aufgrund eines Auskunftsverlangens nach Absatz 1 oder 
2 hat die- oder derjenige, die oder der geschäftsmäßig 
Telekommunikationsdienste, digitale Dienste oder beides 
erbringt oder daran mitwirkt, die zur Auskunftserteilung 
erforderlichen Daten unverzüglich, vollständig und richtig 
zu übermitteln.

(8)	�Das Landesamt für Verfassungsschutz hat für ihm erteilte 
Auskünfte nach den Absätzen 1 und 2 eine Entschädigung 
zu gewähren, deren Umfang sich nach § 23 und Anlage 
3 JVEG bemisst; die Vorschriften über die Verjährung in 
§ 2 Absätze 1 und 3 JVEG finden entsprechend Anwendung.

§ 11		  Ortung von Mobilfunkendgeräten

(1)	� Das Landesamt für Verfassungsschutz darf unter den 
Voraussetzungen des § 6 Absätze 2 bis 4 technische 
Mittel zur punktuellen Ermittlung des Standorts eines 
aktiv geschalteten Mobilfunkendgeräts oder zur 
Ermittlung der Geräte- oder Kartennummer einsetzen. 
Eine Maßnahme nach Satz 1, die die Erstellung eines 
Bewegungsprofils ermöglicht, ist nur nach § 13 Absatz 2 
Satz 2 Nummer 2 Buchstabe b oder Satz 3 zulässig.

(2)	�Über die Durchführung der Maßnahme entscheidet die 
Behördenleitung des Landesamtes für Verfassungsschutz 
oder ihre Vertretung.

§ 12		�  Verdeckter Einsatz technischer Mittel zur 
Wohnraumüberwachung

(1)	� Das Landesamt für Verfassungsschutz darf zur Abwehr 
einer dringenden Gefahr für 

		  1. ein Verfassungsschutzgut nach § 3 Absatz 1, 
	�	�  2. Leib, Leben, Gesundheit, Freiheit oder sexuelle 

Selbstbestimmung oder
	�	�  3. Sachen von bedeutendem Wert, deren Erhaltung 

im besonderen öffentlichen Interesse geboten ist,
	� bei der Erhebung personenbezogener Daten im Schutz-

bereich von Artikel 13 des Grundgesetzes verdeckt 
technische Mittel einsetzen, um das nichtöffentlich 
gesprochene Wort abzuhören und aufzuzeichnen sowie 
Lichtbilder und Bildaufzeichnungen herzustellen. Zur 
Vorbereitung und Durchführung der Maßnahme darf die 
Wohnung auch ohne Wissen der Inhaberin oder des 
Inhabers und der Bewohnerinnen und Bewohner betreten 
werden, wenn dies ausdrücklich angeordnet wurde. Die 
Maßnahme ist nur zulässig, wenn die Erforschung des 
Sachverhalts auf andere Weise aussichtlos oder wesent-
lich erschwert wäre und geeignete polizeiliche Hilfe für 
das betroffene Rechtsgut nicht rechtzeitig erlangt werden 
kann.

(2)	�Die Maßnahme ist nach § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 un- 
zulässig, wenn in Privaträumen Gespräche mit Personen 
des besonderen persönlichen Vertrauens geführt werden. 
Dies gilt nicht, wenn tatsächliche Anhaltspunkte die An- 
nahme rechtfertigen, dass

	�	�  1. den Gesprächen insgesamt ein höchstvertraulicher 
Charakter fehlen wird oder

	�	�  2. die Gespräche unmittelbar die Besprechung 
oder Planung von Straftaten, die sich gegen die in 
Absatz 1 genannten Rechtsgüter richten, zum 
Gegenstand haben werden. 

(3)	�Die Maßnahme darf sich abweichend von § 6 Absatz 4 
nur gegen eine Person richten, von der aufgrund tatsäch-
licher Anhaltspunkte anzunehmen ist, dass sie für die 
Gefahr im Sinne des Absatzes 1 verantwortlich ist (Ziel-
person), und nur in deren Wohnung durchgeführt werden. 
Die Maßnahme darf sich nicht unmittelbar gegen dritte 
Personen richten. In der Wohnung einer anderen Person 
ist die Maßnahme zulässig, wenn tatsächliche Anhalts-
punkte vorliegen, dass 

		�  1. die Zielperson sich dort zur Zeit der Maßnahme 
aufhält, 

		�  2. sich dort für die Erforschung des Sachverhalts 
relevante Informationen ergeben werden und 

	�	�  3. eine Maßnahme in der Räumlichkeit der Zielperson 
allein nicht zur Erforschung des Sachverhalts aus-
reicht. 

(4)	�Personenbezogene Daten aus Maßnahmen nach Absatz 1 
dürfen nur zur Abwehr einer dringenden Gefahr im Sinne 
des Absatzes 1 weiterverarbeitet werden. 

(5)	�Personenbezogene Daten aus Maßnahmen nach Absatz 1, 
die durch Herstellung von Lichtbildern oder Bildauf-
zeichnungen erlangt wurden, dürfen nicht zu Strafver-
folgungszwecken weiterverarbeitet werden. 

(6)	�Maßnahmen nach Absatz 1 Sätze 1 und 2 bedürfen einer 
richterlichen Anordnung. Die Anordnung ist auf höchstens 
einen Monat zu befristen. Verlängerungen um jeweils 
nicht mehr als einen weiteren Monat sind zulässig, soweit 
die Voraussetzungen der Anordnung fortbestehen. Einer 
Anordnung durch das Gericht bedarf es nicht, wenn 
technische Mittel ausschließlich zum Schutz der bei einem 
Einsatz in Wohnungen tätigen Personen vorgesehen sind; 
die Maßnahme ist in diesem Fall durch die Behörden-
leitung des Landesamtes für Verfassungsschutz oder ihre 
Vertretung anzuordnen. Eine anderweitige Verwertung 
der hierbei erlangten Erkenntnisse zum Zweck der Gefah- 
renabwehr ist nur zulässig, wenn zuvor die Rechtmäßig-
keit der Maßnahme durch das Gericht festgestellt worden 
ist; bei Gefahr im Verzug ist die richterliche Entscheidung 
unverzüglich nachzuholen. Die Maßnahme ist der be- 
troffenen Person unter den Voraussetzungen des § 8 
mitzuteilen.

(7)	�In Fällen des § 7 Absatz 3 Satz 1 sind sämtliche erlangten 
Daten unverzüglich dem für die Anordnung zuständigen 
Gericht vorzulegen. Dieses entscheidet unverzüglich, ob 
die Maßnahme der Anordnung entsprechend durch-
geführt wurde. Wurden Daten aus dem Kernbereich privater 
Lebensgestaltung erfasst, nimmt das Gericht unverzüglich 
deren Löschung vor. § 7 Absatz 4 Satz 5 gilt entsprechend.

§ 13		�  Observation und Einsatz technischer 
Observationsmittel 

(1)	� Das Landesamt für Verfassungsschutz darf unter den 
Voraussetzungen des § 6 Absätze 2 bis 4 außerhalb des 
Schutzbereiches des Artikels 13 des Grundgesetzes 
Personen verdeckt mit oder ohne Inanspruchnahme 
technischer Mittel planmäßig observieren, insbesondere 
das nichtöffentlich gesprochene Wort mithören, abhören 
und aufzeichnen sowie Bildaufnahmen und Bildaufzeich-
nungen anfertigen. 

(2)	�Eine Durchführung der Maßnahme nach Absatz 1 darf 
auch länger als 48 Stunden oder an mehr als drei Tagen 
innerhalb einer Woche erfolgen (langfristige Observation). 
Eine langfristige Observation

		  1. an nicht öffentlich zugänglichen Orten oder
		  2. unter verdecktem Einsatz technischer Mittel, 
	�	  a) �um Lichtbilderfolgen, Ton- oder Bildaufzeichnungen 

in der Öffentlichkeit herzustellen oder 
		�  b) �die die Erstellung eines Bewegungsprofils ermög-

lichen,
	� ist nur zur Aufklärung einer erheblich beobachtungs-

bedürftigen Bestrebung oder Tätigkeit zulässig. Eine 
Durchführung der Maßnahme

		�  1. durchgehend länger als eine Woche oder an mehr 
als 14 Tagen innerhalb eines Monats und wenn diese 
gegen eine bestimmte Person gerichtet ist oder

		�  2. unter Einsatz technischer Mittel außerhalb der 
Öffentlichkeit 

	� ist nur zur Aufklärung einer gesteigert beobachtungs-
bedürftigen Bestrebung oder Tätigkeit zulässig. 

(3)	�Über die Durchführung der Maßnahme entscheidet in 
den Fällen 

		�  1. der Absätze 1 und 2 Satz 1 die Behördenleitung 
des Landesamtes für Verfassungsschutz oder ihre 
Vertretung 

		�  2. des Absatzes 2 Sätze 2 und 3 das Gericht. 
	� Bei Gefahr in Verzug kann abweichend von Satz 1 Nummer 2 

die Behördenleitung des Landesamtes für Verfassungs-
schutz oder ihre Vertretung die Anordnung treffen; die 
Entscheidung nach Satz 1 ist unverzüglich nachzuholen. 
In den Fällen des Absatzes 2 Sätze 2 und 3 ist die Anord- 
nung auf höchstens drei Monate zu befristen. Verlänger-
ungen um jeweils nicht mehr als drei weitere Monate sind 
auf Antrag zulässig, soweit die Voraussetzungen der 
Anordnung fortbestehen. In den Fällen des Absatzes 2 
Satz 3 ist die Maßnahme der betroffenen Person unter 
den Voraussetzungen des § 8 mitzuteilen.

(4)	�Zur Durchführung der Maßnahme nach den Absätzen 1 
und 2 kann das Landesamt für Verfassungsschutz den 
privaten Betreibenden einer Videoüberwachung ver-
pflichten, die Videoüberwachung von Örtlichkeiten nach 
§ 4 Absatz 1 Satz 2 des Bundesdatenschutzgesetzes 
(BDSG) vom 30. Juni 2017 (BGBl. I S. 2097), das zuletzt 
durch Artikel 7 des Gesetzes vom 6. Mai 2024 (BGBl. 
2024 I Nr. 149, S. 21) geändert worden ist, in der am 3. De- 
zember 2025 geltenden Fassung, auszuleiten und Auf- 
zeichnungen zu übermitteln. Werden Tatsachen im Nach- 
hinein bekannt, die eine Maßnahme nach den Absätzen 1 
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und 2 gerechtfertigt hätten, so kann die Übermittlung von 
Aufzeichnungen nach den Voraussetzungen der Absätze 1 
bis 3 entsprechend auch für die Vergangenheit an-
geordnet werden. Absatz 3 Satz 5 gilt entsprechend.

§ 14		�  Einsatz von Vertrauenspersonen und Verdeckt 
arbeitenden Bediensteten

(1)	� Das Landesamt für Verfassungsschutz darf unter den 
Voraussetzungen des § 6 Absätze 2 bis 4

		�  1. Privatpersonen, deren planmäßige, dauerhafte 
Zusammenarbeit mit ihm dritten Personen nicht 
bekannt ist (Vertrauenspersonen) und

		�  2. eigene Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unter 
einer ihnen verliehenen und auf Dauer angelegten 
Legende (Verdeckt arbeitende Bedienstete)

	� einsetzen. Der Anordnung darf in den Fällen der Nummer 1 
eine Anwerbungszeit von neun Monaten vorausgehen, 
die der vorherigen Anordnung der Behördenleitung des 
Landesamtes für Verfassungsschutz oder ihrer Ver-
tretung bedarf. Eine einmalige Verlängerung um weitere 
neun Monate ist mit Zustimmung der Behördenleitung 
oder ihrer Vertretung zulässig, wenn die Eignung der 
Person noch nicht hinreichend beurteilt werden kann.

(2)	�Eine Maßnahme, die 
		  1. über sechs Monate hinaus,
		  2. gezielt gegen eine bestimmte Person oder
	�	�  3. gezielt in zu privaten Wohnzwecken genutzten 

Räumlichkeiten 
	� durchgeführt werden soll, ist nur zur Aufklärung einer 

erheblich beobachtungsbedürftigen Bestrebung oder 
Tätigkeit zulässig. Eine Maßnahme im Sinne des Satzes 
1 Nummer 2, bei der unter Berücksichtigung ihrer voraus-
sichtlichen Dauer und der Umstände der Durchführung 
zu erwarten ist, dass der Kernbereich privater Lebens-
gestaltung in besonderem Maße betroffen wird, ist nur 
zur Aufklärung einer gesteigert beobachtungsbedürftigen 
Bestrebung oder Tätigkeit zulässig. Vertrauenspersonen 
und Verdeckt arbeitende Bedienstete dürfen eine 
Wohnung im Schutzbereich von Artikel 13 des Grund-
gesetzes mit dem Einverständnis der berechtigten 
Person betreten. Das Einverständnis darf durch Ver-
deckt arbeitende Bedienstete nicht durch ein über die 
Nutzung ihrer Legende hinausgehendes Vortäuschen 
eines Zutrittsrechts herbeigeführt werden.

(3)	�Über die Durchführung der Maßnahme entscheidet in 
den Fällen des 

	�	�  1. Absatzes 1 die Behördenleitung des Landesamtes 
für Verfassungsschutz oder ihre Vertretung 

	�	�  2. Absatzes 2 das Gericht, das in längstens jährlichem 
Abstand prüft, ob die Fortsetzung der Maßnahme 
unter Berücksichtigung ihrer Gesamtdauer und der in 
dieser Zeit erlangten Informationen gerechtfertigt ist. 

	� Angaben zur Identität der eingesetzten Person sind 
geheim zu halten. In den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 
Nummer 2 ist die Maßnahme der Zielperson, in den Fällen 
des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 3 der Wohnungsinhaberin 
oder dem Wohnungsinhaber nach § 8 mitzuteilen, sobald 
eine Gefährdung von Leib und Leben der eingesetzten 
Person, ihres weiteren Einsatzes oder ihrer künftigen 
Verwendung nicht mehr zu besorgen ist.

(4)	�Als Vertrauenspersonen dürfen Personen nicht ange-
worben und eingesetzt werden, die

	�	�  1. nicht voll geschäftsfähig, insbesondere minderjährig 
sind,

		�  2. von den Geld- oder Sachzuwendungen für die 
Tätigkeit auf Dauer als alleinige Lebensgrundlage 
abhängen würden,

		  3. an einem Aussteigerprogramm teilnehmen,
	�	�  4. Mitglied des Europäischen Parlaments, des 

Deutschen Bundestages, eines Landesparlaments 
oder Mitarbeiterin oder Mitarbeiter eines solchen 
Mitglieds sind oder

	�	�  5. im Bundeszentralregister mit einer Verurteilung 
wegen eines Verbrechens oder zu einer Freiheits-
strafe, deren Vollstreckung nicht zur Bewährung 
ausgesetzt worden ist, eingetragen sind.

	� Die Behördenleitung des Landesamtes für Verfassungs-
schutz oder ihre Vertretung kann eine Ausnahme von 
Nummer 5 zulassen, wenn die Verurteilung nicht als 
Täterin oder Täter eines Totschlags (§§ 212, 213 des Straf- 
gesetzbuches) oder einer allein mit lebenslanger Haft 
bedrohten Straftat erfolgt ist und der Einsatz zur Auf-
klärung von Bestrebungen, die auf die Begehung von in 
§ 3 Absatz 1 G 10, in der am 3. Dezember 2025 geltenden 
Fassung, bezeichneten Straftaten gerichtet sind, unerläss-
lich ist. Im Falle einer Ausnahme nach Satz 2 ist der Einsatz 
nach höchstens sechs Monaten zu beenden, wenn er 
zur Erforschung der in Satz 3 genannten Bestrebungen 
nicht zureichend gewichtig beigetragen hat. Auch im 
Weiteren ist die Qualität der gelieferten Informationen 
fortlaufend zu bewerten.

(5)	�Vertrauenspersonen und Verdeckt arbeitende Bedienstete 
dürfen weder zur Gründung von Bestrebungen nach § 3 
Absatz 2 Nummern 1, 3 oder 4 noch zur steuernden Ein- 
flussnahme auf derartige Bestrebungen eingesetzt werden. 
Sie dürfen in solchen Personenzusammenschlüssen oder 
für solche Personenzusammenschlüsse, einschließlich 
strafbarer Vereinigungen, tätig werden, um deren Be- 
strebungen aufzuklären. Im Übrigen ist im Einsatz eine 
Beteiligung an Bestrebungen zulässig, wenn die Be- 
teiligung 

		  1. nicht in Individualrechte eingreift,
	�	�  2. von den an den Bestrebungen Beteiligten derart 

erwartet wird, dass sie zur Gewinnung und Sicherung 
der Informationszugänge unumgänglich ist, und

	�	�  3. nicht außer Verhältnis zur Bedeutung des aufzu- 
klärenden Sachverhalts steht.

	� Sofern zureichende tatsächliche Anhaltspunkte dafür 
bestehen, dass Vertrauenspersonen oder Verdeckt 
arbeitende Bedienstete rechtswidrig einen Straftatbe-
stand von erheblicher Bedeutung verwirklicht haben, 
soll der Einsatz unverzüglich beendet werden. Über Aus- 
nahmen von Satz 4 entscheidet die Behördenleitung des 
Landesamtes für Verfassungsschutz oder ihre Vertretung.

(6)	�Im Falle eines Absehens von einer Unterbrechung nach 
§ 7 Absatz 3 Satz 2 sind die Vertrauenspersonen, die Ver- 
trauenspersonen-Führerin oder der Vertrauenspersonen-
Führer sowie die Verdeckt arbeitenden Bediensteten dazu 
verpflichtet, vor der Weitergabe der Informationen zur 
Verwertung zu prüfen, ob durch die Informationen oder 
die Art und Weise, in der sie erlangt wurden, Erkenntnisse 

im Sinne des § 7 Absatz 1 oder 2 berührt sind. Daten nach 
§ 7 Absatz 1 oder 2, die in Schrift, Bild, Ton oder auf sonstige 
Weise festgehalten worden sind, dürfen nicht weiterver-
wendet werden und sind unverzüglich zu löschen be- 
ziehungsweise zu vernichten. Die Tatsache der Erfassung 
der Daten sowie die Löschung beziehungsweise die 
Vernichtung des Festgehaltenen sind ausschließlich für 
Zwecke der Datenschutzkontrolle zu dokumentieren. 
Wurde nichts festgehalten, so ist der Umstand, dass die 
Maßnahme in den Kernbereich privater Lebensgestaltung 
vorgedrungen ist, ausschließlich für Zwecke der Daten- 
schutzkontrolle zu dokumentieren.

(7)	�Vor einer Verwendung von Daten in Fällen einer Unter-
brechung, in Fällen des Absehens von einer Unterbrechung 
sowie bei Zweifeln, ob oder wie lange die Voraussetzungen 
nach § 7 Absatz 1 oder 2 vorliegen, sind sämtliche Daten, 
die in Schrift, Bild, Ton oder auf sonstige Weise festgehalten 
worden sind, unverzüglich der oder dem behördlichen 
Datenschutzbeauftragten vorzulegen. Diese oder dieser 
entscheidet unverzüglich über die Verwendbarkeit oder 
Löschung der Daten. Erfasste Daten nach § 7 Absatz 1 
oder 2 dürfen nicht weiterverwendet werden und sind 
durch die oder den behördlichen Datenschutzbeauftragten 
unverzüglich zu löschen. Die Tatsache der Löschung ist 
durch die oder den behördlichen Datenschutzbeauftragten 
ausschließlich für Zwecke der Datenschutzkontrolle zu 
dokumentieren.

(8)	�Für Bedienstete, die verdeckt Informationen in sozialen 
Netzwerken und sonstigen Kommunikationsplattformen 
im Internet erheben, gelten Absatz 5 sowie § 9a Absatz 
3 des Bundesverfassungsschutzgesetzes vom 20. Dezem-
ber 1990 (BGBl. I S. 2954, 2970), das zuletzt durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 25. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 332) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, 
entsprechend, auch wenn sie nicht unter einer auf Dauer 
angelegten Legende tätig werden. 

Teil 3 
Datenverarbeitung und  
Datenübermittlung

§ 15	� Speicherung, Veränderung und Nutzung  
personenbezogener Daten

(1) �Das Landesamt für Verfassungsschutz kann zur Er-
füllung seiner Aufgaben personenbezogene Daten 
speichern, verändern und nutzen, wenn

	�	�  1. tatsächliche Anhaltspunkte für Bestrebungen oder 
Tätigkeiten nach § 3 Absatz 2 vorliegen,

		��  2. dies für die Erforschung und Bewertung von 
Bestrebungen oder Tätigkeiten nach § 3 Absatz 2 
erforderlich ist oder

	�	�  3. das Landesamt für Verfassungsschutz nach § 3 
Absatz 3 tätig wird.

(2)	�Informationen, die nach Absatz 1 gespeicherte Angaben 
belegen, dürfen auch gespeichert werden, wenn in ihnen 
weitere personenbezogene Daten dritter Personen ent- 
halten sind. Eine Abfrage von Daten dritter Personen 
mittels automatisierter Verarbeitung ist unzulässig.

(3)	�Zur Erledigung von Aufgaben nach § 3 Absatz 3 Satz 1 
Nummer 4 dürfen in automatisierten Dateien nur Daten 
solcher Personen erfasst werden, über die bereits Erkennt-
nisse nach § 3 Absatz 2 vorliegen. Bei der Speicherung 
in Dateien muss erkennbar sein, welcher der in § 3 Absätze 
2 und 3 genannten Personengruppen die betroffene 
Person zuzuordnen ist.

(4)	�Die nach Absatz 1 Nummer 3 und Absatz 3 gespeicherten 
personenbezogenen Daten dürfen nur für die dort genannten 
Zwecke sowie für Zwecke verwendet werden, die für die 
Wahrnehmung von Aufgaben nach § 3 Absatz 2 erforderlich 
sind.

(5)	�Das Landesamt für Verfassungsschutz hat die Speich- 
erungsdauer auf das für seine Aufgabenerfüllung erforder- 
liche Maß zu beschränken.

(6)	�Personenbezogene Daten, die ausschließlich zu Zwecken 
der Datenschutzkontrolle, der Datensicherung oder zur 
Sicherstellung eines ordnungsgemäßen Betriebs einer 
Datenverarbeitungsanlage gespeichert werden, dürfen nur 
für diese Zwecke und hiermit in Zusammenhang stehende 
Maßnahmen gegenüber Bediensteten genutzt werden.

(7)	�Akten oder Auszüge aus Akten dürfen auch in elektro-
nischer Form geführt werden. Insoweit kommen die 
Regelungen zu personenbezogenen Daten in Akten in den 
Absätzen 1, 2, 5 und 6, § 5 Absatz 1 Satz 1, § 16 Absatz 1 
Satz 1 und Absatz 2 und § 26 Absätze 1 und 4 zur An- 
wendung. Eine Abfrage personenbezogener Daten nach 
§ 16 Absatz 1 Satz 1 mittels automatisierter Verarbeitung 
ist unzulässig. Der automatisierte Abgleich personen-
bezogener Daten ist unzulässig. Bei jeder Abfrage mittels 
automatisierter Verarbeitung sind für Zwecke der Daten- 
schutzkontrolle der Zeitpunkt, die Angaben, die die 
Feststellung der abgefragten Daten ermöglichen, sowie 
Angaben zur Feststellung der oder des Abfragenden zu 
protokollieren. Die protokollierten Daten dürfen nur für 
Zwecke der Datenschutzkontrolle, der Datensicherung, 
zur Sicherstellung eines ordnungsgemäßen Betriebs der 
Datenverarbeitungsanlage sowie für hiermit in Zusammen- 
hang stehende Maßnahmen gegenüber Bediensteten 
verwendet werden. Die Protokolldaten sind nach Ablauf 
von zwei Jahren zu löschen. Die Löschung dieser Daten 
unterbleibt, soweit die Daten für Maßnahmen gegenüber 
Bediensteten nach Satz 2 von Bedeutung sein können. In 
diesem Fall ist die Verarbeitung der Daten einzuschränken; 
sie dürfen nur für diesen Zweck verwendet werden.

§ 16	� Speicherung, Veränderung und Nutzung 
personenbezogener Daten von Minderjährigen

(1)	� Das Landesamt für Verfassungsschutz darf unter den 
Voraussetzungen des § 15 personenbezogene Daten 
über Minderjährige, die das 14. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben, in zu ihrer Person geführten Akten nur 
speichern, verändern und nutzen, wenn tatsächliche 
Anhaltspunkte dafür bestehen, dass die oder der Minder-
jährige eine der in § 3 Absatz 1 G 10 in der am 3. Dezember 
2025 geltenden Fassung genannten Straftaten plant, 
begeht oder begangen hat. In Dateien ist eine Speicherung 
von Daten Minderjähriger, die das 14. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben, nicht zulässig.
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(2)	�Sind Daten über Minderjährige in Dateien oder in Akten, 
die zu ihrer Person geführt werden, gespeichert, ist nach 
zwei Jahren die Erforderlichkeit der Speicherung zu über- 
prüfen und spätestens nach fünf Jahren die Löschung 
vorzunehmen, es sei denn, dass nach Eintritt der Voll- 
jährigkeit weitere Erkenntnisse nach § 3 Absatz 2 an- 
gefallen sind. Satz 1 gilt nicht, wenn das Landesamt für 
Verfassungsschutz nach § 3 Absatz 3 tätig wird.

§ 17	� Übermittlung personenbezogener Daten  
an das Landesamt für Verfassungsschutz

(1)	� Die Behörden des Landes, die Gemeinden, die Gemeinde-
verbände und die sonstigen der Aufsicht des Landes 
unterstehenden juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts sowie die Gerichte des Landes, die Staatsanwalt-
schaften und, vorbehaltlich der staatsanwaltschaftlichen 
Sachleitungsbefugnis, die Polizeidienststellen übermitteln 
von sich aus dem Landesamt für Verfassungsschutz die 
ihnen bekannt gewordenen personenbezogenen Daten 
und sonstigen Informationen, wenn tatsächliche Anhalts-
punkte dafür bestehen, dass diese Informationen zur 
Wahrnehmung von Aufgaben nach § 3 Absatz 2 erforder-
lich sind.

(2)	�Soweit nicht schon bundesrechtlich geregelt, können 
die zuständigen Stellen in den Fällen des § 3 Absatz 3 
das Landesamt für Verfassungsschutz um Auskunft 
ersuchen, ob Erkenntnisse über die betroffene Person 
oder über eine Person, die in die Überprüfung mit einbe- 
zogen werden darf, vorliegen. Dabei dürfen die erforder-
lichen personenbezogenen Daten und sonstigen Informa-
tionen an das Landesamt für Verfassungsschutz über-
mittelt werden. Im Falle einer Überprüfung nach § 3 
Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 ist das Ersuchen über das 
Innenministerium zu leiten.

(3)	�Das Landesamt für Verfassungsschutz kann vorbehaltlich 
der in § 21 getroffenen Regelung von jeder öffentlichen 
Stelle nach Absatz 1 verlangen, dass sie ihm die zur 
Erfüllung seiner Aufgaben erforderlichen personen-
bezogenen Daten und sonstigen Informationen über-
mittelt, wenn die Daten und Informationen nicht aus 
allgemein zugänglichen Quellen oder nur mit unverhältnis-
mäßigem Aufwand oder nur durch eine die betroffene 
Person stärker belastende Maßnahme erhoben werden 
können. Die Ersuchen dürfen nur diejenigen personen-
bezogenen Daten enthalten, die für die Erteilung der 
Auskunft unerlässlich sind. Schutzwürdige Interessen 
der betroffenen Person dürfen nur in unvermeidbarem 
Umfang beeinträchtigt werden. Das Landesamt für Ver- 
fassungsschutz braucht Ersuchen nicht zu begründen, 
soweit dies dem Schutz der betroffenen Person dient 
oder eine Begründung den Zweck der Maßnahme 
gefährden würde. Die Ersuchen sind aktenkundig zu 
machen.

(4)	�Das Landesamt für Verfassungsschutz darf Akten anderer 
öffentlicher Stellen und amtliche Register unter den 
Voraussetzungen des Absatzes 3 und vorbehaltlich der 
in § 21 getroffenen Regelung einsehen, soweit dies

		�  1. zur Erfüllung der Aufgaben nach § 3 Absatz 2  
oder 3 oder

	�	�  2. zum Schutz der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
und Quellen des Landesamtes für Verfassungsschutz 
gegen Gefahren für Leib und Leben

	� erforderlich ist und die sonstige Übermittlung von 
Informationen aus den Akten oder den Registern den 
Zweck der Maßnahmen gefährden oder das Persönlich-
keitsrecht der betroffenen Person unverhältnismäßig 
beeinträchtigen würde. Dazu gehören auch personen-
bezogene Daten und sonstige Informationen aus Straf- 
verfahren wegen einer Steuerstraftat. Das Landesamt 
für Verfassungsschutz braucht Ersuchen nicht zu 
begründen, soweit dies dem Schutz der betroffenen 
Person dient oder eine Begründung den Zweck der Maß- 
nahme gefährden würde. Über die Einsichtnahme nach 
Satz 1 hat das Landesamt für Verfassungsschutz einen 
Nachweis zu führen, aus dem der Zweck und die Veran-
lassung, die ersuchte Behörde und die Aktenfundstelle 
hervorgehen. Die Nachweise sind gesondert aufzube- 
wahren, gegen unberechtigten Zugriff zu sichern und am 
Ende des Kalenderjahres, das dem Jahr ihrer Erstellung 
folgt, zu vernichten.

(5)	�Die Übermittlung personenbezogener Daten und sonstiger 
Informationen, die aufgrund einer Maßnahme nach § 100a 
StPO bekannt geworden sind, ist nach den Vorschriften 
der Absätze 1 und 3 nur zulässig, wenn tatsächliche An- 
haltspunkte dafür bestehen, dass jemand eine der in § 3 
Absatz 1 G 10 in der am 3. Dezember 2025 geltenden 
Fassung genannten Straftaten plant, begeht oder began-
gen hat. Auf die dem Landesamt für Verfassungsschutz 
nach Satz 1 übermittelten Unterlagen findet § 4 Absätze 
1, 5 und 6 G 10 entsprechende Anwendung.

 
§ 18	� Übermittlung personenbezogener Daten  

durch das Landesamt für Verfassungsschutz  
an inländische öffentliche Stellen

 
(1)	� Das Landesamt für Verfassungsschutz darf personenbe- 

zogene Daten, die es aus allgemein zugänglichen Quellen 
erhoben hat, einer anderen öffentlichen Stelle übermitteln, 
wenn dies zur Erfüllung eigener Aufgaben oder von Auf- 
gaben der empfangenden Stelle erforderlich ist.

(2)	�Personenbezogene Daten, die mit nachrichtendienstlichen 
Mitteln erhoben wurden, darf das Landesamt für Ver- 
fassungsschutz nur nach Maßgabe der folgenden Absätze 
und nur zum Schutz besonders gewichtiger Rechtsgüter 
übermitteln. Besonders gewichtige Rechtsgüter sind 

	�	  1. Verfassungsschutzgüter nach § 3 Absatz 1,
	�	�  2. Leib, Leben, Gesundheit, Freiheit oder sexuelle 

Selbstbestimmung oder 
		�  3. Sachen von bedeutendem Wert, deren Erhaltung 

im besonderen öffentlichen Interesse geboten ist. 
(3)	�An Polizeibehörden und sonstige Gefahrenabwehr-

behörden ist die Übermittlung nur zulässig, soweit dies 
zur Abwehr einer konkretisierten Gefahr für ein Rechts-
gut nach Absatz 2 Satz 2 erforderlich ist.

(4)	�An Strafverfolgungsbehörden ist eine Übermittlung nur 
zur Verfolgung besonders schwerer Straftaten zulässig, 
sofern bestimmte Tatsachen den Verdacht begründen, 
dass jemand als Täterin oder Täter oder Teilnehmerin oder 
Teilnehmer eine besonders schwere Straftat begangen 

oder in Fällen, in denen der Versuch strafbar ist, zu begehen 
versucht oder eine Straftat vorbereitet hat. 

(5)	�Die Übermittlung an öffentliche Stellen ist ferner zulässig, 
wenn im Einzelfall tatsächliche Anhaltspunkte dafür vor- 
liegen, dass dies erforderlich ist 

		�  1. zur Vorbereitung oder Durchführung einer Maß-
nahme nach § 3 Absatz 1 Satz 1 des Vereinsgesetzes 
vom 5. August 1964 (BGBl. I S. 593), das zuletzt durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 30. November 2020 (BGBl. 
I S. 2600) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung,

		�  2. zur Vorbereitung oder Stellung eines Antrags nach 
Artikel 18 Satz 2 des Grundgesetzes, 

		�  3. zur Vorbereitung oder Stellung eines Antrags 
nach Artikel 21 Absatz 4 des Grundgesetzes, 

		��  4. zur Durchführung einer gesetzlich vorgesehenen 	
Eignungs- oder Zuverlässigkeitsüberprüfung von 
Personen, insbesondere im Rahmen des Vollzugs 
des Waffen-, Jagd- und Sprengstoffrechts, des 
Atom- und Luftsicherheitsrechts, des Bewachungs-
gewerberechts, des Aufenthalts- und Staatsange-
hörigkeitsrechts, der Sicherheitsüberprüfungs-
gesetze und in Ordensange-legenheiten oder

	�	�  5. zur Überprüfung der Verfassungstreue von 
Bewerberinnen und Bewerbern und Beschäftigten 
des öffentlichen Dienstes.

(6)	�Im Übrigen ist eine Übermittlung an öffentliche Stellen 
zulässig, wenn im Einzelfall tatsächliche Anhaltspunkte 
dafür vorliegen, dass dies zur Erfüllung von Aufgaben 
der empfangenden Stelle erforderlich ist, sofern eine 
Verwendung der Daten für operative Befugnisse ausge-
schlossen ist. Die Übermittlung nach Satz 1 ist insbeson-
dere zulässig

		�  1. im Rahmen der Förderung mit Landesmitteln,
		�  2. um Bestrebungen und Tätigkeiten durch Informa-

tion, Aufklärung und Beratung entgegenzuwirken und 
vorzubeugen (Prävention) und

	�	  3. zur Erstellung von Lagebildern und Fallanalysen. 
(7)	�§ 12 Absatz 4 bleibt unberührt.
 
§ 19	� Übermittlung personenbezogener Daten  

durch das Landesamt für Verfassungsschutz  
an inländische nichtöffentliche Stellen

 
(1)	� Für eine Übermittlung personenbezogener Daten, die 

nicht mit nachrichtendienstlichen Mitteln erhoben worden 
sind, an inländische nichtöffentliche Stellen gilt § 18 
Absatz 1 entsprechend.

(2)	�Eine Übermittlung personenbezogener Daten, die mit 
nachrichtendienstlichen Mitteln erhoben worden sind, 
an inländische nichtöffentliche Stellen ist unzulässig, es 
sei denn, es bestehen im Einzelfall tatsächliche Anhalts-
punkte, dass dies zum Schutz der Rechtsgüter nach §18 
Absatz 2 Satz 2 erforderlich ist

		�  1. zur eigenen Aufklärung einer beobachtungs-
bedürftigen Bestrebung oder Tätigkeit nach  
§ 3 Absatz 2, insbesondere zur Vorbereitung oder 
Konkretisierung eines Auskunftsersuchens,

	�	�  2. zur Abwendung einer zumindest konkretisierten 
Gefahr für ein Rechtsgut nach § 18 Absatz 2 Satz 2 oder

		  3. zur Erreichung einer der folgenden Zwecke: 
		�  a) �Schutz lebenswichtiger und verteidigungs-

relevanter Einrichtungen und kritischer Infra-
strukturen, 

	�	  b) �Schutz der Sicherheit in der Informationstechnik 
gegen erhebliche Gefährdungen, 

		  c) Schutz rechtlich gewährleisteter Geheimnisse, 
		�  d) �wissenschaftliche Erforschung und Bewertung von 

Bestrebungen und Tätigkeiten nach § 3 Absatz 2,
	�	  e) �Schutz konkreter Präventions-, Ausstiegs- oder 

Deradikalisierungsprojekte, die finanziell oder 
organisatorisch mit öffentlichen Stellen kooperieren, 

	�	  f) �Schutz des Kindeswohls bei der Erbringung von 
Leistungen und Erfüllung der Aufgaben der Kinder- 
und Jugendhilfe, 

	�	  g) �gesetzliche Erziehungs- und Bildungsziele der 
Schulen und der Einrichtungen der Kindertages-
betreuung, 

		�  h) �Schutz der zweckgemäßen Verwendung öffentlicher 
Fördermittel oder sonstiger öffentlicher Vorteils-
zuwendungen.

(3)	�Eine nichtöffentliche Stelle, die personenbezogene Daten 
nach Absatz 2 Nummer 3 erhalten hat, darf die Daten für 
Handlungen, die für die betroffene Person eine nachteilige 
rechtliche Wirkung entfalten oder diese Person in anderer 
Weise erheblich beeinträchtigen, nur verwenden, wenn 
dies zur Abwendung einer zumindest konkretisierten 
Gefahr für ein Rechtsgut nach § 18 Absatz 2 Satz 2 er- 
forderlich ist und die Behördenleitung des Landesamtes 
für Verfassungsschutz oder ihre Vertretung zustimmt. Bei 
einer unmittelbar bevorstehenden Gefahr ist die vorherige 
Zustimmung des Landesamtes für Verfassungsschutz 
entbehrlich. Die nichtöffentliche Stelle hat das Landes-
amt für Verfassungsschutz unverzüglich über ihre Hand-
lungen und deren Anlass zu unterrichten.

(4)	�Die empfangende Stelle darf die übermittelten Daten nur 
zu dem Zweck verwenden, zu dem sie ihr übermittelt 
wurden. Die empfangende Stelle ist auf die Verwendungs-
beschränkung und darauf hinzuweisen, dass das Landes-
amt für Verfassungsschutz sich vorbehält, um Auskunft 
über die vorgenommene Verwendung der Daten zu bitten. 
Die Übermittlung der personenbezogenen Daten ist der 
betroffenen Person durch das Landesamt für Verfassungs-
schutz mitzuteilen, sobald eine Gefährdung seiner Auf- 
gabenerfüllung durch die Mitteilung nicht mehr zu besor- 
gen ist. Einer Mitteilung bedarf es nicht, wenn das Innen- 
ministerium feststellt, dass diese Voraussetzung auch 
fünf Jahre nach der erfolgten Übermittlung noch nicht 
eingetreten ist und mit an Sicherheit grenzender Wahr-
scheinlichkeit auch in absehbarer Zukunft nicht eintreten 
wird.

§ 20	� Übermittlung personenbezogener Daten  
durch das Landesamt für Verfassungsschutz  
in das Ausland 

(1)	� Für die Übermittlung personenbezogener Daten an aus- 
ländische öffentliche sowie an über- und zwischenstaat-
liche Stellen gilt § 18 entsprechend. Für die Übermittlung 
personenbezogener Daten an nichtöffentliche Stellen im 
Ausland gilt § 19 entsprechend.
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(2)	�Die Übermittlung unterbleibt, wenn für das Landesamt 
für Verfassungsschutz im Einzelfall erkennbar ist, dass

		�  1. auswärtige Belange der Bundesrepublik Deutsch-
land, Belange der Länder oder

	�	�  2. überwiegende schutzwürdige Interessen der 
betroffenen Person entgegenstehen; überwiegende 
schutzwürdige Interessen stehen insbesondere ent- 
gegen, wenn Leib, Leben oder Freiheit einer Person 
oder sonstige elementare Menschenrechte gefährdet 
würden oder Verletzungen von elementaren rechts-
staatlichen Grundsätzen drohen.

	� Bei der Prüfung, ob eine Übermittlung zu unterbleiben 
hat, berücksichtigt das Landesamt für Verfassungsschutz 
insbesondere den bisherigen Umgang der empfangenden 
Stelle mit übermittelten Daten und die Gewährleistung 
eines zum Schutz der Menschenrechte angemessenen 
Datenschutzes. 

(3)	�Die empfangende Stelle ist darauf hinzuweisen, dass die 
übermittelten Daten nur zu dem Zweck verwendet werden 
dürfen, zu dem sie ihr übermittelt wurden und das Landes-
amt für Verfassungsschutz sich vorbehält, um Auskunft 
über die vorgenommene Verwendung der Daten zu bitten.

§ 21	 Übermittlungsverbote

(1)	� Die Übermittlung von Informationen nach den §§ 17 bis 20 
unterbleibt, wenn

		�  1. für die übermittelnde Stelle erkennbar ist, dass 
unter Berücksichtigung der Art der Informationen 
und ihrer Erhebung die schutzwürdigen Interessen 
der betroffenen Person das Allgemeininteresse an 
der Übermittlung überwiegen,

		�  2. überwiegende Sicherheitsinteressen oder über- 
wiegende Belange der Strafverfolgung dies erfordern 
oder

		�  3. besondere gesetzliche Übermittlungsregelungen 
entgegenstehen; die Verpflichtung zur Wahrung 
gesetzlicher Geheimhaltungspflichten oder von 
Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnissen, die 
nicht auf gesetzlichen Vorschriften beruhen, bleibt 
unberührt.

(2)	�Informationen über Minderjährige vor Vollendung des 
14. Lebensjahres dürfen nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes nicht an ausländische oder über- oder 
zwischenstaatliche Stellen übermittelt werden.

§ 22	� Weiterverarbeitung durch die  
empfangende Stelle 

(1)	� Die empfangende Stelle prüft, ob die nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes übermittelten personenbezogenen Daten 
für die Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich sind. Ergibt 
die Prüfung, dass sie nicht erforderlich sind, hat sie die 
Unterlagen zu vernichten oder, sofern diese elektronisch 
gespeichert sind, zu löschen. Die Vernichtung oder 
Löschung kann unterbleiben, wenn die Trennung von 
anderen Informationen, die zur Erfüllung der Aufgaben 
erforderlich sind, nicht oder nur mit unvertretbarem 
Aufwand möglich ist; in diesem Fall ist die Verarbeitung 
der Daten einzuschränken.

(2)	�Die empfangende Stelle darf die personenbezogenen 
Daten ohne Zustimmung des Landesamtes für Verfassungs- 
schutz nur zu dem Zweck verwenden, zu dem sie ihr über- 
mittelt worden sind. Die empfangende Stelle ist auf die 
Verwendungsbeschränkung hinzuweisen. Eine Zweck-
änderung darf nur mit Zustimmung des Landesamtes für 
Verfassungsschutz erfolgen. Die Zustimmung zur Verwen- 
dung für Maßnahmen, die unmittelbar mit Zwangswirkung 
vollzogen werden, darf nur erteilt werden, wenn die 
Voraussetzungen des § 18 Absatz 3, 4 oder 5 Nummern 
1 bis 3 vorliegen.

§ 23	 Weitere Verfahrensregelungen

(1)	� Das Landesamt für Verfassungsschutz protokolliert die 
empfangende Stelle, die Rechtsgrundlage sowie den 
Zeitpunkt der Übermittlung. Die Protokolldaten müssen 
danach auswertbar sein, ob die Übermittlung nach den 
§§ 18, 19 oder 20 erfolgt ist. Das Landesamt für Verfassungs- 
schutz darf Protokolldaten, die ausschließlich zu Zwecken 
der Datenschutzkontrolle gespeichert werden, nur für 
diesen Zweck verarbeiten. Sie sind nach Abschluss der 
Kontrolle nach § 39 oder spätestens nach drei Jahren zu 
löschen. 

(2)	�Sind mit personenbezogenen Daten, die übermittelt werden 
dürfen, weitere Daten der betroffenen Person oder einer 
dritten Person so verbunden, dass eine Trennung nicht 
oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand möglich ist, 
ist die Übermittlung auch dieser Daten zulässig, soweit 
nicht berechtigte Interessen der betroffenen Person oder 
einer dritten Person an der Geheimhaltung offensichtlich 
überwiegen. Die empfangende Stelle darf diese Daten 
nicht nutzen.

§ 24	 Unterrichtung der Öffentlichkeit

(1)	� Das Landesamt für Verfassungsschutz unterrichtet die 
Öffentlichkeit anlassbezogen im Einzelfall über Be-
strebungen und Tätigkeiten nach § 3 Absatz 2 soweit 
hinreichende gewichtige tatsächliche Anhaltspunkte 
hierfür vorliegen. Das Landesamt für Verfassungsschutz 
tritt solchen Bestrebungen und Tätigkeiten auch durch 
Angebote zur Information entgegen. 

(2)	�Das Innenministerium und das Landesamt für Verfassungs- 
schutz unterrichten die Öffentlichkeit über Bestrebungen 
und Tätigkeiten nach § 3 Absatz 2 soweit hinreichende 
gewichtige tatsächliche Anhaltspunkte hierfür vorliegen, 
mindestens einmal jährlich in einem zusammenfassenden 
Bericht insbesondere zu aktuellen Entwicklungen.

(3)	�Bei der Unterrichtung nach Absatz 1 Satz 1 und Absatz 
2 sowie den Angeboten zur Information nach Absatz 1 
Satz 2 dürfen auch personenbezogene Daten bekannt-
gegeben werden, wenn die Bekanntgabe für das Ver- 
ständnis des Zusammenhangs oder der Darstellung von 
Organisationen oder unorganisierten Gruppierungen 
erforderlich ist und die Informationsinteressen der All- 
gemeinheit das schutzwürdige Interesse der betroffenen 
Person überwiegen.

§ 25	 Auskunft an die betroffene Person

(1)	� Das Landesamt für Verfassungsschutz erteilt der betrof- 
fenen Person über zu ihrer Person gespeicherte Daten 
auf Antrag unentgeltlich Auskunft, soweit sie hierzu auf 
einen konkreten Sachverhalt hinweist und ein besonderes 
Interesse an einer Auskunft darlegt. Die Auskunft aus 
Akten umfasst alle personenbezogenen Daten, die über 
eine Speicherung in gemeinsamen Dateien im automati-
sierten Verfahren auffindbar sind. Das Landesamt für Ver- 
fassungsschutz ist nicht verpflichtet, über die Herkunft der 
Daten und die empfangenden Stellen von Übermittlungen 
Auskunft zu erteilen.

(2)	�Die Auskunftserteilung unterbleibt, soweit
		��  1. eine Gefährdung der Aufgabenerfüllung durch die 

Auskunftserteilung zu besorgen ist,
		�  2. durch die Auskunftserteilung Quellen gefährdet 

sein können oder die Ausforschung des Erkenntnis-
standes oder der Arbeitsweise des Landesamtes für 
Verfassungsschutz zu befürchten ist,

		�  3. die Auskunft die öffentliche Sicherheit gefährden 
oder sonst dem Wohl des Bundes oder eines Landes 
Nachteile bereiten würde oder

	�	�  4. die Daten oder die Tatsache der Speicherung nach 
einer Rechtsvorschrift oder ihrem Wesen nach, ins- 
besondere wegen der überwiegenden berechtigten 
Interessen einer dritten Person, geheim gehalten 
werden müssen.

	� Die Entscheidung trifft die Behördenleitung des Landes-
amtes für Verfassungsschutz oder eine von ihr besonders 
beauftragte Person.

(3)	�Sofern die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 nicht 
vorliegen, kann das Landesamt für Verfassungsschutz der 
betroffenen Person über zu ihrer Person gespeicherte 
Daten auf Antrag unentgeltlich Auskunft erteilen. Die 
Auskunftserteilung kann auf Antrag von Absatz 1 Satz 2 
nicht erfasste Daten aus Akten beinhalten. Sofern die 
betroffene Person darlegt, dass die Kenntnis von Daten 
nach Absatz 1 Satz 3 zur Vermeidung gewichtiger Nach-
teile erforderlich ist, kann die Auskunftserteilung die 
Herkunft der Daten und die empfangenden Stellen von 
Übermittlungen beinhalten. Die Auskunftserteilung nach 
den Sätzen 1 und 2 soll unterbleiben, wenn diese mit 
unverhältnismäßigem Verwaltungsaufwand verbunden 
ist; ein solcher ist zu begründen. Absatz 2 bleibt unberührt. 
Bei der Abwägungsentscheidung nach den Sätzen 1 und 2 
sind insbesondere die Wertungen des Absatzes 2 Satz 1 
Nummer 2 Alternative 2, im Falle des Satzes 3 ferner die 
des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 4 besonders zu berück-
sichtigen.

(4)	�Die Ablehnung der Auskunftserteilung bedarf keiner 
Begründung, soweit dadurch der Zweck der Auskunfts-
verweigerung gefährdet würde. Die Gründe der Aus- 
kunftsverweigerung sind aktenkundig zu machen. Wird 
die Auskunftserteilung abgelehnt, ist die betroffene Person 
auf die Rechtsgrundlage für das Fehlen der Begründung 
und darauf hinzuweisen, dass sie sich an die Landes-
beauftragte oder den Landesbeauftragten für den Daten- 

schutz und die Informationsfreiheit wenden kann. Wendet 
sich die betroffene Person an die Landesbeauftragte 
oder den Landesbeauftragten für den Datenschutz und 
die Informationsfreiheit, ist die Auskunft auf ihr oder sein 
Verlangen dieser oder diesem zu erteilen, soweit nicht 
das Innenministerium im Einzelfall feststellt, dass dadurch 
die Sicherheit des Bundes oder eines Landes gefährdet 
würde. Die Mitteilung der oder des Landesbeauftragten 
für den Datenschutz und die Informationsfreiheit an die 
betroffene Person darf keine Rückschlüsse auf den Er- 
kenntnisstand des Landesamtes für Verfassungsschutz 
zulassen, sofern dieses nicht einer weitergehenden 
Auskunft zustimmt.

§ 26	� Berichtigung, Löschung und Einschränkung der 
Verarbeitung personenbezogener Daten

(1)	� Das Landesamt für Verfassungsschutz hat die in Akten 
oder Dateien gespeicherten personenbezogenen Daten 
zu berichtigen, wenn sie unrichtig sind; in Akten ist dies 
zu vermerken. Wird die Richtigkeit der Daten von der 
betroffenen Person bestritten, so ist dies in der Akte zu 
vermerken oder auf sonstige Weise festzuhalten. Erweisen 
sich personenbezogene Daten, nachdem sie durch das 
Landesamt für Verfassungsschutz übermittelt worden 
sind, als unvollständig oder unrichtig, sind sie unverzüglich 
gegenüber der empfangenden Stelle zu berichtigen oder 
zu ergänzen, es sei denn, dass dies für die Beurteilung 
eines Sachverhaltes ohne Bedeutung ist.

(2)	�Das Landesamt für Verfassungsschutz hat die in Dateien 
gespeicherten personenbezogenen Daten zu löschen, 
wenn ihre Speicherung unzulässig war oder ihre Kenntnis 
für die Aufgabenerfüllung nicht mehr erforderlich ist. Die 
Löschung unterbleibt, wenn Grund zu der Annahme be- 
steht, dass durch sie schutzwürdige Belange der be- 
troffenen Person beeinträchtigt würden. In diesem Fall 
ist die Verarbeitung einzuschränken. Die Daten dürfen nur 
noch mit Einwilligung der betroffenen Person übermittelt 
werden.

(3)	�Das Landesamt für Verfassungsschutz prüft bei der Einzel-
fallbearbeitung und nach festgesetzten Fristen, spätestens 
nach fünf Jahren, ob in Dateien gespeicherte personen-
bezogene Daten zu berichtigen oder zu löschen sind. Ge- 
speicherte personenbezogene Daten über Bestrebungen 
nach § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, die ihre Ziele durch 
Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen 
verfolgen, sowie über Bestrebungen nach § 3 Absatz 2 
Satz 1 Nummern 3 oder 4 sind spätestens nach fünfzehn 
Jahren, im Übrigen spätestens nach zehn Jahren zu 
löschen, es sei denn, die Behördenleitung des Landes-
amtes für Verfassungsschutz oder ihre Vertretung stellt 
im Einzelfall fest, dass die weitere Speicherung zur Auf- 
gabenerfüllung oder aus den in Absatz 2 Satz 2 genannten 
Gründen erforderlich ist. § 16 Absatz 2 bleibt unberührt. 
Der Lauf der Frist nach Satz 1 oder 2 beginnt mit der 
letzten gespeicherten relevanten Information.
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(4)	�Das Landesamt für Verfassungsschutz hat die Verarbeitung 
von in Akten gespeicherten personenbezogenen Daten 
einzuschränken, wenn es im Einzelfall feststellt, dass die 
Speicherung unzulässig war. Dasselbe gilt, wenn es im 
Einzelfall feststellt, dass ohne die Einschränkung der Ver- 
arbeitung schutzwürdige Interessen der betroffenen 
Person beeinträchtigt würden und die Daten für seine 
künftige Aufgabenerfüllung voraussichtlich nicht mehr 
erforderlich sind. Daten, deren Verarbeitung eingeschränkt 
worden ist, sind mit einem entsprechenden Vermerk zu 
versehen; sie dürfen nicht mehr genutzt oder übermittelt 
werden. Die Einschränkung der Verarbeitung kann wieder 
aufgehoben werden, wenn ihre Voraussetzungen nach- 
träglich entfallen sind. Akten, in denen personenbezogene 
Daten gespeichert sind, sind zu vernichten, wenn die 
gesamte Akte zur Aufgabenerfüllung nicht mehr benötigt 
wird. Die Verpflichtung nach § 4 Absatz 1 des Landes-
archivgesetzes vom 22. Juli 2025 (GBl. 2025 Nr. 70) in 
der jeweils geltenden Fassung bleibt unberührt.

§ 27	 Verfahrensverzeichnis

(1)	� Die oder der behördliche Datenschutzbeauftragte führt 
ein Verzeichnis der automatisierten Verfahren, mit denen 
das Landesamt für Verfassungsschutz personenbezogene 
Daten verarbeitet (Verfahrensverzeichnis). Satz 1 gilt auch 
für Verfahren, mit denen ein Auftragsverarbeiter im Auftrag 
des Landesamtes für Verfassungsschutz personenbe- 
zogene Daten verarbeitet. Der oder dem behördlichen 
Datenschutzbeauftragten sind die in Absatz 2 genannten 
Angaben vor Einsatz eines automatisierten Verfahrens 
sowie wesentliche Änderungen und die Beendigung eines 
automatisierten Verfahrens mitzuteilen. Die Sätze 1 bis 3 
gelten nicht für Verfahren, die allgemeinen Verwaltungs-
zwecken dienen, insbesondere Verfahren der Textver-
arbeitung.

(2)	�In das Verfahrensverzeichnis sind einzutragen:
		  1. die verantwortliche Organisationseinheit,
		  2. die Bezeichnung des Verfahrens,
		�  3. die Zweckbestimmung und die Rechtsgrundlage 

der Verarbeitung,
		�  4. der betroffene Personenkreis und die Art der 

gespeicherten Daten,
		�  5. die empfangenden Stellen der Daten und die je- 

weiligen Datenarten, wenn vorgesehen ist, die 
Daten zu übermitteln, innerhalb des Landesamtes 
für Verfassungsschutz für einen weiteren Zweck zu 
nutzen oder im Auftrag verarbeiten zu lassen,

		�  6. die Fristen für die Einschränkung der Verarbeitung 
und Löschung der Daten sowie deren Prüfung,

		�  7. die zugriffsberechtigten Personen,
		�  8. eine allgemeine Beschreibung der eingesetzten 

Hardware, der Vernetzung und der Software sowie
		�  9. die erforderlichen technischen und organisatorischen 

Maßnahmen.
(3)	�Ein automatisiertes Verfahren zur Verarbeitung personen- 

bezogener Daten, das insbesondere aufgrund der Art 
oder der Zweckbestimmung der Verarbeitung mit beson-
deren Gefahren für das Persönlichkeitsrecht verbunden 
sein kann, darf das Landesamt für Verfassungsschutz 

erst einsetzen oder wesentlich ändern, wenn sichergestellt 
ist, dass diese Gefahren nicht bestehen oder durch tech- 
nische oder organisatorische Maßnahmen verhindert 
werden. Satz 1 gilt auch für den Auftragsverarbeiter, der 
im Auftrag des Landesamtes für Verfassungsschutz 
personenbezogene Daten verarbeitet. Die verantwortliche 
Organisationseinheit hat die behördliche Datenschutz-
beauftragte oder den behördlichen Datenschutzbeauf-
tragten an der Durchführung der Untersuchung nach 
Satz 1 zu beteiligen. Das Ergebnis der Untersuchung 
und dessen Begründung sind aktenkundig zu machen 
und der oder dem behördlichen Datenschutzbeauftragten 
zuzuleiten.

Teil 4 
Kontrolle des Verfassungs-
schutzes

		  Abschnitt 1 
		  Parlamentarische Kontrolle

§ 28	� Parlamentarisches Kontrollgremium –  
Kontrollrahmen

(1)	� Die Landesregierung unterliegt hinsichtlich der Tätigkeit 
des Landesamtes für Verfassungsschutz der Kontrolle 
durch das Parlamentarische Kontrollgremium. Dies umfasst 
auch die Kontrolle nach § 31 Absatz 2 sowie nach § 2 
Absatz 1 AG G10.

(2)	�Die Rechte des Landtags und seiner Ausschüsse sowie 
der Kommission nach dem Ausführungsgesetz zum 
Artikel 10-Gesetz bleiben unberührt.

§ 29	 Mitgliedschaft

(1)	� Der Landtag wählt zu Beginn jeder neuen Wahlperiode 
aus seiner Mitte die Mitglieder des Parlamentarischen 
Kontrollgremiums. Er bestimmt die Zahl der Mitglieder, 
die Zusammensetzung und die Arbeitsweise des Parla- 
mentarischen Kontrollgremiums. Gewählt ist, wer die 
Stimmen der Mehrheit der Mitglieder des Landtags auf 
sich vereint. In gleicher Weise wird für jedes Mitglied ein 
stellvertretendes Mitglied gewählt.

(2)	�Scheidet ein Mitglied aus dem Landtag oder seiner Fraktion 
aus oder wird es Mitglied der Landesregierung, so verliert 
es seine Mitgliedschaft im Parlamentarischen Kontroll-
gremium. § 30 Absatz 4 bleibt unberührt. Für dieses 
Mitglied ist unverzüglich ein neues Mitglied zu wählen. 
Das Gleiche gilt, wenn ein Mitglied aus dem Parlamen-
tarischen Kontrollgremium ausscheidet. Für stellvertre-
tende Mitglieder gelten die Sätze 1 bis 3 entsprechend.

§ 30	 Zusammentritt

(1)	� Das Parlamentarische Kontrollgremium tritt mindestens 
einmal im Vierteljahr zusammen. Es gibt sich eine Ge- 
schäftsordnung und wählt eine Vorsitzende oder einen 
Vorsitzenden.

(2)	�Jedes Mitglied kann die Einberufung und die Unter-
richtung des Parlamentarischen Kontrollgremiums 
verlangen.

(3)	�Beschlüsse des Parlamentarischen Kontrollgremiums 
bedürfen der Mehrheit der Stimmen der anwesenden 
Mitglieder.

(4)	�Das Parlamentarische Kontrollgremium übt seine Tätig-
keit auch über das Ende einer Wahlperiode des Land-
tags hinaus so lange aus, bis der nachfolgende Landtag 
nach § 29 entschieden hat.

§ 31	 Pflicht der Landesregierung zur Unterrichtung

(1)	� Das Innenministerium unterrichtet das Parlamentarische 
Kontrollgremium über die allgemeine Tätigkeit des Landes- 
amtes für Verfassungsschutz und über Vorgänge von 
besonderer Bedeutung. Auf Verlangen des Parlamen-
tarischen Kontrollgremiums hat die Landesregierung zu 
einem konkreten Thema aus dem Aufgabenbereich des 
Landesamtes für Verfassungsschutz zu berichten. Gegen- 
stand der Berichterstattung ist zudem der jährliche 
Bericht des Innenministeriums nach Veröffentlichung 
des Verfassungsschutzberichts nach § 24 Absatz 2 
über die darin dargestellte Tätigkeit des Landesamtes 
für Verfassungsschutz.

(2)	�Das Innenministerium unterrichtet das 
Parlamentarische Kontrollgremium 

		  1. im Abstand von höchstens sechs Monaten über 
		�  a) �Auskunftsersuchen nach § 9, insbesondere zu 

Anlass, Umfang, Dauer, Ergebnis und Kosten und 
		�  b) �die Durchführung des Artikel 10-Gesetzes nach 

Maßgabe des § 2 Absatz 1 AG G10; 
		��  2. in jährlichem Abstand zu Maßnahmen nach § 12.
	 § 2 Absätze 2 und 3 AG G10 bleiben unberührt.
(3)	�Das Innenministerium unterrichtet das Parlamentarische 

Kontrollgremium des Bundes jährlich über die nach den 
§ 9 Absätze 1 bis 3 durchgeführten Maßnahmen; dabei 
ist insbesondere ein Überblick über Anlass, Umfang, 
Dauer, Ergebnis und Kosten der im Berichtszeitraum 
durchgeführten Maßnahmen zu geben.

§ 32	� Befugnisse des Parlamentarischen  
Kontrollgremiums

(1)	� Das Parlamentarische Kontrollgremium kann von der 
Landesregierung verlangen,

		�  1. im Rahmen der Unterrichtung der Landesregierung 
Einsicht in Akten und Dateien des Landesamtes für 
Verfassungsschutz zu erhalten,

	�	�  2. im Rahmen der Unterrichtung der Landesregierung 
Einsicht in Akten und Dateien der Landesregierung 
zu erhalten, die die Tätigkeit des Landesamtes für 
Verfassungsschutz betreffen, und

		�  3. Zutritt zu den Dienststellen des Landesamtes 
für Verfassungsschutz zu erhalten.

(2)	�Das Parlamentarische Kontrollgremium kann nach Unter- 
richtung der Landesregierung

		�  1. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Landesamtes 
für Verfassungsschutz,

	�	�  2. für die Tätigkeit des Landesamtes für Verfassungs-
schutz zuständige Mitglieder der Landesregierung und

	�	�  3. mit der Tätigkeit des Landesamtes für Verfassungs-
schutz befasste Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von 
Mitgliedern der Landesregierung

	� befragen oder von ihnen Auskünfte in Textform einholen; 
die zu befragenden Personen sind verpflichtet, vollständige 
und wahrheitsgemäße Angaben zu machen.

(3)	�Die Landesregierung hat dem Verlangen des Parlamen-
tarischen Kontrollgremiums unverzüglich zu entsprechen.

(4)	�Auf Antrag eines Mitglieds des Parlamentarischen Kon- 
trollgremiums ist der oder dem Landesbeauftragten für 
den Datenschutz und die Informationsfreiheit Gelegen-
heit zur Stellungnahme in Fragen des Datenschutzes zu 
geben.

(5)	�Das Parlamentarische Kontrollgremium kann sich mit den 
Parlamentarischen Kontrollgremien der anderen Länder 
und des Bundes unter Wahrung der jeweils geltenden 
Geheimhaltungsvorschriften über ihre Kontrolltätigkeit 
austauschen. 

§ 33	� Umfang der Unterrichtungspflicht, Verweigerung  
der Unterrichtung

(1)	� Die Verpflichtung der Landesregierung nach den §§ 31 und 
32 erstreckt sich nur auf Informationen und Gegenstände, 
die der Verfügungsberechtigung des Landesamtes für 
Verfassungsschutz unterliegen. § 22 des Landessicher-
heitsüberprüfungsgesetzes bleibt unberührt.

(2)	�Soweit dies aus zwingenden Gründen des Schutzes des 
Nachrichtenzugangs oder der Arbeitsweise des Landes-
amtes für Verfassungsschutz oder aus Gründen des 
Schutzes von Persönlichkeitsrechten dritter Personen 
notwendig ist oder wenn der Kernbereich der exekutiven 
Eigenverantwortung betroffen ist, kann die Landes-
regierung sowohl die Unterrichtung nach § 31 als auch 
die Erfüllung von Verlangen nach § 32 Absätze 1 und 2 
verweigern sowie den in § 32 Absatz 2 genannten Perso-
nen die Erteilung der Auskunft untersagen. Macht die 
Landesregierung von diesen Rechten Gebrauch, hat sie 
dies dem Parlamentarischen Kontrollgremium gegenüber 
zu begründen. Die Entscheidung der Landesregierung 
kann im Verwaltungsrechtsweg angefochten werden.

§ 34	 Beauftragung einer oder eines Sachverständigen

(1)	� Das Parlamentarische Kontrollgremium kann mit der Mehr-
heit von zwei Dritteln seiner Mitglieder nach Anhörung 
der Landesregierung im Einzelfall eine Sachverständige 
oder einen Sachverständigen beauftragen, zur Wahr-
nehmung seiner Kontrollaufgaben Untersuchungen durch- 
zuführen. Die oder der Sachverständige hat dem Parla- 
mentarischen Kontrollgremium über das Ergebnis seiner 
Untersuchungen zu berichten. Die §§ 32, 33, 36 Absatz 1 
und § 37 Absatz 1 Satz 2 gelten entsprechend.

(2)	�Das Parlamentarische Kontrollgremium kann mit der Mehr- 
heit von zwei Dritteln seiner Mitglieder entscheiden, dass 
dem Landtag ein Bericht in Textform zu den Untersuchun- 
gen erstattet wird. Der Bericht hat den Gang des Ver- 
fahrens, die ermittelten Tatsachen und das Ergebnis der 
Untersuchungen wiederzugeben. § 36 gilt entsprechend.
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(3)	�Der Bericht darf auch personenbezogene Daten enthalten, 
soweit dies für eine nachvollziehbare Darstellung der 
Untersuchung und des Ergebnisses erforderlich ist und 
die betroffenen Personen entweder in die Veröffentlich- 
ung eingewilligt haben oder das öffentliche Interesse an 
der Bekanntgabe gegenüber den Belangen der betroffenen 
Personen überwiegt.

§ 35	 Eingaben

(1)	� Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Landesamtes für 
Verfassungsschutz ist es gestattet, sich in dienstlichen 
Angelegenheiten, jedoch nicht im eigenen oder im Inte- 
resse anderer Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter dieser 
Behörde, ohne Einhaltung des Dienstwegs unmittelbar 
an das Parlamentarische Kontrollgremium zu wenden. 
Das Parlamentarische Kontrollgremium übermittelt die 
Eingaben der Landesregierung zur Stellungnahme.

(2)	�An den Landtag gerichtete Eingaben von Bürgerinnen 
oder Bürgern über ein sie betreffendes Verhalten des 
Landesamtes für Verfassungsschutz sind dem Parlamen- 
tarischen Kontrollgremium zur Kenntnis zu geben.

§ 36	� Geheime Beratungen, Öffentliche Sitzung,  
Bewertungen, Sondervoten

(1)	� Die Beratungen des Parlamentarischen Kontrollgremiums 
sind geheim. Die Mitglieder des Gremiums sind zur Ge- 
heimhaltung der Angelegenheiten verpflichtet, die ihnen 
bei ihrer Tätigkeit im Parlamentarischen Kontrollgremium 
bekannt geworden sind. Dies gilt auch für die Zeit nach 
ihrem Ausscheiden.

(2)	�Absatz 1 gilt nicht für Bewertungen bestimmter Vorgänge, 
wenn eine Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder des 
Parlamentarischen Kontrollgremiums ihre vorherige Zu- 
stimmung erteilt hat. In diesem Fall ist es jedem einzelnen 
Mitglied des Gremiums erlaubt, eine abweichende Be- 
wertung (Sondervotum) zu veröffentlichen. 

(3)	�Das Gremium tagt mindestens einmal im Jahr auch öffent- 
lich. Einzelheiten hierzu regelt das Parlamentarische 
Kontrollgremium in seiner Geschäftsordnung. 

(4)	�Soweit für die Bewertung des Gremiums oder die Abgabe 
von Sondervoten eine Sachverhaltsdarstellung erforder-
lich ist, sind die Belange des Geheimschutzes zu beachten.

§ 37	� Unterstützung der Mitglieder durch eigene  
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

(1)	� Die Mitglieder des Parlamentarischen Kontrollgremiums 
haben das Recht, zur Unterstützung ihrer Arbeit Mitar- 
beiterinnen und Mitarbeiter ihrer Fraktion nach Anhörung 
der Landesregierung mit Zustimmung des Parlamenta- 
rischen Kontrollgremiums zu benennen. Voraussetzung 
für diese Tätigkeit ist die Ermächtigung zum Zugang zu 
Verschlusssachen und die förmliche Verpflichtung zur 
Geheimhaltung.

(2)	�Die benannten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind 
befugt, die vom Gremium beigezogenen Akten und Dateien 
einzusehen und die Beratungsgegenstände des Parlamen- 
tarischen Kontrollgremiums mit den Mitgliedern des 
Gremiums zu erörtern. Sie haben Zutritt zu den Sitzungen 
des Parlamentarischen Kontrollgremiums. § 36 Absatz 1 
gilt entsprechend.

§ 38	 Berichterstattung

Das Parlamentarische Kontrollgremium erstattet dem Landtag 
in der Mitte und am Ende jeder Wahlperiode Bericht über 
seine Kontrolltätigkeit. Dabei sind die Grundsätze des § 36 
Absatz 1 zu beachten.

		  Abschnitt 2 
		  Datenschutzrechtliche Kontrolle

§ 39	 Unabhängige Datenschutzkontrolle

(1)	� Die oder der Landesbeauftragte für den Datenschutz und 
die Informationsfreiheit kontrolliert beim Landesamt für 
Verfassungsschutz die Einhaltung der Vorschriften über 
den Datenschutz mindestens alle zwei Jahre. Soweit die 
Einhaltung von Vorschriften der Kontrolle durch die Kom- 
mission nach dem Ausführungsgesetz zum Artikel 10- 
Gesetz unterliegt, unterliegt sie nicht der Kontrolle durch 
die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragten für 
den Datenschutz und die Informationsfreiheit, es sei denn, 
die Kommission ersucht die Landesbeauftragte oder den 
Landesbeauftragten für den Datenschutz und die Infor- 
mationsfreiheit nach dem Ausführungsgesetz zum Artikel 
10-Gesetz, die Einhaltung der Vorschriften über den Daten- 
schutz bei bestimmten Vorgängen oder in bestimmten 
Bereichen zu kontrollieren und ausschließlich ihr darüber 
zu berichten.

(2)	�Die Pflicht zur Unterstützung nach § 26 Absatz 1 des Lan- 
desdatenschutzgesetzes (LDSG) vom 12. Juni 2018 (GBl. 
S. 173), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 29. 
Juli 2025 (GBl. 2025 Nr. 80) geändert worden ist, in der 
jeweils geltenden Fassung, besteht nur gegenüber der 
oder dem Landesbeauftragten für den Datenschutz und 
die Informationsfreiheit selbst und dem von ihr oder ihm 
oder von der leitenden Beamtin beziehungsweise dem 
leitenden Beamten ihrer oder seiner Dienststelle besonders 
beauftragten Person. § 26 Absatz 1 Satz 2 LDSG findet für 
das Landesamt für Verfassungsschutz keine Anwendung, 
soweit das Innenministerium im Einzelfall feststellt, dass 
die Auskunft oder Einsicht die Sicherheit des Bundes oder 
eines Landes gefährden würde.

(3)	�Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 gelten ohne Beschränkung 
für die Erfüllung der Aufgaben nach § 3. Sie gelten ent- 
sprechend für die Verarbeitung personenbezogener 
Daten durch andere Stellen, wenn diese der Erfüllung 
der Aufgaben des Landesamtes für Verfassungsschutz 
nach § 3 dient.

	 	 Abschnitt 3 
		  Gerichtliche Kontrolle

§ 40	� Zuständigkeit

Zuständig für richterliche Entscheidungen nach diesem 
Gesetz ist das Amtsgericht Stuttgart. Über Beschwerden 
entscheidet das in § 120 Absatz 4 Satz 2 des Gerichtsver-
fassungsgesetzes in der Fassung vom 9. Mai 1975 (BGBl. I 
S. 1077), das zuletzt durch Artikel 14 des Gesetzes vom 27. 
Dezember 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 438, S. 66) geändert worden 
ist, in der jeweils geltenden Fassung, bezeichnete Gericht.

§ 41	 Verfahren

(1)	� Für das Verfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes 
über das Verfahren in Familiensachen und in den Ange- 
legenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG) 
vom 17. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2586, 2587), das 
zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 7. April 2025 
(BGBl. 2025 I Nr. 109, S. 4) geändert worden ist, in der 
jeweils geltenden Fassung, entsprechend, mit Ausnahme 
der § 23 Absatz 2, § 34 Absatz 1, § 40 Absatz 1 und § 41 
Absatz 1 FamFG. Die Beschwerde hat keine aufschiebende 
Wirkung. Die Rechtsbeschwerde ist ausgeschlossen. Das 
Landesamt für Verfassungsschutz ist nicht zur Vorlage 
von Urkunden oder Akten, zur Übermittlung elektronischer 
Dokumente oder zu Auskünften verpflichtet, wenn das 
Bekanntwerden des Inhalts dieser Urkunden, Akten, elek- 
tronischen Dokumente oder Auskünfte dem Wohl des 
Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten würde 
oder wenn die Vorgänge nach einem Gesetz oder ihrem 
Wesen nach geheim gehalten werden müssen.

(2)	�Im Antrag sind anzugeben:
	�	�  1. bei gezielt gegen bestimmte Personen gerichteten 

Maßnahmen die Person, gegen die sich die Maßnahme 
richtet, soweit möglich, mit Name und Anschrift,

		��  2. bei Maßnahmen nach § 12 Absatz 1 die zu über-
wachende Wohnung oder die zu überwachenden 
Wohnräume,

	�	  3. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme,
	�	�  4. der Sachverhalt mit allen beurteilungsrelevanten 

Tatsachen sowie
		��  5. eine hinreichend substantiierte Begründung.
	� Der Antrag kann dem Gericht auch in Papierform über- 

mittelt werden.
(3)	�Das Gericht prüft, ob die beantragte Maßnahme den ge- 

setzlichen Voraussetzungen entspricht. § 37 Absatz 2 
FamFG findet keine Anwendung. Die Anordnung ergeht 
schriftlich gegenüber der beantragenden Stelle. In der 
Anordnung sind anzugeben:

		�  1. bei gezielt gegen bestimmte Personen gerichteten 
Maßnahmen die Person, gegen die sich die Maßnahme 
richtet, soweit möglich, mit Name und Anschrift,

	�	�  2. bei Maßnahmen nach § 12 Absatz 1 die zu über-
wachende Wohnung oder die zu überwachenden 
Wohnräume,

	�	  3. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme sowie
		  4. die wesentlichen Gründe.

(4)	�Bei Maßnahmen nach § 14 gelten die Absätze 2 und 3 mit 
der Maßgabe, dass Gegenstand von Antrag und Anord- 
nung der Einsatz der verdeckten Mittel zur Aufklärung 
einer bestimmten nachrichtendienstlich beobachtungs-
bedürftigen Bestrebung oder Tätigkeit ist, ohne dabei 
konkrete Vertrauenspersonen oder Verdeckt arbeitende 
Bedienstete zu benennen.

(5)	�Bei Gefahr im Verzug kann die Behördenleitung des 
Landesamtes für Verfassungsschutz oder ihre Vertretung 
die Anordnung treffen; diese Anordnung bedarf der 
Bestätigung durch das Gericht. Die Entscheidung des 
Gerichts ist unverzüglich herbeizuführen.

Teil 5 
Behördliche Eigensicherung

§ 42	 Besondere Maßnahmen zur Eigensicherung

(1)	� Die Eigensicherung dient dem Schutz der Beschäftigten, 
Einrichtungen, Gegenstände, Quellen und amtlichen 
Informationen des Landesamtes für Verfassungsschutz 
gegen sicherheitsgefährdende oder geheimdienstliche 
Tätigkeiten. Das Landesamt für Verfassungsschutz hat 
hierzu besondere Befugnisse nach Maßgabe der folgen-
den Absätze.

(2)	�Das Landesamt für Verfassungsschutz kann Räume inner- 
halb seiner Dienststellen und Personen, die seine Dienst- 
stellen, Grundstücke und sonstigen Einrichtungen (Eigen- 
sicherungsbereich) betreten oder sich dort aufhalten 
sowie von diesen Personen mitgeführte Taschen und 
sonstige Gegenstände und von diesen Personen genutzte 
Fahrzeuge 

		  1. verdachtsunabhängig kontrollieren,
		�  2. durchsuchen, wenn tatsächliche Anhaltspunkte 

für sicherheitsgefährdende oder geheimdienstliche 
Tätigkeiten vorliegen.

(3)	�Eine Kontrolle nach Absatz 2 Nummer 1 ist die oberfläch-
liche Suche nach Gegenständen an Personen, an oder in 
Taschen, mitgeführten Gegenständen und Fahrzeugen 
sowie in Räumen, auch unter Einsatz technischer Mittel, 
insbesondere an Ein- und Ausgängen, ohne dass ein 
Körperkontakt mit der betroffenen Person stattfindet. 
Eine Durchsuchung nach Absatz 2 Nummer 2 ist die ziel- 
gerichtete und planmäßige Suche, auch unter Einsatz 
technischer Mittel,

	�	  1. am äußeren Körper der betroffenen Person,
		  2. in Kleidung und Taschen der betroffenen Person,
	�	�  3. an und in Fahrzeugen der betroffenen Person, 

einschließlich der dort befindlichen Gegenstände,
		�  4. in Räumen einschließlich der dort befindlichen 

Gegenstände oder
	�	�  5. in sonstigen Gegenständen der betroffenen Person, 

die zur unbefugten Verbringung von amtlichen 
Informationen geeignet sind.

(4)	�Gegenstände, die sich im Eigensicherungsbereich 
befinden, kann das Landesamt für Verfassungsschutz 
sicherstellen und untersuchen, wenn 



244 245

VERFASSUNGSSCHUTZBERICHT 2025 GESETZESTEXT

		�  1. tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass 
sie für eine sicherheitsgefährdende oder geheim-
dienstliche Tätigkeit verwendet werden oder mit 
solchen Tätigkeiten gewonnen worden sind, oder

		�  2. diese keiner bestimmten Person zuzuordnen sind 
und die Sicherstellung und Untersuchung zum Schutz 
vor einer sicherheitsgefährdenden oder geheim-
dienstlichen Tätigkeit erforderlich ist.

(5)	�Personen, die sich im Eigensicherungsbereich aufhalten, 
sind verpflichtet, an Maßnahmen nach den Absätzen 2 
und 4 mitzuwirken. Entziehen sich Personen Maßnahmen 
nach den Absätzen 2 und 4 im Eigensicherungsbereich, 
kann das Landesamt für Verfassungsschutz die Maß- 
nahmen auch noch in unmittelbarer Nähe des Eigen-
sicherungsbereichs vornehmen.

(6)	�Das Landesamt für Verfassungsschutz kann eine nach 
§ 21h Absatz 3 Nummer 4 der Luftverkehrs-Ordnung vom 
29. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1894), die zuletzt durch 
Artikel 31 der Verordnung vom 11. Dezember 2024 (BGBl. 
2024 I Nr. 411, S. 15) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung, unzulässige Benutzung des Luftraums 
seines Eigensicherungsbereichs mittels unbemannter 
Fluggeräte durch geeignete technische Mittel gegen 
das unbemannte Fluggerät, dessen Steuerungseinheit 
oder Steuerungsverbindung aufklären und abwehren.

§ 43	 Durchführung der Maßnahmen zur Eigensicherung

(1)	� Bei der Durchführung der Maßnahmen zur Eigensicherung 
hat das Landesamt für Verfassungsschutz unter mehreren 
möglichen und geeigneten Maßnahmen diejenigen zu 
treffen, die die Einzelne beziehungsweise den Einzelnen 
am wenigsten beeinträchtigen. Eine Maßnahme darf nicht 
zu einem Nachteil führen, der zu dem erstrebten Erfolg 
erkennbar außer Verhältnis steht. 

(2)	�Sichergestellte Gegenstände sind unverzüglich an die 
betroffene Person herauszugeben, sobald der Zweck der 
Eigensicherung entfällt. Satz 1 gilt nicht, wenn die Gegen-
stände zur Einleitung oder Durchführung eines strafrecht- 
lichen Ermittlungsverfahrens an die Strafverfolgungsbe-
hörden weitergegeben werden müssen.

(3)	�Bei Maßnahmen nach § 42 Absatz 2 hat die betroffene 
Person das Recht, anwesend zu sein. Satz 1 gilt nicht für 
Kontrollen von Räumen innerhalb der Dienststellen. Über 
eine Durchsuchung nach § 42 Absatz 2 Nummer 2 oder 
eine Sicherstellung nach § 42 Absatz 4 ist auf Verlangen 
eine Bescheinigung über die Maßnahme und den Grund 
der Maßnahme zu erteilen. Maßnahmen nach § 42 Absatz 
4, die in Abwesenheit der betroffenen Person durch-
geführt worden sind, sind ihr in Textform mitzuteilen, 
wenn hierdurch nicht der Zweck der Maßnahme gefährdet 
wird.

(4)	�Die Untersuchung von Geräten der Informations- und 
Kommunikationstechnik nach § 42 Absatz 4 umfasst 
auch das Eingreifen mit technischen Mitteln sowie das 
Verarbeiten der auf dem Gerät gespeicherten Informa-
tionen einschließlich personenbezogener Daten, die 
Bezug zu einer sicherheitsgefährdenden oder geheim-
dienstlichen Tätigkeit haben. Bei der Untersuchung von 
Ge räten der Informations- und Kommunikationstechnik, 
die nicht ausschließlich zur dienstlichen Nutzung über- 

lassen wurden, ist sicherzustellen, dass an dem Gerät nur 
Veränderungen vorgenommen werden, die für die Daten-
verarbeitung unerlässlich sind. Vorgenommene Verän- 
derungen sind bei Beendigung der Maßnahme, soweit 
technisch möglich, rückgängig zu machen. Sichergestellte 
Telekommunikationsendgeräte sind abweichend von 
Absatz 2 Satz 1 unabhängig von dem Abschluss der Maß- 
nahmen nach § 42 Absatz 4 an die betroffene Person 
spätestens nach zwei Wochen herauszugeben. Macht 
die betroffene Person in den Fällen des Satzes 3 Gründe 
glaubhaft, nach denen für sie eine Aufrechterhaltung der 
Sicherstellung nicht zumutbar ist, so ist das Telekommu- 
nikationsendgerät innerhalb von 48 Stunden nach Darle- 
gung der Gründe an die betroffene Person zurückzugeben. 
Das Landesamt für Verfassungsschutz darf vor der Rück- 
gabe ein Abbild der auf dem Gerät gespeicherten 
Informationen einschließlich personenbezogener Daten 
zur Datensicherung erzeugen. Das Abbild ist zu löschen, 
sobald der Zweck der Eigensicherung entfällt. Satz 7 gilt 
nicht, wenn die Weitergabe des Abbilds zur Einleitung oder 
Durchführung eines strafrechtlichen Ermittlungsverfahrens 
an die Strafverfolgungsbehörden erforderlich ist.

§ 44	� Anordnung und Durchsetzung der Maßnahmen zur 
Eigensicherung, Dokumentationspflicht

(1)	� Maßnahmen nach § 42 Absatz 2 Nummer 2 und Absatz 4 
bedürfen der Anordnung durch die Behördenleitung des 
Landesamtes für Verfassungsschutz oder einer von ihr 
besonders beauftragten Person. In der Anordnung sind 
anzugeben:

	�	�  1. Art und Beschreibung der Maßnahme nach § 42 
Absatz 2 Nummer 2 und Absatz 4,

	�	�  2. die betroffene Person mit Ausnahme von § 42 
Absatz 4 Nummer 2,

		  3. Anlass der Maßnahme sowie
		  4. Begründung der Maßnahme.
(2)	�Ist eine Anordnung nach Absatz 1 Satz 1 auf Grund beson- 

derer Eilbedürftigkeit nicht rechtzeitig zu erlangen, kann 
die Maßnahme auch ohne vorherige Anordnung durch-
geführt werden, wenn ansonsten der Zweck der Maßnahme 
vereitelt oder wesentlich erschwert würde. Bei Geräten 
der Informations- und Kommunikationstechnik darf in 
diesem Fall lediglich das Gerät sichergestellt werden. Die 
Anordnung ist unverzüglich nachzuholen. Wird die Anord- 
nung nach Absatz 1 Satz 1 nicht nachgeholt, so hat das 
Landesamt für Verfassungsschutz unverzüglich bereits 
erhobene Daten zu löschen und sichergestellte Gegen-
stände an die betroffene Person herauszugeben.

(3)	�Das Landesamt für Verfassungsschutz kann zur Durch-
setzung von Maßnahmen gegenüber Personen, die nach 
§ 42 Absatz 5 mitwirkungspflichtig sind, folgende Zwangs- 
mittel anwenden: 

	�	�  1. unmittelbare Einwirkung auf die betroffene Person 
oder Gegenstände (körperliche Gewalt) oder Hilfs- 
mittel der körperlichen Gewalt; eine Fesselung der 
betroffenen Person ist nur dann zulässig, wenn Tat- 
sachen die Annahme rechtfertigen, dass sie die mit 
der Durchsetzung der Maßnahme beauftragten 
Personen oder Dritte angreifen, Widerstand leisten 
oder sich der Kontrolle entziehen wird,

	�	�  2. unmittelbare Einwirkung auf Gegenstände mittels 
körperlicher Gewalt oder durch Hilfsmittel der körper-
lichen Gewalt.

	� Dies gilt nicht für Kontrollen nach § 42 Absatz 3 Satz 1 
an Eingängen. § 6 Absatz 2 und § 18 Absatz 2 des Ver- 
waltungs-Vollstreckungsgesetzes (VwVG) vom 27. April 
1953 (BGBl. I S. 157), das zuletzt durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3436) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, sind ent- 
sprechend anzuwenden. 

(4)	�Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Maßnahmen 
nach § 42 haben keine aufschiebende Wirkung.

(5)	�Die Durchführung der Maßnahmen nach § 42, die im 
Rahmen der Maßnahmen erhobenen Informationen ein- 
schließlich personenbezogener Daten und die Anordnung 
nach Absatz 1 sind durch das Landesamt für Verfassungs- 
schutz zu dokumentieren.

§ 45	� Verarbeitung von personenbezogenen Daten  
aus Maßnahmen zur Eigensicherung

(1)	� Das Landesamt für Verfassungsschutz darf die im Rahmen 
der Maßnahmen nach § 42 für die Eigensicherung er- 
forderlichen Informationen einschließlich personen-
bezogener Daten verarbeiten, soweit nicht besondere 
Regelungen entgegenstehen. 

(2)	�Die Informationen nach Absatz 1 sind bis zum Ablauf des 
Kalenderjahres aufzubewahren, das auf das Kalenderjahr 
der Erhebung folgt. Nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist 
sind die Daten unverzüglich und unwiederbringlich zu 
löschen, es sei denn, es liegen die Voraussetzungen des 
Absatzes 3 vor. Die Löschung unterbleibt im Übrigen, 
wenn Grund zu der Annahme besteht, dass durch sie 
schutzwürdige Interessen des Betroffenen beeinträchtigt 
würden.

(3)	�Das Landesamt für Verfassungsschutz darf personen-
bezogene Daten, die im Rahmen von Maßnahmen nach 
§ 42 erhoben wurden, über die Absätze 1 und 2 hinaus 
nur weiterverarbeiten, wenn die erhobenen Informationen 
für die weitere Aufgabenerfüllung nach § 3 erforderlich 
sind.

§ 46	� Schutz des Kernbereichs  
privater Lebensgestaltung

(1)	�� Die Datenerhebung zum Zweck der Erlangung von Er- 
kenntnissen über den Kernbereich privater Lebens-
gestaltung ist unzulässig. Das Landesamt für Verfassungs-
schutz darf Erkenntnisse, die den Kernbereich privater 
Lebensgestaltung berühren, nicht verarbeiten, weiter-
geben oder in anderer Weise nutzen. Soweit Erkenntnisse 
erlangt wurden, die den Kernbereich privater Lebens-
gestaltung betreffen, sind diese Daten unverzüglich zu 
löschen. 

(2)	�Wird für das Landesamt für Verfassungsschutz erkenn-
bar, dass durch eine Maßnahme nach § 42 in den Kern- 
bereich privater Lebensgestaltung eingedrungen wird, 
ist diese unverzüglich zu unterbrechen. Ist für das Landes-
amt für Verfassungsschutz zu erwarten, dass bei einer 
Fortführung der Maßnahme nicht nur am Rande Er- 
kenntnisse über den Kernbereich privater Lebensgestal-
tung erlangt werden, so hat es die Maßnahme abzu-
brechen.

Teil 6 
Schlussvorschriften

§ 47	� Anwendung des Landes- und des  
Bundesdatenschutzgesetzes

Bei der Erfüllung der Aufgaben nach § 3 finden
	� 1. § 25 Absatz 2 Satz 1 Variante 1, Absätze 3 und 5 Sätze 2 

und 3, §§ 26 und 29 LDSG sowie
	� 2. §§ 2, 5 bis 7, 16 Absatz 2, §§ 46, 51 Absätze 1 bis 4, §§ 

52 bis 54, 62, 64 und 83 BDSG, in der am 3. Dezember 
2025 geltenden Fassung,

entsprechende Anwendung.

§ 48	 Einschränkung von Grundrechten

Aufgrund dieses Gesetzes können das Grundrecht auf körper- 
liche Unversehrtheit und Freiheit der Person (Artikel 2 des 
Grundgesetzes), das Grundrecht der Versammlungsfreiheit 
(Artikel 8 des Grundgesetzes), das Grundrecht des Brief-, 
Post- und Fernmeldegeheimnisses (Artikel 10 des Grund-
gesetzes) und das Grundrecht auf Unverletzlichkeit der 
Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) eingeschränkt 
werden.

§ 49	 Erlass von Verwaltungsvorschriften

Das Innenministerium kann zur Ausführung des Gesetzes 
allgemeine Verwaltungsvorschriften erlassen.

§ 50	 Übergangsregelung

Laufende Maßnahmen nach § 14 Absatz 2, über die von der 
Behördenleitung des Landesamtes für Verfassungsschutz 
oder ihrer Vertretung nach § 6a in der bis zum 2. Dezember 
2025 geltenden Fassung entschieden wurde, sind dem Gericht 
zur jährlichen Prüfung über die Fortsetzung der Maßnahme 
nach § 14 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 spätestens am [einsetzen: 
Datum des ersten Tages des neunten auf die Verkündung 
folgenden Kalendermonats] vorzulegen.
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Straftatenkatalog 

1.	� § 80a StGB (Aufstacheln zum Verbrechen der Aggression), 
2.	� § 83 Absatz 2 StGB (Vorbereitung eines hochverräterischen 

Unternehmens), 
3.	� § 84 Absätze 1 bis 3 StGB (Fortführung einer für ver-

fassungswidrig erklärten Partei), 
4.	� § 85 Absatz 1 StGB (Verstoß gegen ein Vereinigungs-

verbot), 
5.	� § 87 Absatz 1 StGB (Agententätigkeit zu Sabotage-

zwecken), 
6.	� § 88 StGB (Verfassungsfeindliche Sabotage), 
7.	� § 89 Absätze 1 und 2 StGB (Verfassungsfeindliche 

Einwirkung auf Bundeswehr und öffentliche Sicher-
heitsorgane), 

8.	� § 89c Absatz 5 StGB (Terrorismusfinanzierung), 
9.	� § 90 Absatz 3 StGB (Verunglimpfung des Bundes-

präsidenten),
10.	�§ 90a Absatz 3 StGB (Verunglimpfung des Staates und 

seiner Symbole),
11.	� § 90b Absatz 1 StGB (Verfassungsfeindliche Verun- 

glimpfung von Verfassungsorganen),
12.	� § 98 Absatz 1 Satz 1 StGB (Landesverräterische Agenten- 

tätigkeit),
13.	�§ 99 Absatz 1 StGB (Geheimdienstliche Agententätigkeit),
14.	�§ 100a Absätze 1 bis 3 StGB (Landesverräterische 

Fälschung),
15.	�§ 109d StGB (Störpropaganda gegen die Bundeswehr),
16.	�§ 109e Absätze 1 bis 3 und Absatz 5 Halbsatz 1 StGB 

(Sabotagehandlungen an Verteidigungsmitteln),
17.	� § 109f StGB (Sicherheitsgefährdender Nachrichtendienst),
18.	�§ 109g Absätze 1 und 3 StGB (Sicherheitsgefährdendes 

Abbilden),
19.	�§ 111 StGB (Öffentliche Aufforderung zu Straftaten), 

soweit zu einer Straftat aufgefordert wird, welche im 
Höchstmaß mit mehr als fünf Jahren Freiheitsstrafe 
bedroht oder mit bis zu fünf Jahren Freiheitsstrafe 
bedroht ist und Teil dieses Katalogs im Übrigen ist, 

20.	�§ 113 Absatz 2 StGB (Widerstand gegen Vollstreckungs-
beamte), auch in Verbindung mit § 115 StGB (Widerstand 
gegen oder tätlicher Angriff auf Personen, die Voll-
streckungsbeamten gleichstehen),

21.	�§ 114 Absätze 1 und 2 StGB (Tätlicher Angriff auf Voll- 
streckungsbeamte), auch in Verbindung mit § 115 StGB 
(Widerstand gegen oder tätlicher Angriff auf Personen, 
die Vollstreckungsbeamten gleichstehen),

22.	�§ 129 Absatz 5 Sätze 1 und 2 StGB (Bildung krimineller 
Vereinigungen), auch in Verbindung mit § 129b StGB 
(Kriminelle und terroristische Vereinigungen im Aus-
land; Einziehung),

23.	�§ 129a Absätze 3 und 5 StGB (Bildung terroristischer 
Vereinigungen), auch in Verbindung mit § 129b StGB 
(Kriminelle und terroristische Vereinigungen im Aus-
land; Einziehung),

24.	�§ 130 Absätze 1 und 3 StGB (Volksverhetzung),
25.	�§ 138 Absatz 1 Nummer 5 und Absatz 2 StGB (Nicht-

anzeige geplanter Straftaten),
26.	�§ 271 Absätze 3 und 4 StGB (Mittelbare Falschbe-

urkundung),
27.	�§ 275 Absatz 2 Alternative 1 StGB (Vorbereitung der 

Fälschung von amtlichen Ausweisen; Vorbereitung der 
Herstellung von unrichtigen Impfausweisen) auch in 
Verbindung mit § 276a StGB (Aufenthaltsrechtliche 
Papiere; Fahrzeugpapiere),

28.	�§ 276 Absatz 2 StGB (Verschaffen von falschen amtlichen 
Ausweisen) auch in Verbindung mit § 276a StGB (Aufent-
haltsrechtliche Papiere; Fahrzeugpapiere),

29.	�§ 309 Absatz 6 StGB (Missbrauch ionisierender Strahlen),
30.	�§ 310 Absatz 1 Nummern 2 und 3 und Absatz 3 Alternative 

1 StGB (Vorbereitung eines Explosions- oder Strahlungs-
verbrechens),

31.	�§ 315 Absätze 4 und 5 StGB (Gefährliche Eingriffe in den 
Bahn-, Schiffs- und Luftverkehr),

32.	�§ 315b Absätze 1 und 2 StGB (Gefährliche Eingriffe in den 
Straßenverkehr),

33.	�§ 316b Absätze 1 und 2 StGB (Störung öffentlicher 
Betriebe),

34.	�§ 316c Absatz 4 StGB (Angriffe auf den Luft- und 
Seeverkehr),

35.	�§ 339 StGB (Rechtsbeugung),
36.	�§ 348 StGB (Falschbeurkundung im Amt),
37.	�Straftaten nach § 51 Absatz 1 des Waffengesetzes vom 

11. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3970, 4592, 2003 I S. 1957), 
das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 25. Oktober 
2024 (BGBl. 2024 I Nr. 332, S. 5) geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung,

38.	�Strafvorschriften gegen Antipersonenminen und Streu- 
munition (§ 20a Absatz 1 des Gesetzes über die Kontrolle 
von Kriegswaffen in der Fassung vom 22. November 1990 
(BGBl. I S. 2506), das zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung 
vom 19. Februar 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 47) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung,

39.	�Straftaten nach § 22a Absatz 1 des Gesetzes über die 
Kontrolle von Kriegswaffen.
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Register: Extremistische Gruppierungen – 
Phänomene – Schlagwörter

Die folgende Auflistung enthält die im Verfassungsschutzbericht erwähnten extremistischen 
Personenzusammenschlüsse. Sie bietet dabei jedoch keine abschließende und vollständige 
Übersicht über die Organisationen, die das Landesamt für Verfassungsschutz beobachtet. 
Außerdem werden hier wichtige Phänomene und Schlagwörter aufgeführt.

A
Al Saif Media .................................................................................................................................................................136
Al-Ahed .......................................................................................................................................................................... 153
Al-Hidaya Moschee ................................................................................................................................................... 133
alliance earth (ae) ........................................................................................................................................................92
Al-Maghreb Kulturverein e. V. (AMK) ................................................................................................................. 132
Al-Manar ............................................................................................................................................................ 153, 155 f.
Al-Quds-Tag .................................................................................................................................................................156
Alternative für Deutschland (AfD, Verdachtsfall) .......................................... 36, 39 ff., 60 ff., 98 f., 101 ff.
Alternative Help Association (AHA!) ...................................................................................................................76
Alternative Medien .....................................................................................................................................................187
Alternative Schulmodelle ..........................................................................................................................................86
Alternativmedizin .........................................................................................................................................................86
Al-Umma-Moschee .................................................................................................................................................... 132
Amadeus-Verlag ..........................................................................................................................................................187
Anarchistisch ........................................................................................................................................................96, 108
Anatolische Föderation .............................................................................................................................................181
An-Nahda .....................................................................................................................................................................141 f.
An-Nur ............................................................................................................................................................................. 153
Annur-Moschee .................................................................................................................................................142, 144
Antifa Vernetzung Ludwigsburg (AVLB) .......................................................................................................... 102
Antifaschismus, Antifa ...............................................................................................................98 ff., 102 ff., 113 ff.
Antifaschistische Aktion Süd (Antifa Süd) .................................................................................................. 104 f.
Antifaschistisches Aktionsbündnis Stuttgart und Region (AABS) 	����������������������������������������102 ff., 115
Antifaschistisches Koordinationskollektiv Ulm (AKKU) ............................................................................103
Antimilitarismus .................................................................................................98, 100 f., 106 f., 109 f., 113, 220 f.
Antimilitaristisches Treffen Villingen-Schwenningen (AMT VS) .............................................................110
Antirepression ....................................................................................................................................98, 100, 105, 173
Antisemitismus ........................................................................43 f., 88, 118, 121 f., 126, 145, 165, 172, 185, 193
Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) .......................................................................................... 162, 164, 174 ff., 211
Atılım ................................................................................................................................................................................180 
Auditing ..........................................................................................................................................................................194
Aufbruch ..........................................................................................................................................................................73 
Aufgewacht – Die Deutsche Stimme (Zeitschrift) ..........................................................................................48
Ausweisdokumente, -papiere ..........................................................................................................................87, 90
Avrupa Milli Görüs Teskilatlari („Vereinigung der Neuen Weltsicht in Europa“, AMGT) 	�������������� 147

B
Baptistenkirche Zuverlässiges Wort Pforzheim (BKZW) 	���������������������������������������������������������������������� 192 f.
Bayt al-‘Izzah – Qur’anschule ............................................................................................................................... 133 
Bevölkerungsaustausch ............................................................................................................................................76
Bilal Verein e. V. ........................................................................................................................................................... 132
Bilal-Moschee .................................................................................................................................................. 124, 132 f.
Bildung im Quadrat e. V. (BiQ) .................................................................................................................. 124, 132 f.
Bismarcks Erben ...........................................................................................................................................................92
Boykott, Desinvestitionen und Sanktionen (BDS) 	�������������������������������������������������������������������������������������� 172 
BRD-GmbH ..............................................................................................................................................................84, 87
Budapest-Komplex ........................................................................................................................98, 100 f., 105, 115
Bundesstaatentreffen ............................................................................................................................................85 ff.
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Bürgerbewegung Pax Europa ............................................................................................................. 125, 129, 137
Bürgernetzwerk Süd ...................................................................................................................................................76

C
camia ......................................................................................................................................................................147, 149
Christlicher Fundamentalismus ..................................................................................................................185, 190
Church of Scientology International (CSI) ......................................................................................................194
Citizens Commission on Human Rights (CCHR) .......................................................................................... 197
Clear Planet ..................................................................................................................................................................196
COMPACT-Magazin GmbH ......................................................................................................................41, 70, 189
CONSPECT Film GmbH ...................................................................................................................................... 41, 70
Corona-Protestgeschehen ...............................................................................................................184, 186, 188 f.
Council of European Muslims (CEM) ........................................................................................................ 141, 144

D
Darulkitab-Verlagshaus ........................................................................................................................................... 133
De.indymedia.org (linksextremistische Internetplattform) 	������������������������������������������������99, 103 ff., 107
Delegitimierung .....................................................................................................................40, 67 f., 84, 88, 185 ff.
Delegitimierungs-Spektrum ...................................................................................................................... 68, 185 ff.
Der III. Weg ..................................................................................................................36 f., 39, 40, 42, 55 ff. 72, 80
Der Störtrupp ......................................................................................................................................................... 40, 80
Desinformation .............................................................................................................................204 f., 207 ff., 213 f.
Deutsche Jugend Voran 	�������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������40
Deutsche Kommunistische Partei (DKP) 	��������������������������������������������������������������������������������� 96 f., 109 f., 115
Deutsche Muslimische Gemeinschaft e. V. (DMG) 	������������������������������������������������������������������ 138, 142, 144
Deutsches Reich ...........................................................................................................................................................54
Deutschlands Seelengewinnen (DSG) 	���������������������������������������������������������������������������������������������������������� 192 f.
Deutschsprachiges Zentrum Sindelfingen e. V. (DIZS) 	��������������������������������������������������������������������132, 134
Devrimci Sol ................................................................................................................................................................. 179
Dianetik ..........................................................................................................................................................................198
Die Heimat ........................................................................................................................................36 f., 48 ff., 53, 80
DIE RECHTE .................................................................................................................................................. 39, 42, 53 f.
Die Rote Hilfe (Zeitung) 	�������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������114
Diffamierung ............................................................................................................................................................. 185 f.
Diktaturvergleich ................................................................................................................................................. 65, 187
Diplomatische Note .....................................................................................................................................................90
Dual-Use-Güter ........................................................................................................................................................... 212

E
Ehrenamtliche Geistliche ..................................................................................................................................... 197 f.
E-Meter ...........................................................................................................................................................................194
Esoterik ............................................................................................................................................................................86
Ethnisch-homogenes Volksverständnis ...........................................................................................60, 62, 64 f.
Ethnopluralismus .................................................................................................................................................76, 191
Europäische Moscheebau- und Unterstützungsgemeinschaft e. V.“ (EMUG) 	����������������������� 147, 150
Europäisches Institut für Humanwissenschaften (EIHW) ...............................................................140, 142
Europäisches Türkentum ........................................................................................................................................166
European Council for Fatwa and Research (ECFR) ............................................................................ 141, 144
Evangelische Freikirche Riedlingen (EFK) .......................................................................................................190

F
Fantasiestaat ................................................................................................................................................................. 87
Fatwa-Ausschuss in Deutschland (FAD) ..........................................................................................................141
Federation of Islamic Organisations in Europe (FIOE) ...................................................................... 141, 144
Feldmitarbeiter (Field Staff Member (FSM)) ..................................................................................................196
Firatnews Agency (ANF) ......................................................................................................................................... 175
Föderation der Arbeiter aus der Türkei in Deutschland e. V.“ (ATIF) .....................................................181

Föderation der Arbeitsimmigrant/innen aus der Türkei in Deutschland e. V. (AGIF) .....................181
Föderation der Türkisch-Demokratischen Idealistenvereine
in Deutschland e. V. (ADÜTDF) ........................................................................................................................166 ff.
Föderation der Völker Kurdistans e. V. (FED-GEL) ....................................................................................... 176
Föderation der Weltordnung in Europa (ANF) ............................................................................................ 167 f.
Föderation klassenkämpferischer Organisationen (FKO) ........................................................................108
Forum of European Muslim Youth and Student Organizations (FEMYSO) ......................141, 144, 149
Frauenkollektiv Freiburg .........................................................................................................................................108
Frauenkollektiv Stuttgart ........................................................................................................................................108
Freiheitliche demokratische Grundordnung (fdGO) ............................ 18, 20, 40, 42, 56 ff., 60, 62, 65,  

68 f., 71, 87, 118, 121, 128 f., 140, 148, 160, 184, 196
Freikirche .......................................................................................................................................................................190
Fremde Mächte .......................................................................................................................................................... 208
Fremdenfeindlichkeit ..................................................................................................................................................84
FSB (russischer Inlandsnachrichtendienst) .................................................................................................. 206

G
Gebietsrevisionismus ....................................................................................................................... 43, 66 f., 84, 87
Gemeinsam für Deutschland (Demonstrationsreihe) ......................................... 50 f., 80, 100, 103 f., 188
Gemeinsam Kämpfen! Kommunistische Gruppe Freiburg (GK) 	��������������������������������������������������102, 104
Gemeinschaft Deutschsprachiger Muslime e. V. (GDM) 	�������������������������������������������������������������������������� 133
Generation Islam (GI) .......................................................................................................................................121, 123
Generation Deutschland ................................................................................................................36, 39 f., 61, 104
Geschichtsrevisionismus ............................................................................................................................ 41, 66, 87
Gewaltbegriff/Gewaltorientierung ............................................27, 45 f., 84, 89, 101 ff., 125, 140, 177, 186
Graue Wölfe .................................................................................................................................................................. 165
Großer Austausch ......................................................................................................................................64 f., 76, 78
Großherzogtum Baden ..............................................................................................................................................86
GRU (russischer Militärnachrichtendienst) 	��������������������������������������������������������������������������������������������������206
Gruppe Prinz Reuß ..............................................................................................................................85, 89, 92, 188
Gruppe S. ......................................................................................................................................................................... 47

H
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HAMAS („Harakat al-muqawama al-Islamiya“) ....... 122 f., 134, 140 f., 145, 155, 161, 163, 170 ff. 181, 220 f.
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Ideale Org ................................................................................................................................................... 194, 196, 198
Identitäre Bewegung Deutschland (IBD) ................................................................................. 36, 41, 69, 74 ff.
Indigene, germanitische Bildung ............................................................................................................................91
Indigenenrechte ............................................................................................................................................................91
Indigenes Volk Germaniten (IVG) ................................................................................................................... 84, 91
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Integration und Verständigung e. V. (IUV) 	����������������������������������������������������������������������������������������������������� 133
International Union of Muslim Scholars (IUMS) 	���������������������������������������������������������������������������������������� 139 f.
Internationale Hochfinanz ........................................................................................................................................88
Internationale Jugend Freiburg (IJ Freiburg) 	������������������������������������������������������������������������������������������������108

VERFASSUNGSSCHUTZBERICHT 2025



253252
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IRGC (Iranische Revolutionsgarde) ..................................................................................................................206
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Islamischer Staat (IS) .................................................................................................................122, 124 f., 135, 137
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Islamisches Zentrum Stuttgart e. V. (IZS) ........................................................................................... 132 f., 142
Islamisierung ........................................................................................................................................................... 41, 74 
İsmail Ağa Cemaati (IAC) .................................................................................................................................... 147 f. 
Israel-Palästina-Konflikt ................................................................................100, 162 ff., 167, 169 ff., 181, 220 f. 

J
Jugend der Ummah ...................................................................................................................................................134
Jung und Stark ..............................................................................................................................................................40
Junge Nationalisten (JN) ....................................................................................................................... 48, 50 f., 80

K
Kaaba Reisen ............................................................................................................................................................... 132
Kaiserreichsgruppe ................................................................................................................................................... 188
Kalifatstaat ....................................................................................................................................................................146
Kameradschaften (Neonazismus) ....................................................................................... 36, 53 f., 57, 69, 72 
Kampagne „Solidarität nicht abreißen lassen“ ......................................................................................105, 115
Kampagne „Wir sind alle Antifa“ ........................................................................................................................114 f.
Kent-Depesche ............................................................................................................................................................187
Kommission für Verstöße der Psychiatrie gegen Menschenrechte (KVPM) ........................ 195, 197 f.
Kommunistische Partei Chinas (KPCh) ............................................................................................................210
Kommunistische Partei Deutschlands (KPD) .................................................................................................109
Kommunistischen Partei der Türkei-Marxisten-Leninisten (TKP-ML) .........................................179, 181
Konföderation der ArbeiterInnen aus der Türkei in Europa (ATIK) ........................................................181
Konföderation der Gemeinschaften Kurdistans in Deutschland e. V. (KON-MED) 	������������������������ 176
Konföderation der unterdrückten Migranten in Europa (AvEG-Kon) ...................................................181
Kongress der kurdisch-demokratischen Gesellschaft Kurdistans in Europa (KCDK-E) 	������������� 176
Königreich Deutschland (KRD) ....................................................................................................... 84 ff., 88, 90 f.
Kritische Infrastruktur (KRITIS) ................................................................................202, 207, 213 ff., 216, 220
Künstliche Intelligenz (KI) ................................................................................................................... 124, 164, 210
Kurdischer Extremismus ........................................................................................................................ 160 f., 174 ff.

L
„Lassen Sie uns die Welt verbessern“ („Let’s better the world“) ............................................................ 197
Letzte Verteidigungswelle (L.V.W) .....................................................................................................................46 f.
Low-Level-Agenten ....................................................................................................................................... 205, 208

M
Make Querdenken Great Again ......................................................................................................................... 189 f.
Maoismus ...................................................................................................................................................................... 178
Maoistische Kommunistische Partei (MKP) ..................................................................................164, 179, 181
Märtyrer ...........................................................................................................................................................57, 156, 177 
Marxismus-Leninismus ...................................................................................................................................109, 178
Marxistisch-Leninistische Partei Deutschlands (MLPD) ...............................................................96 f., 111 f.
Marxistisch-Leninistischen Kommunistischen Partei (MLKP) ...................................................164, 180 f.

Massenvernichtungswaffen .............................................................................................................. 204, 207, 212
Medya Haber ................................................................................................................................................................ 175
MID (chinesischer Militärnachrichtendienst) ................................................................................................ 206
Millî Gazete .......................................................................................................................................................... 147, 152
Milli Görüs-Bewegung ..........................................................................................................119 f., 122, 147 f., 151 f. 
MINCEL-Bewegung ................................................................................................................................................ 126 f.
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https://www.verfassungsschutz-bw.de/,Lde/Startseite/Service/Publikationen

Rechtsextremismus 
1 	� QR-Code „Phänomenbereichübergreifende Strukturdatenanalyse“ 

https://www.verfassungsschutz-bw.de/,Lde/Startseite/Meldungen+und+Archiv/Strukturdatenanalyse+ 
Rechtsextremismus_+Reichsbuerger_+Delegitimierung

2 	� QR-Code „Rechtsextremismus und Queerfeindlichkeit“ 
https://www.verfassungsschutz-bw.de/,Lde/Startseite/Meldungen+und+Archiv/Rechtsextremismus+ 
und+Queerfeindlichkeit

3 	� Abbildung Infostand, Der III. Weg 
https://der-dritte-weg.info/2025/08/informationsstand-zum-thema-bandenkrieg-in-tamm-video/; 
letzter Zugriff: 13.11.2025

4 	� QR-Code „Broschüre des Bundesamts für Verfassungsschutz (BfV) zu antisemitischen Codes und Chiffren“ 
https://www.verfassungsschutz.de/SharedDocs/publikationen/DE/allgemein/2026-05-antisemitische-
codes-und-chiffren.pdf?__blob=publicationFile&v=9

5 	� Logo „Die Heimat“, Die Heimat 
https://die-heimat.de; letzter Zugriff: 13.11.2025

6 	� Video zum 8. Mai, Die Heimat Baden-Württemberg 
https://www.facebook.com/reel/664054783205655; letzter Zugriff: 13.11.2025

7 	� Logo „Junge Nationalisten“, Junge Nationalsozialisten Baden-Württemberg 
https://www.aktion-widerstand.de; letzter Zugriff: 13.11.2025

8 	� Abbildung Versammlung „Die Heimat Baden-Württemberg“ und „Junge Nationalisten Baden-
Württemberg“, Die Heimat Baden-Württemberg und Junge Nationalsozialisten Baden-Württemberg 
https://t.me/heimatbw; letzter Zugriff: 13.11.2025

9 	� Abbildung Banneraktion „Zollern-Jugend Aktiv“, Zollern-Jugend Aktiv 
https://www.instagram.com/p/DJM6llcot4p/; letzter Zugriff: 05.05.2025

10	� Logo „Nationaldemokratische Partei Deutschlands“, Nationaldemokratische Partei Deutschlands 
https://www.npd-voran.de; letzter Zugriff: 13.11.2025

11 	� Demonstration der NPD, NPD Rhein-Neckar 
https://www.facebook.com/photo.php?fbid=122170184066350918&set=pb.61560527541697.-
2207520000&type=3; letzter Zugriff: 13.11.2025

12	� Logo „Nationale Jugend“, Nationaldemokratische Partei Deutschlands 
https://www.junge-nationaldemokraten.de/regionale-gruppen/nj-baden-württemberg;  
letzter Zugriff: 13.11.2025

13	� Flyer Demonstration der NPD, Nationaldemokratische Partei Deutschlands 
https://www.facebook.com/photo.php?fbid=122173164770109458&set=pb.61553283747967.-
2207520000&type=3; letzter Zugriff: 13.11.2025

14	� Logo „Der III. Weg“, Der III. Weg 
https://der-dritte-weg.info; letzter Zugriff: 13.11.2025

15	� Protestaktion Bad Mergentheim, Der III. Weg 
https://der-dritte-weg.info/2025/06/video-zur-kundgebung-in-bad-mergentheim/;  
letzter Zugriff: 13.11.2025

16	� QR-Code: „Ideologie ‚Der III. Weg‘“ 
https://www.verfassungsschutz-bw.de/,Lde/Startseite/Arbeitsfelder/_Unsere+Weltanschauung+ist+ 
der+Glaube+des+21_+Jahrhunderts_++Zum+ideologischen+Profil+von+_DER+III_+WEG_;

17	� Logo „Nationalrevolutionäre Jugend“, Der III. Weg 
https://der-dritte-weg.info/jugend; letzter Zugriff: 13.11.2025

18	� QR-Code: „Propagandaaktion der NRJ an Schulen“ 
https://www.verfassungsschutz-bw.de/,Lde/Startseite/Meldungen+und+Archiv/
Schulen+im+Visier+von+Rechtsextremisten

BILDNACHWEISE
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19	 QR-Code: „‚Aktivistischer Adventskalender‘ des ‚III. Weges“ 
	� https://www.verfassungsschutz-bw.de/,Lde/Startseite/Meldungen+und+Archiv/ 

Adventskalender-III_+Weg
20	� Regionale Verteilung der Kampagne „Unsere Heimat ist nicht ihr Wirtschaftsstandort!“, LfV BW
21	� QR-Code: „Kampagne ‚Unsere Heimat ist nicht ihr Wirtschaftsstandort!‘“ 

https://www.verfassungsschutz-bw.de/,Lde/Startseite/Meldungen+und+Archiv/ 
Kampagne+des+_III_+Weges_

22	 �Regionale Verteilung der Kampagne „Unsere Alternative heißt Revolution!“, LfV BW 
23	� QR-Code: „Kampagne ‚Unsere Alternative heißt Revolution!‘“ 

https://www.verfassungsschutz-bw.de/,Lde/Startseite/Meldungen+und+Archiv/
Neue+Kampagne+des+_III_+Weges_

24	 �Logo des Landesverbands Baden-Württemberg der „Alternative für Deutschland“ (AfD BW) 
https://www.afd-bw.de; letzter Zugriff: 20.11.2025

25	 �QR-Code: „Die Einnahmequellen von Rechtsextremisten“ 
�https://www.verfassungsschutz-bw.de/site/verfassungsschutz/get/documents_ 
E-1901802202/IV.Dachmandant/LfV_Datenquelle_neu/Publikationen/Rechtsextremismus/ 
Studie_Einnahmequellen_REX.pdf

26	� Cover der CD „Patriotisch, praktisch, gut“ der Mannheimer Skinhead-Band „Aufbruch“, 
Aufbruch/OPOS Records 
Repro: LfV BW

27	 �Logo „Identitäre Bewegung Deutschland e. V.“ (IBD), Identitäre Bewegung Deutschland e. V. 
https://t.me/IdentitaereDeutschland; letzter Zugriff: 13.11.2025

28	 �IBD-Flyer „Lehrer hassen diese Fragen“, Identitäre Bewegung Deutschland e. V. 
https://t.me/IdentitaereDeutschland; letzter Zugriff: 13.11.2024

29	� QR-Code: „Propagandaaktion der IBD an Schulen“ 
https://www.verfassungsschutz-bw.de/,Lde/Startseite/Meldungen+und+Archiv/ 
Flyer-Aktion+der+IB+an+Schulen

30	� Einladung zur Frühjahrswanderung, Reconquista 21 
https://x.com/reconquista21_/status/1894728759753716085/photo/1; letzter Zugriff: 13.11.2025

31	� Hissen der Deutschlandflagge in Stuttgart, Reconquista 21 
https://x.com/reconquista21_/status/1983943347489186216/photo/1; letzter Zugriff: 13.11.2025

Reichsbürger und Selbstverwalter 
1 	 �Logo „KRD“ 

https://koenigreichdeutschland.org/de/; letzter Zugriff: 18.11.2024
2 	 �QR-Code: Kurzstudie des LfV (2025): Antisemitismus im Milieu der „Reichsbürger“ und „Selbstverwalter“ 

https://www.verfassungsschutz-bw.de/site/verfassungsschutz/get/documents_E-943984976/IV.
Dachmandant/LfV_Datenquelle_neu/Publikationen/Reichsb%C3%BCrger%20und%20 
Selbstverwalter/Kurzstudie%20Antisemitismus%20Reichsb%C3%BCrger.pdf; 
letzter Zugriff: 31.03.2026

3 	 �Logo „IOV“ 
https://iov-organisation.org/; letzter Zugriff: 11.09.2025

4 	 �QR-Code: „Zunehmenden Aktivitäten des IOV gegen Ende des Jahres 2025“ 
https://www.verfassungsschutz-bw.de/,Lde/Startseite/Meldungen+und+Archiv/Internationale+ 
Organisation+Voelkerrecht+2025?QUERYSTRING=iov; letzter Zugriff: 31.03.2026

5 	� Logo „IVG“ 
https://www.indigenesvolkgermaniten.org/; letzter Zugriff: 12.09.2025

6 	� Logo „VDWK“ 
Telegram-Gruppe „VDWK – Der Weg in die Heimat“ t.me/VDWK_Offiziell/1; Untergruppe  
„VDWK – Hauptkanal“; beispielsweise im Post vom 14.11.2024; letzter Zugriff: 11.09.2025

7 	� QR-Code: Broschüre des LfV „‚Reichsbürger‘ und ‚Selbstverwalter‘ in Baden-Württemberg. 
Eine Handreichung für Beschäftigte im öffentlichen Dienst“ 
https://www.verfassungsschutz-bw.de/site/verfassungsschutz/get/documents_E-1501609465/IV.
Dachmandant/LfV_Datenquelle_neu/Publikationen/Reichsb%C3%BCrger%20und%20 
Selbstverwalter/RZ_LfV_Reichsbu%CC%88rgerbroschu%CC%88re_02I25_web.pdf; 
letzter Zugriff: 31.03.2026
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Linksextremismus 
1 	 �Foto Sachbeschädigung Karlsruhe, Anonym (de.indymedia.org) 

www.de.indymedia.org/node/493992; letzter Zugriff: 18.11.2025
2 	� Instagram-Posting Mobilisierungsaufruf, „Antifaschistischen Aktionsbündnis  

Stuttgart & Region“ (AABS) 
www.instagram.com/p/DHWPtgelEy3/?img_index=1; letzter Zugriff: 18.11.2025

3 	 �Instagram-Posting Plakat, „Antifaschistisches Aktionsbündnis Stuttgart & Region“ (AABS) 
�https://www.instagram.com/p/DFbQ6YOsauu/?img_index=1; letzter Zugriff: 18.02.2025

4 	 �QR-Code: Störaktionen Bundestagswahl 
https://www.verfassungsschutz-bw.de/,Lde/Startseite/Meldungen+und+Archiv/
Aktionen+von+Linksextremisten+im+Bundestagswahlkampf

5 	� Logo Kampagne Bundestagswahl, „Offenes Antifaschistisches Treffen Pforzheim“ (OAT PF) 
https://www.instagram.com/p/DE4JcXqsq4u/?img_index=1; letzter Zugriff: 18.02.2025

6 	 �Sticker-Motiv Schulkampagne, „Offenes Antifaschistisches Treffen Rems Murr“ (OAT RM) 
www.instagram.com/p/DNLsK0Vssr8; letzter Zugriff: 06.10.2025

7 	 �QR-Code: Schulkampagne OAT RM 
�https://www.verfassungsschutz-bw.de/,Lde/Startseite/Meldungen+und+Archiv/
Schulkampagne+OAT+RM

8 	 �Foto Farbangriff, LfV BW
9 	� Mobilisierungsaufruf, Solidaritätskampagne „Solidarität nicht abreißen lassen“ 

www.solidaritaetnichtabreissenlassen.wordpress.com/2025/02/09/solidaritaet-nicht-abreissen-
lassen-rechte-braende-loeschen/; letzter Zugriff: 14.11.2025

10	 �QR-Code: 1. Mai 
https://www.verfassungsschutz-bw.de/,Lde/Startseite/Meldungen+und+Archiv/Linksextremistische
+Agitation+zum+1_+Mai+2025

11 	 �Foto Sachbeschädigung KIT, LfV BW
12	 �Foto Sachbeschädigung Militärfahrzeug, LfV BW
13	 �Foto Sachbeschädigung Karrierecenter der Bundeswehr, LfV BW
14	 �Foto Farbangriff Mannheimer Hochschule der Bundesagentur für Arbeit, LfV BW
15	 �Logo „Kommunistischer Aufbau“ 

www.komaufbau.org; letzter Zugriff: 11.07.2025
16	 �Logo „Föderation klassenkämpferischer Organisationen“ 

www.fkoonline.org; letzter Zugriff: 11.07.2025
17	 �QR-Code: Kommunistischer Aufbau  

https://www.verfassungsschutz-bw.de/,Lde/Startseite/Meldungen+und+Archiv/
Kommunistischer+Aufbau

18	 �QR-Code: Switch off 
https://www.verfassungsschutz-bw.de/,Lde/Startseite/Meldungen+und+Archiv/SwitchOff

19	 �Logo „DKP“ 
�https://www.instagram.com/p/CrgiLEeoARn/?utm_source=ig_web_copy_
link&igshid=ODhhZWM5NmIwOQ; letzter Zugriff: 28.11.2024

20	 �Logo „MLPD“ 
�https://www.mlpd.de/2021/11/flugblattcorona_alarm-stufe-rot.pdf; letzter Zugriff: 28.11.2024

21	 �Logo „Linksjugend“ 
https://de-de.facebook.com/solidbw/photos; letzter Zugriff: 28.11.2024

22	 �Logo „RH“ 
�https://rotehilfestuttgart.noblogs.org; letzter Zugriff: 28.11.2024

Islamistischer Extremismus und Terrorismus 
1 	 �QR-Code: Beitrag des LfV zum Verein „Bildung im Quadrat e. V.“ 

https://www.verfassungsschutz-bw.de/,Lde/Startseite/Meldungen+und+Archiv/Bildung+im+Quadrat
2 	� Banner von „Abul Baraa International“ 

https://www.youtube.com/@AbulBaraaInternational;  
letzter Zugriff: 09.12.2025

3 	� Fernsehturm am Alexanderplatz, LfV BW
4 	� Graffiti von arabischen Stammescodes, LfV BW
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5 	� TikTok-Beitrag Ablehnung der Demokratie durch den Islam 
https://www.tiktok.com/@akh.amanah/photo/7473227186770677015; letzter Zugriff: 09.12.2025

6 	 �Diagramm Salafismus in Zahlen 
Eigene Darstellung

7 	� QR-Code: Beitrag des LfV zu Anas FILALI OMARI 
https://www.verfassungsschutz-bw.de/,Lde/Startseite/Meldungen+und+Archiv/Serie+_Salafistische+ 
Netzwerke+im+Wandel+_+Teil+12_+Anas+FILALI+OMARI

�8 	� Flyer des IZS 
Telegram-Gruppe des IZS; letzter Zugriff: 09.12.2025

�9 	� Logo der „Islamischen Universität Medina“ in Saudi-Arabien 
https://en.wikipedia.org/wiki/Islamic_University_of_Madinah#/media/File:Islamic_University_of_
Madinah_Logo.png; letzter Zugriff: 01.12.2024

�10	� Logo des salafistischen Projekts „Das Gute Wort“ 
https://encrypted-tbn0.gstatic.com/images?q=tbn: 
ANd9GcRo0L5KrAvsyToYyVcKHer1hl7FRtk-SyfzzQ&s; letzter Zugriff: 01.12.2024

�11 	� Logo der „Muslimbruderschaft“ 
https://commons.wikimedia.org/wiki/File:Emblem_of_the_Muslim_Brotherhood.png; 
letzter Zugriff: 28.11.2024

12	� Rabia-Hand 
https://commons.wikimedia.org/wiki/File:Rabia_sign.svg; letzter Zugriff: 28.11.2024 

13	� Ankündigung eines Sira-Camps 
https://www.instagram.com/p/DPODsKcCGsg/; letzter Zugriff: 08.12.2025

14	� Logo „ECFR“ 
https://www.e-cfr.org/; letzter Zugriff: 28.11.2024

15	� Logo „FAD“ 
https://www.facebook.com/fatwarat/photos/a.1609260142666798/2149415921984548/;  
letzter Zugriff: 28.11.2024

16	� Logo „ECI“ 
https://www.facebook.com/euimams/photos/a.111345517010454/152940136184325/; 
letzter Zugriff: 28.11.2024

17	 Logo „RIGD“
	 https://rigd.wordpress.com/kontakt/; letzter Zugriff: 28.11.2024
18	� Logo „IESH“ 

https://www.facebook.com/photo/?fbid=1025406564942657&set=a.117047855778537; 
letzter Zugriff: 28.11.2024

19	 Logo „EIHW“
	 https://eihw.de/; letzter Zugriff: 28.11.2024 
20	� Logo „CEM“ 

https://mobile.twitter.com/eumuslims_org/photo; letzter Zugriff: 28.11.2024
21	� Logo „DMG“ 

https://www.facebook.com/dmgonlinede/?locale=de_DE (Facebook-Account „Deutsche Muslimische 
Gemeinschaft e. V.“ (‚dmgonline‘)); letzter Zugriff: 28.11.2024

22	� Logo „Annur Moschee“ 
https://www.annur.de/wp/de/aboutus/; letzter Zugriff: 28.11.2024

23	� Logo „IZS“ 
https://www.facebook.com/photo/?fbid=632192430226861&set=p.632192430226861;  
letzter Zugriff: 28.11.2024

24	� Logo „DMG“ 
�https://www.facebook.com/dmgonlinede/photos/a.183707371652846/2497919996898227/; 
letzter Zugriff: 28.11.2024

25	� Logo „HAMAS“ 
https://upload.wikimedia.org/wikipedia/de/thumb/6/6a/Logo_Hamas.svg/800px-Logo_Hamas.svg.png; 
letzter Zugriff: 28.11.2024 

26	� Flagge „HAMAS“ 
https://upload.wikimedia.org/wikipedia/commons/thumb/b/b3/Flag_of_Hamas.svg/1920px-Flag_ 
of_Hamas.svg.png; letzter Zugriff: 28.11.2024
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27	� Facebook-Vortragsankündigung zu einer Erbakan-Gedenkveranstaltung 
https://www.facebook.com/photo?fbid=1073447181491805&set=a.648070684029459&locale=de_DE ; 
letzter Zugriff 11.12.2025

28	� Logo der „IGMG“ 
https://www.facebook.com/photo/?fbid=854067990083385&set=a.628102059346647& 
locale=de_DE; letzter Zugriff 29.11.20244

29	� Spendenkampagne von IGMG und EMUG 
�https://www.facebook.com/photo/?fbid=1135584875425786&set=pcb.1134938345490439& 
locale=de_DE ; letzter Zugriff 11.12.2025

30	� Statement zum Tragen des Kopftuchs  
https://www.facebook.com/photo?fbid=1194622909365995&set=a.652829566878668& 
locale=de_DE; letzter Zugriff 11.12.2025

31	� Logo der „SP“ 
https://de.wikipedia.org/wiki/Saadet_Partisi#/media/Datei:Saadet_Partisi_Logo.svg;  
letzter Zugriff 29.11.2024

32	� Logo der „Millî Gazete“ 
https://www.facebook.com/photo/?fbid=252461513591547&set=a.252461470258218&locale= 
de_DE; letzter Zugriff: 29.11.2024

33	� Logo der „Hizb Allah“ 
https://upload.wikimedia.org/wikipedia/de/thumb/0/08/Flag_of_Hezbollah.svg/ 
1280px-Flag_of_Hezbollah.svg.png; letzter Zugriff: 25.12.2024

34	� Logo des Fernsehsenders „al-Manar“ 
https://upload.wikimedia.org/wikipedia/en/8/81/New_Al-Manar_logo.PNG; 
letzter Zugriff: 25.12.2024

Auslandsbezogener Extremismus und Terrorismus 
1 	� Instagram-Posting Nakba-Veranstaltungen, Zaytouna-Rhein-Neckar-Kreis 

https://www.instagram.com/p/DJxBxKJtUmC/; letzter Zugriff: 04.11.2025
2 	� Instagram-Posting eines „Ülkücü“-Anhängers, KI-generiert (Unbekannt) 

https://www.instagram.com/stories/highlights/18089581120824338/; letzter Zugriff: 04.11.2025
3 	� QR-Code: „Reaktionen der PKK-nahen Szene in Baden-Württemberg auf den Aufruf ÖCALANs“ 

https://www.verfassungsschutz-bw.de/,Lde/Startseite/Meldungen+und+Archiv/Reaktionen 
+auf+den+Aufruf+OeCALANs

4 	� Darstellung der Symbolik der Grauen Wölfe und des Wolfsgrußes, Unbekannt 
https://www.internethaber.com/ulku-ocaklarindan-11-maddelik-olay-bildiri- 
imamoglu-ve-canan-kaftancioglu-var-2028059h.htm; letzter Zugriff: 05.11.2025

5 	� Darstellung des fiktiven, ethnisch homogenen großtürkischen Reichs Turan, Unbekannt 
https://www.youtube.com/watch?v=NHGMmy_rpgo; letzter Zugriff: 05.11.2025 

6 	� Logo der „ADÜTDF“
	� https://www.turkfederasyon.com/; letzter Zugriff: 05.11.2025
7 	� Logo der „ATIB“ 

https://www.facebook.com/photo/?fbid=121253458245631&set=a.121253514912292;  
letzter Zugriff: 05.11.2025

8 	� Logo der „ANF“ 
https://www.facebook.com/photo/?fbid=573142561649359&set=a.57314251164364;  
letzter Zugriff: 05.11.2025

9 	� Organisationsstrukturen der ADÜTDF 
Eigene Darstellung

10	� Bild der Veranstaltung des Mannheimer ADÜTDF-Vereins anlässlich des Nationalfeiertages und 
Kindertags am 23. April 2025, Kamil Yilmaz 
https://www.facebook.com/photo/?fbid=1187140723422144&set=pcb.1187142260088657;  
letzter Zugriff: 05.11.2025

11 	� QR-Code: „Jugendgruppen im Auslandsbezogenen Extremismus (Teil 2): Türkischer Rechtsextremismus“ 
�https://www.verfassungsschutz-bw.de/,Lde/Startseite/Meldungen+und+Archiv/Jugend-
gruppen+im+Auslandsbezogenen+Extremismus+2
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12	� Bild eines Anhängers der „Ülkücü“-Szene mit einem türkischen Soldaten, der auf die israelische 
Flagge tritt, Unbekannt (vermutlich KI-generiert) 
https://www.instagram.com/stories/highlights/18089581120824338/; letzter Zugriff: 05.11.2025

13	� Logo von „Palästina Spricht“ 
https://www.theleftberlin.com/palastina-spricht/; letzter Zugriff: 05.11.2025

14	� Logo des „Palästinakomitee Stuttgart e. V.“ 
https://www.youtube.com/channel/UCz4vvYpgE8a2QwUIJ4Fx28g; letzter Zugriff: 05.11.2025

15	� Logo von „Zaytouna Rhein-Neckar“ 
https://www.instagram.com/zaytouna.rnk/; letzter Zugriff:05.11.2025

16	� Schild „Death to the IDF!!!“ bei propalästinensischer Großdemonstration in Frankfurt, „dilarasbilderbuch“  
https://www.instagram.com/p/DN_xDKaiJ-H/?img_index=8; letzter Zugriff: 13.11.2025

17	� Logo „PKK“ 
https://de.wikipedia.org/wiki/Arbeiterpartei_Kurdistans#/media/Datei: 
Flag_of_Kurdistan_Workers'_Party.svg; letzter Zugriff: 13.11.2025

18	� Organisationsstrukturen der PKK, LfV 
Eigene Darstellung

19	� Logo „KON-MED“ 
https://kon-med.com/; letzter Zugriff: 04.11.2025 

20	� Logo „FED-GEL“ 
https://twitter.com/fed_gel21?lang=de; letzter Zugriff: 05.11.2025

21	� Foto des „Langen Marsch für die Freiheit Abdullah Öcalans“, Endrik Baublies 
https://ais.badische-zeitung.de/piece/18/73/7b/b8/410221496.jpg; letzter Zugriff: 13.11.2025

22	 Bild einer Märtyrergedenkveranstaltung im PKK-nahen Verein Mannheim, Unbekannt
	 https://anf-news.com/avrupa/-218351; letzter Zugriff: 13.11.2025
23	� Logo der „DHKP-C“ 

https://tr.wikipedia.org/wiki/Devrimci_Halk_Kurtulu%C5%9F_Partisi-Cephesi#/media/Dosya:DHKP.svg; 
letzter Zugriff: 14.11.2025

24	� Logo der „TKP-ML“ 
https://www.tkpml.com/who-we-are/; letzter Zugriff: 05.11.2025

25	� Logo der „MLKP“ 
https://en.wikipedia.org/wiki/Marxist%E2%80%93Leninist_Communist_Party_%28Turkey 
%29#/media/File:MLKP_Badge.svg; letzter Zugriff: 26.11.2025

26	� Bild der Reisegruppe des „langen Marsch“ nach Gaza, Unbekannt 
https://www.instagram.com/p/DPeWBMeiJWT/; letzter Zugriff: 14.11.2025

27	� QR-Code: „Jugendgruppen im Auslandsbezogenen Extremismus (Teil 1): Türkischer Linksextremismus“ 
https://www.verfassungsschutz-bw.de/,Lde/Startseite/Meldungen+und+Archiv/Jugendgruppen+im+ 
Tuerkischen+Linksextremismus

Weitere Verfassungsfeindliche Bestrebungen 
1 	� Logo „Amadeus Verlag“ 

https://amadeus-verlag.de; letzter Zugriff: 09.02.2026 
2 	� Logo „Make Querdenken Great Again“ 

https://x.com/JurgenElsasser/status/1924047685666906566; letzter Zugriff: 09.02.2026
3 	� Logo „BKZW“ 

https://seelen-gewinnen.com; letzter Zugriff: 09.02.2026
4 	� Logo „DSG“ 

https://instagram.com/p/DDqKPVVyb4G; letzter Zugriff: 09.02.2026
5 	� Logo Scientology-Organisation 

https://facebook.com/scientology-stuttgart/photos/a.316124548552473/768249766673280; 
letzter Zugriff: 28.04.2026

6 	� Logo „KVPM“ 
https://www.kvpm.de/fileadmin/pdf/30_Jahre_KVPM.pdf; letzter Zugriff: 28.04.2026

7 	� Logo „Volunteer Minister“ 
https://www.scientology.org/how-we-help/volunteer-ministers/#slide5; letzter Zugriff: 28.04.2026

8 	� Logo „Sag Nein zu Drogen Sag Ja zum Leben“ 
https://www.facebook.com/SagNEINzuDrogen/photos/?ref=page_internal; letzter Zugriff: 28.04.2026

9 	� Flyer der Wanderausstellung „Psychiatrie: Tod statt Hilfe“, „Kommission für Verstöße der Psychiatrie 
gegen Menschenrechte“ (KVPM) 

BILDNACHWEISE

Spionageabwehr, Proliferation, Cyberabwehr,  
Wirtschaftsschutz 

1 	� Logo „SWR“ 
https://commons.wikimedia.org/w/index.php?curid=76358345; letzter Zugriff: 10.04.2026

2 	� Logo „FSB“ 
https://commons.wikimedia.org/w/index.php?curid=76361757; letzter Zugriff: 10.04.2026

3 	� Logo „GRU“ 
https://commons.wikimedia.org/w/index.php?curid=18612842; letzter Zugriff: 10.04.2026

4 	� Logo „MSS“ 
https://commons.wikimedia.org/w/index.php?curid=132087854; letzter Zugriff: 10.04.2026

5 	� Logo „MOIS“ 
https://commons.wikimedia.org/w/index.php?curid=142483906; letzter Zugriff: 10.04.2026

6 	� QR-Code: Beitrag des LfV zu Wahlen in Zeiten von Einflussnahme und Desinformation 
https://www.verfassungsschutz-bw.de/,Lde/Startseite/Meldungen+und+Archiv/
Waehlen+und+Desinformation

7 	� QR-Code: Sicherheit auf Geschäftsreisen: China. Informationsblatt des Bundesamts  
für Verfassungsschutz 
https://www.verfassungsschutz.de/SharedDocs/publikationen/DE/praevention_wirtschafts-und_
wissenschaftsschutz/2022-05-24-infoblatt-geschaeftsreisen-china.pdf?__blob=publicationFile&v=8; 
letzter Zugriff: 10.04.2026

8 	� QR-Code: Proliferation und Sanktionsumgehung. Informationsblatt des Bundesamts 
für Verfassungsschutz 
https://www.verfassungsschutz.de/SharedDocs/publikationen/DE/praevention_wirtschafts- 
und_wissenschaftsschutz/2025-05-14-infoblatt-proliferation-und-sanktionsumgehung.pdf?__
blob=publicationFile&v=5; letzter Zugriff: 10.04.2026

9 	� QR-Code: Kein Wegwerf-Agent werden. Kampagne von BfV, BND, BKA und BAMAD. 
https://www.verfassungsschutz.de/SharedDocs/kurzmeldungen/DE/2025/2025-09-02- 
informationskampagne.html; letzter Zugriff: 10.04.2026

10	� QR-Code: Beitrag des LfV zu Low-Level-Agenten 
https://www.verfassungsschutz-bw.de/,Lde/Startseite/Meldungen+und+Archiv/Low-Level-Agents

11 	� QR-Code: Beitrag des LfV zur Taskforce Desinformation 
https://www.verfassungsschutz-bw.de/,Lde/Startseite/Meldungen+und+Archiv/
TaskforceDesinformation; letzter Zugriff: 10.04.2026

12	� QR-Code: Taskforce Desinformation des Landes Baden-Württemberg 
https://im.baden-wuerttemberg.de/de/sicherheit/taskforce-desinformation;  
letzter Zugriff: 10.04.2026

13	� QR-Code: Maßnahmenpaket „Sicherheit stärken, Migration ordnen, Radikalisierung vorbeugen“ 
https://www.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/dateien/PDF/Anlagen_
PMs_2024/240924_Massnahmenpaket_Sicherheit-staerken_Migration-ordnen_Radikalisierung- 
vorbeugen.pdf; letzter Zugriff: 10.04.2026

14	� QR-Code: Schutz vor Desinformation. Informationsblatt des LfV. 
https://www.verfassungsschutz-bw.de/site/verfassungsschutz/get/documents_E-405544634/ 
IV.Dachmandant/LfV_Datenquelle_neu/Dokumente/Wirtschaftsschutz/LfV_BW_Infoblatt_ 
Desinformation.pdf

15	��� QR-Code: Sicherheitshinweise des LfV für IT-Fachkräfte 
https://www.verfassungsschutz-bw.de/,Lde/Startseite/Arbeitsfelder/ 
Sicherheitshinweise+-+neu#anker12644661

16	�� QR-Code: Informationen zur Zwei-Faktor- Authentifizierung des Bundesamts für Sicherheit in der 
Informationstechnik 
https://www.verfassungsschutz-bw.de/,Lde/Startseite/Arbeitsfelder/Sicherheitshinweise+-
+neu#anker12644661

17	�� QR-Code: PGP-Key des LfV zur sicheren Kommunikation 
https://www.verfassungsschutz-bw.de/,Lde/Startseite/Arbeitsfelder/Sicherheitshinweise+-
+neu#anker12644661

18	�� Die Einführung eines Schutzkonzepts 
Eigene Darstellung

19	�� QR-Code: PGP-Key des LfV zur sicheren Kommunikation 
https://www.verfassungsschutz-bw.de/,Lde/Startseite/Kontakt/PGP-Schluessel
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Verteilerhinweis
Diese Informationsschrift wird von der Landesregierung  
Baden-Württemberg im Rahmen ihrer verfassungsrechtlichen 
Verpflichtung zur Unterrichtung der Öffentlichkeit herausgegeben. 
Sie darf weder von Parteien noch von deren Kandidaten oder 
Helfern während eines Wahlkampfs zum Zwecke der Wahlwerbung 
verwendet werden. Dies gilt für alle Wahlen.
	 Missbräuchlich sind insbesondere die Verteilung auf Wahl- 
veranstaltungen und an Informationsständen der Parteien sowie 
das Einlegen, Aufdrucken oder Aufkleben parteipolitischer 
Informationen oder Werbemittel. 
	 Untersagt ist auch die Weitergabe an Dritte zum Zwecke der 
Wahlwerbung.
 	 Auch ohne zeitlichen Bezug zu einer Wahl darf die vor-
liegende Druckschrift nicht so verwendet werden, dass diese als 
Parteinahme der Herausgeberin zugunsten einzelner politischer 
Gruppen verstanden werden könnte. Diese Beschränkungen gelten 
unabhängig vom Vertriebsweg, also unabhängig davon, auf  
welchem Wege und in welcher Anzahl diese Informationsschrift 
dem Empfänger zugegangen ist. 
	 Erlaubt ist es jedoch den Parteien, die Informationsschrift 
zur Unterrichtung ihrer Mitglieder zu verwenden.
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Im Rahmen der Herstellung dieses Druckproduktes wurde  
ein finanzieller Beitrag an ein Klimaprojekt geleistet. 

Die Investition steht in keinem Zusammenhang mit einer Kompensation  
des CO2‑Fußabdrucks. Im Rahmen der Klimainitiative orientiert sich der  
Investitionsbetrag in die Klimaschutzprojekte zwar an der Höhe des  
ermittelten CO2‑Fußabdrucks, ist jedoch nicht als Kompensationsleistung  
zu verstehen.
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